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A. GERICHTSPRAXIS

I. VERWALTUNGSGERICHT

l
Verfahren

Rechtsmittelbefugnis von Natur- und Heimatschutzorganisationefi im
Rahmen der kommunalen Nulzutigsplanung.

Nach kantonalem Recht (Erw. 3a).
Nach Bundesrecht (Env. 3b-e).

-- Vorinstanzfiche ParteisteUung als Voraussetzung. Quereinsteiger auf

Beschwerdeebene nicht zugelassen (Erw. 3g).

Aus den Erwägungen:

3. Beschwerdebefngnis

a) Nach kantonalem Recht
Gegen den Erlass kommunaler Nutzungspläne inkl. dazugehörende

Vorschriften sind im Rechtsmittelverfahren Personen, die durch einen
Einspracheentscheid berührt sind und an seiner Aufhebung oder Ande-
rung ein schutzwürdiges Interesse haben sowie die in § 11 Abs. 4 erwahn-
ten Organisationen gemäss VRP zur Beschwerde befugt (vgl. § 26 Abs. 2
Planungs- und Baugesetz, PBG, nGS 493). § 11 Abs. 4 PBG räumt juristi-
sehen Personen die Beschwerdebefugnis ein, die erstens zum Zeitpunkt
der Rechtsmitteleingabe ihren statutarischen Sitz nachweislich seit min-
destens zehn Jahren im Kanton Schwyz haben und die sich zweitens sta-
tutengemäss zur Hauptsache dem Natur- und Heimatschutz oder ver-

wandten rein ideellen Zwecken widmen.
Es ist unbestritten, dass gestützt auf diese Bestimmungen die Bf. Ziff. 3

und 5 (== kantonale Organisationen) klarerweise beschwerdebefugt sind.
Ebenso klar lasst hingegen das kantonale Recht die Bf. l, 2 und 4 (:
schweizerische Organisationen) nicht zur Beschwerde zu.

b) Nach Bundesrecht
Die Beschwerdeführer (insbesondere Ziff. l) berufen sich auf die bun-

desgerichtliche Rechtsprechung, wonach auch Nutzungspiäne ausnahms-
weise mit Bundesverwaltungsgerichtsbeschwerde angefochten werden
können, nämlich dann, wenn ein solcher Plan Anordnungen enthält, die
sich auf Bundesverwaitungsrecht stützen und Verfügungen im Sinne von
Art. 5 VwVG darstellen (vgl. ... mit Hinweisen auf BGE 117 Ib llf., 116
Ib 60f. und 162f. und 425).



Nach Auffassung der Bf. stellen die im Zonenplanentwurf enthaltenen
Standortbestimmungen für das Areal «Steinfabrik» und «Gewerbezone
Seedamm» (Liegenschaft Sack) bundesrechtlich betrachtet Feststellungs-
Verfügungen betreffend das Bestehen bzw. Nichtbestehen von «Mooren»
und «Moorlandschaften» von besonderer Schönheit und nationaler Bedeu"
tung. Es handle sich dabei um Anordnungen im Sinne von Art. 5 VwVG,
die sich auf Bundesverwaltungs- und -verfassungsrecht (Art.
24— Abs. 5 BV, Art, 18 Abs. l bis NHG und Art. 29 Abs. l iit. a und c
NHV) stützen bzw. hätten stützen sollen. Falls solche Anordnungen als se-

parate Verfügungen erlassen worden waren, würden sie der Bundesverwal-

timgsgerichisbeschwerde unterliegen. Gemass einem Entscheid des Bun-
desgerichtes in Sachen SBN gegen die Einwohnergemeinde Saanen und
Zweisiinmen mache der Umstand, dass diese Anordnungen über die An-
Wendung von Art. 24MU" Abs, 5 BV in einem Zonenplan enthalten seien,
sie nicht zu Verfügungen über Plane im Sinne der Ausschtussbestimmun-
gen von Art. 99 lit. c OG und Art. 34 Abs, 3 RPG. Vielmehr könne mit
Bundesverwaitungsgerichtsbeschwerde gegen einen solchen Plan die Rüge
der Verletzung des bundesrechtHchen Moorschutzes vorgebracht werden.

Des weitem vertreten die Bf. die (zutreffende) Auffassung, dass Art,
24HÜ" Abs. 5 BV direkt anwendbares Bundesrecht sei. Die Nichtzulassung
bzw. Zulassung von Bauten und Anlagen in Mooren und Moorlandschaf-

ten von besonderer Schönheit und nationaler Bedeutung in Anwendung
von Art. 24K"" Abs. 5 BV (und von Art. 18 Abs. l bis NHG sowie Art. 29
Abs. l lit. a/c NHV) gelte nach der Rechtsprechung des Bundesgeriehtes
als Erfüllung einer Bundesaufgabe im Sinne von Art, 2 NHG (vgl. ... mit
Hinweis auf den zit. BGE v. 11.2.1992). Inhaltlich zum Teil analog wird
die Beschwerdebefugnis der Bf. 2 und 4 begründet.

c) Der Regierungsrat argumentiert, dass es nicht angehe, durch Umin"
terpretation eines Zonenplans in eine Verfügung den Weg zur Verwal-
tungsgerichtsbeschwerde ans Bundesgericht zu öffnen. Im Bereich der
(Rahmen-)Nutzungsplane solle staalsrechtliche Beschwerde (Art, 34 Abs.
3 RPG), nicht aber Verwaltungsgerichtsbeschwerde geführt werden kön-
nen. Im Bereich der Raumplanung sei gemäss Art. 34 Abs. l RPG die
Verwaltungsgerichtsbeschwerde nur in zwei Fällen gegeben, nämlich hin-
sichtlich Entschädigungen als Folge von Eigentumsbeschränkungen (Art.
5 RPG) und hinsichtlich Bewilligungen im Sinne von Art. 24 RPG. Da das
Raump!anungsgesetz gegen Zonenplanentscheide die Verwaitungs-
gerichtsbeschwerde nicht vorsehe, ja eigentlich ausschliesse, sei die Be-
schwerdelegitimation ... klarerweise nicht gegeben, Anders verhalte es
sich im Baubewiliigungsverfahren. Vorliegend gehe es jedoch klarerweise
um einen Entscheid im Rahmen des Erlassverfahrens zu einem Nut-

zungsptan.

d) Der Argumentation der Beschwerde führe r ist gestützt auf den kürz"
lich in der amtlichen Sammlung publizierten Bundesgerichtsentscheid 118



Ib S. Uff. (= BGE v. 11.2.1992 i.S. Schweiz. Bund für Naturschutz SBN
gegen Einwohnergemeinden Saanen und Zweisimmen sowie Regierungs-
rat des Kts. BE) beizupflichten. In diesem Bundesgerichtsentscheid ging
es im wesentlichen darum, ob der SBN legitimiert ist, Beschwerde zu er-
heben gegen einen Sondernutzungsplan für ein Golfplatzerweiterungs-
projekt, welches ein (im noch nicht in Kraft gesetzten Bundesinventar der
Flachmoore von nationaler Bedeutung als Objekt Nr. 374 bezeichnetes)
FIachgebiet tangiert. Das Bundesgericht bejahte im Ergebnis die Be-
schwerdelegitimation des SBN, indem es zusammenfassend festhielt, dass
die Rüge der Verletzung des bundesrechtlichen Moorschutzes durch An-
Ordnungen im umstrittenen Sondernutzungsplan grundsätzlich mit Verwal-
tungsgerichtsbeschwerde vorgebracht werden kann. Dabei bilde die Trag-
weite der bundesrechtlichen Bestimmungen über den Moorschutz und des
noch nicht in Kraft gesetzten Bundesinventars der Flachmoore von natio-
naler Bedeutung Gegenstand der materiellen Prüfung, weshalb dies im
auf die Frage der Beschwerdelegitimatton beschränkten Verfahren nicht
weiter zu untersuchen sei. Des weitem betonte das Bundesgericht, dass es
sich bei den in Art. 24MTi" Abs. 5 BV enthaltenen Vorschriften um direkt
anwendbare bundesrechtliche Bestimmungen handelt (vgt. zit. BGE 118
Ib 15, Erw. 2e).

Was die Argumentation anbelangt, wonach im Bereich der Raumpla-
nung gemäss Art. 34 Abs. l RPG die Verwaltungsgerichtsbeschwerde nur
in zwei Fällen gegeben sei (betr. Entschädigungen als Folge von Eigen-
tumsbeschränkungen und betr. Bewilligungen nach Art. 24 RPG), nahm
das Bundesgericht im wesentlichen wie folgt Stellung:

Nach der Rechtsprechung des Bundesgerichts können ausnahmsweise
auch Nutzungspläne mit Verwaltungsgerichtsbeschwerde angefochten
werden. Dies ist dann der Fall, wenn ein solcher Plan Anordnungen
enthält, die sich auf Bundesverwaltungsrecht stützen und Verfügungen
im Sinne von Art. 5 VwVG darstellen, soweit kein Ausschlussgrund
nach Art. 99ff. OG oder der Spezialgesetzgebung des Bundes vorliegt.

Der Ausschlussgrund von Art. 99 lit. c OG kommt hinsichtlich der in
einem solchem Plan enthaltenen Verfügungen im Sinne von Art. 5
VwVG zum Zug, wenn er die Verwaltungsgerichtsbeschwerde aus-
schliesst, würden diese Anordnungen separat, ausserhalb des Nut-
zungsplans getroffen. Der planungsrechtliche Teil des Nutzungsplans,
dem kantonalrechtliche Natur beigemessen wird (vgl. namentlich Art.
22q-"[" Abs. l BV und Art. 34 Abs. 3 RPG), stellt keine Verfügung im
Sinne von Art. 5 VwVG dar, weshalb insoweit die VerwaUungsge-
richtsbeschwerde von vornherein nicht in Betracht kommt. Art. 34 Abs.
3 RPG sieht dafür denn auch ausschliesslich die staatsrechtliche Be-
schwerde vor.

Das Bundesgericht stellte in der Folge im zit. Entscheid darauf ab, dass
die im betreffenden Sondernutzungsplan enthaltenen Standortbestim-
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mungen für Golfbahnen, welche sich unter dem Gesichtspunkt des Moor-
Schutzes aufBundesverwaltungs- und -verfassungsrecht (Art, 24s"iei Abs. 5

BV und Art. 29 Abs, l lit. a NHV) stützen (Art. 5 VwVG) bzw. hätten
stützen sollen, Vorenfscheide über die erwähnten Goifbahnen darstellen.
Diese - gleich wie etwa Rodungsbewilligungen - würden der Verwal-
tungsgerichtsbeschwerde unterliegen, wären sie als separate Verfügung
erlassen worden, und der Ausschlussgrund von Art. 99 lit. c OG käme für
sie nicht zur Anwendung. Der Umstand, dass diese Anordnungen in der
betreffenden Uberbauungsordnung enthalten sind, mache sie nicht zu
«Verfügungen über Pläne» im Sinne von Art. 99 lit. c. OG (vgl. zit. BGE
118 Ib 14t, Erw. 2c).

e) Der vorliegende Fall unterscheidet sich indessen wesentlich vom Fall
Saanen. Während es in Saanen um eine Uberbauungsordnung ging, wel-

ehe ins Fiachmoorgebiet Objekt Nr, 374 hineinragen soll, handelt es sich
beim Steinfabrikareal um ein Gebiet, welches erstens seit Ende des 19.
Jahrhunderts ununterbrochen industriell genutzt wird und welches zwei-
tens immer ausserhalb der Moorlanäschaft Prauenwinkei (Objekt Hr. 351)
lag imä liegt. Soweit sich die Beschwerden auf das Steinfabrikareal bezie-
hen, hat der Regierungsrat somit den Bf. l, 2 und 4 zu Recht die Be-
schwerdebefugnis abgesprochen und es ist die dagegen gerichtete Be-
schwerde abzuweisen. Für den Ufersfreifen, der ursprünglich innerhalb
des Perimeters des Objekts Nr. 351 lag, gelten die Ausführungen unter
Erw. 3f.

(...)

f) Wiederum anders verhält es sich in bezug auf die Gebiete KTN X
im inneren Sack und KTN Y. Diese beiden Parzellen befanden sich im
Zeitpunkt, als die Beschwerden beim Regierungsrat erhoben wurden, in-
nerhalb der Moorlandschaft Prauenwinkel. Somit waren die schweizeri-
sehen Organisationen damals beschwerdebefugt. In der Zwischenzeit wur-
de indessen die Grenze der Mooriandschaft im fraglichen Gebiet von der
Seedammstrasse etwas nach Westen zurückversetzt. Neu bildet nunmehr
die Bahnlinie Rapperswil-Pfäffikon die Grenzlinie der Moorlandschaft
Nr. 351 (vgl. ABI Nr. 11 vom 18. März 1993, S. 348). Die fraglichen drei
KTN liegen aber östiich der Bahnlinie und somit ausserhalb der Moor-
Jandschaft. Die Beschwerdebefugnis muss in jedem Zeitpunkt des Ver-
fahrens vorhanden sein. Haben die Bf. l, 2 und 4 somit die Beschwer-

debefugnis im Verlaufe des Verfahrens verloren, so bleibt es bei der
Feststellung, dass der Regierungsrat hätte auf die Beschwerden eintreten
müssen, dass aber das Verwaltungsgericht dies nicht mehr kann.

g) Der Vollständigkeit halber ist noch zu erwähnen, dass nur Parteien
des vorinstanziichen Verfahrens beschwerde befugt sind (vgi. § 37 lit, a
VRP i.V. mit § 26 Abs. 2 PBG). Der Bf. 2 hat im Einspracheverfahren
wie auch der Regierungsrat unwidersprochen festgehalten hat - nicht teil-
genommen, Beschwerdeführer kann aber nach Schwyzerischem Verfah"



rensrecht nur sein, wer sich die Sporen als Einsprecher abverdient hat.
Quereinsteiger auf Beschwerdeebene gibt es in Verfahren, in denen die
Möglichkeit zur Einsprache durch öffentliche Auflage publik gemacht
wurde, nicht. Somit fehlt es der Bf. 2 auch aus diesem Grunde an der Be-
schwerdebefugnis. Wie das Bundesgericht in BGE 117 Ib 270 bestätigt
hat, kann das kantonale Recht Beteiligungspflichten im kantonalen Ver-
fahren vorsehen (BGE 117 Ib 274/5 E. la). Die Frage, ob die fehlende Be-
teiiigung zum Ausschluss von Rechtsmittelmöglichkeiten auf Bundesebe-
ne führt, ist für das Verfahren vor Ve rwaltungsge rieht nicht von Belang
(vgl. BGE 117 Ib 275).

Q_(VGE 632/699b/92 vom 22. April 1993).

2
Verfahren

Rechtsmittelbefngnis eines Berufsverbandes (in casu verneint),

Aus den Erwägungen:

2. a) Die Beschwerdeführerin beruft sich darauf, dass sie gestützt auf §
16 der Verordnung über das Gesundheitswesen (GesV, nGS V-583) befugt
sei, beim Verwaltungsgericht gegen den Beschluss des Regierungsrates
RRB Nr. 778 bzw. gegen die Erteilung einer Ausnahmebewilligung im
Sinne von § 16 GesV Beschwerde zu erheben.

b) Nach § 16 Abs. i GesV ist der Regierungsrat befugt, nach Anhören
des zuständigen Berufsverbandes ausnahmsweise einem Arzt, Zahnarzt,

Tierarzt, Apotheker oder Drogisten, der die Voraussetzungen von § 15
GesV nicht erfüllt, die Bewilligung zur selbständigen Berufsausübung zu
erteilen, sofern er einen ändern gleichwertigen Ausweis beibringt und hie-
für ein Bedürfnis besteht.

c) Soweit die Beschwerdeführerin von § 16 Abs. l GesV auf eine Be-
schwerdebefugnis im Sinne von § 37 iit. b VRP schliesst, ist klarzustellen,
dass die in § 16 GesV enthaltene Anhörungspflicht keine Rechtsmittelbe-
fugnis des betreffenden Berufsverbandes begründet. In § 16 GesV werden
die betreffenden Berufs verbände nicht in ihrer Eigenschaft als Betroffe-
ne oder Anfechtungslegitimierte genannt, sondern als Fachinstanzen, de-
ren Wissen und Erfahrungen mitberücksichtigt werden sollen (vgl. auch
ZB1 1992, S. 88 unten). Ebensowenig ist ein anderer Rechtssatz ersicht-
lich, welcher den betreffenden Fachverband expressis verbis dazu er-
mächtigt, gegen Ausnahmebewilligungen im Sinne von § 16 GesV Be-
schwerde zu erheben. Nach dem Gesagten kommt der Beschwerde-
führerin keine Rechtsmitteibefugnis im Sinne von § 37 lit. b VRP zu.



d) Im Anschluss daran ist zu prüfen, ob die Beschwerdeführerin im Sin-
ne von § 37 fit. a VRP zur Einreichung des vorliegenden Rechtsmitlels be-
fugt ist.

Die Beschwerdeführerin war nicht Partei des vorinstanzlichen Verfah-
rens. Sie kann auch nicht als beiiadungsberechtigte Dritte des vorinstanz-
lichen Verfahrens gelten, wie noch nachfolgend zu zeigen ist.

Unter Beitadung versteht man das Einbeziehen eines Dritten in ein lau-
fendes Verfahren, sofern dieser Dritte voraussichtlich durch die zu erlas-
sende Anordnung in seinen schützenswerlen Interessen berührt wird (vgl.

J. Hensler, Die VerwaUungsgerichtsbeschwerde im Kanton Schwyz, S. 34).
Beiiadung bedeutet mit anderen Worten Prozessbeteiligung einer Person,
die zwar schutzwürdige Tnteressen am Ausgang des Verfahrens hat, je-
doch von der Vorinstanz nicht als Partei zugelassen worden ist. Die Bei-
laclung bezweckt, die Reehtswirksamkeit der Verfügung bzw. des Ent-
scheides auch auf den Beigetadenen auszudehnen (vgl. § 14 VRP; ZB1
1992, S, 88; Alfred Kölz, Kommentar zum Verwaltungsrechtspflegegesetz
des Kts. ZH, § 21 N. 90; Fritz Gygi Bundesverwaltungsrechtspflege, 1983,
S. 183; ZB1 1989, S. 233ff.). Zur Beiladung ist die verfahrensieitende Be-
hörde gnmdsälztich dann verpnichlet, wenn die betreffende Person zur
Beschwerde gegen den getroffenen bzw. zu treffenden Entscheid legi-
timiert wäre (vgl. ZB) 1992, S. 88; Kotz, a.a.O., § 21 N. 93 und 95; Rhinow/
Krahenmann, Schweiz. Verwaltungsrechtsprechung, Erganzungsband
1990, Nr. 92 B. III).

Nach konstanter Praxis des Verwaltungsgerichtes ist zur Auslegung der
in § 37 lit. a aufgeführten Kriterien (eigenes, unmittelbares und schiit-
zenswertes Interesse) die bundesgerichtiiche Rechtsprechung zu Art, 103
lit. a OG massgeblich heranzuziehen (vgl. EGV-SZ 1975, S. 4ff. ^ ZB1
1978, S, 123ff.; vgl. auch VGE 541/88 v. 19.7.1988, Erw. 2bff.; Hensler,
a.a.O., S. 38; EGV-SZ 1985, Nr. l, S, 7).

Das Bundesgericht anerkennt die Beschwerdebefugnis von Berufsver-
bänden - einmal abgesehen vom Fall, in welchem der Verband durch die
angefochtene Verfügung gleich oder ähnlich wie ein Privater betroffen
wird (vgl. BGE 112 Ib 130) - wenn folgende Voraussetzungen erfüllt sind;

die Vereinigung besitzt juristische Persönlichkeit;
- sie ist statutarisch zur Wahrung der in Frage stehenden Interessen der

Mitglieder befugt;
- die Interessen sind den Mitgliedern oder einer grossen Anzahl von

Mitgliedern gemeinsam und Jedes dieser Mitglieder wäre zur Gel-
tendmachung des Interesses durch Beschwerde befugt.

(Vgi. BGE 113 Tb 365; Kölz/Häner, Verwaltungsverfahren und Ver-
waltungsrechtspftege, des Bundes, Zürich 1993, S. 149, Rz. 244; BIaise
Knapp, Grundlagen des Verwaltungsrechts, Bd. II, dt.-sprachige
Ausg. der 4. Aufl. des precis de ctroit administratif, Basel 1993, Rz.
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1966 mit weiteren Hinweisen; vgl. auch VGE 541/88 v. 19.7.1988,
Erw. 2b/dd, mit Verweisen auf BGE 101 Ib 110 und EGV-SZ 1975, S.
6; ZB1 1989, S. 438, Erw. 3; vgl. auch Kälin, Das Verfahren der staats-
rechtlichen Beschwerde, S. 252f.).

Diese Voraussetzungen müssen kumulativ erfüllt sein (vgl. VPB 1992,
Nr. 10).

e) In der Folge sind die erwähnten Voraussetzungen zu prüfen.

aa) Die Beschwerdeführerin ist als privater Berufsverband ein Verein
i.S. von Art. 60ff. ZGB und hat Rechtspersönlichkeit.

bb) Was die involvierten Interessen angeht, drängen sich folgende Be-
merkungen auf. Die Beschwerdeführerin bezweckt gemäss den einge-
reichten Statuten (§ l): «Wahrung der Standesinteressen und der Stan-
desehre im Kanton Schwyz, in korporativer Verbindung mit dem
Urschweizerischen Zahnärzteverband und der Schweizerischen Odonto-
logischen Gesellschaft».

Die konkreten Umstände sprechen dafür, dass es der Beschwerdefüh-
rerin um wirtschaftliche Interessen der Mitglieder geht, welche sie durch
die im angefochtenen RRB enthaltene Handhabung von Art. 16 GesV ge-
fährdet sieht (vgl. dazu die Ausführungen in der Beschwerdeschrift zur
aktuellen Zahnärztedichte im Bezirk Schwyz, welche über dem schweize-
rischen Mittel von 1990 liege). Im Gegensatz etwa zur Obwaldner
Zahnärztegeseilschaft wird in den Statuten der Beschwerdeführerin die
Wahrung der wirtschaftlichen Interessen der Mitglieder nicht erwähnt
(vgl dazu ZB1 1989, S. 439, Erw. 3, wonach die Obwaldner Zahnärztege-
sellschaft nach ihren Statuten unter anderem die Wahrung und Vertretung
der Standesinteressen nach aussen und die Wahrung der wirtschaftlichen
Interessen der Mitglieder bezweckt). Nachdem es der Beschwerdeführerin
vorwiegend um die Wahrung der wirtschaftlichen Interessen ihrer Mit-
glieder geht unä dies nicht in den Zweckbereich der beschwerdeführen-
den Gesellschaft fällt, ist schon deswegen der kantonalen Zahnärztege-
sellschaft die Beschwerdeberechtigung abzusprechen. Anders verhielte es
sich nur, wenn man den Begriff der «Standesinteressen» weit interpretie-
ren und darunter auch die wirtschaftlichen Interessen subsumieren wür-

de. Im Bestreben, die Verbandsbeschwerdelegitimation nicht zu weit zu
fassen (vgl. dazu A. Marti, Die Verwaltungsgerichtsbarkeit im Kanton
Schaffhausen, S. 171 mit Hinweisen), muss die Wahrung der wirtschaftli-
chen Interessen klar aus den Statuten hervorgehen und es verbietet sich
eine extensive Auslegung (vgl. dazu beispielsweise auch § 2 der Statuten
des kantonalen Anwaltsverbandes: «Der Schwyzerische Anwattsverband
bezweckt die Wahrung des Ansehens und der Unabhängigkeit des An-
waltsstandes», [== Standesinteressen]. «Pflege des koilegialen Geistes un-
ter seinen Mitgliedern und die Vertretung ihrer beruflichen und wirt-
schaftiichen Interessen ...»).
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cc) Ungeachtet dieser Ausführungen (hinsichtlich des statutarischen
Zweckes) kommt im vorliegenden Fall die Beschwerdebefugnis für die
kantonale Zahnärztegesellschaft aus den folgenden Gründen nicht in Fra-
ge. Wie bereits erläutert wurde, muss es sich um Interessen handeln, die
der Mehrheit oder doch einer grossen Afuahl der Verelnsmitglieder ge'
meinsam sind und zu deren Gelfendmachung durch Beschwerde jedes die-
ser Mitglieder befugt wäre (vgl. oben, mit Hinweisen). Davon, dass im
konkreten Fall jedes der betreffenden Mitglieder zur Geltendmachung
seines Interesses durch Beschwerde befugt wäre, kann keine Rede sein
(vgl. Kölz/Häner, a.a.O., Rz. 244; VPB 1992, Nr. 10). In diesem Zusam-
menhang ist an die Grundsätze anzuknüpfen, die das Bimdesgericht hin-
sichtlich der Legitimation zur Verwaltungsgerichtsbeschwerde gemäss
Art. 103 lit. a OG und namentlich zur Legitimation bei Anfechtung von
drittbegünstigenden Verfügungen (z.B. Konkurrentenbesehwerden) ent-
wickelt hat. Danach wird u.a. verlangt, dass der Beschwerdeführer durch
den angefochtenen Enfscheid/Hoheilsakt stärker als jedermann betroffen
ist und in einer besonderen, beachtenswerten, nahen Beziehung zur

Streitsache steht. Ein sehutzwürdiges Interesse liegt vor, wenn die fatsäch-
liciie oder rechtliche Situation des Beschwerdeführers durch den Ausgang
des Verfahrens beeinflusst werden kann. Diese Anforderungen sollen die
Popularbeschwerde ausschiiessen. Ihnen kommt deshalb dann eine ganz
besondere Bedeutung zu, wenn wie hier nicht der Verfügungsadressat im
materiellen Sinne, sondern ein Dritter den Entscheid anficht (vgl. BGE
116 Ib 323, Erw. 2a). Des weitem genügt es bei den Beschwerden von im
wirtschaftlichen Wettbewerb Konkurrierenden nicht, dass die Betroffenen
in einem Konkurrenzverhältnis zueinander stehen, Damit wäre der Kreis
der Beschwerdebetroffenen in der Regel zu weit gezogen und eine Ab-
grenzung zur Popularbeschwerde kaum mehr möglich. Vielmehr müssen
die Beschwerdeführenden eine weitere besondere Beziehungsnähe zum
Streitgegenstand aufweisen und sich dadurch von den übrigen am Wett-
bewerb Beteiligten unterscheiden (vgl. Köiz/Häner, a.a.0. Rz. 241; vgl.
auch BGE 109 Ib 200f., wonach u.a. bei konkurrenzierenden Gewerbege-
nassen der Kreis der Berechtigten zur Anfechtung von Verwaltungsver"

fügungen, welche angeblich Konkurrenten rechtswidrig begünstigen, nicht
zu weit gespannt werden dürfe).

Im vorliegenden Fall vermögen sinngemässe Einwände - wie beispiels-
weise, es liege im Standesinteresse, Ausnahmebewilligungen nach § 16
GesV restriktiv zu erteilen, oder alle Mitglieder der Beschwerdeführerin
hätten ein wirtschaftliches Interesse daran, dass die Zahnarztdichte nicht
durch Ausnahmebewilligungen nach § 16 GesV erhöht werde - das erfor-
derllche «Berührtsein» für die Anfechtung der zugrundeliegenden Verfü-
gung nicht zu begründen. Die erforderliche «spezifische Beziehungsnähe»
(vgl. BGE 109 Ib 202 oben) kommt vorliegend auf'gnmd der konkreten
geografischen Verhältnisse (unter Einbezug des öffentlichen Verkehrs)
grundsätzlich höchstens bei denjenigen Mitgliedern der Beschwerdefüh-
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rerin in Frage, welche in der Gemeinde X tätig sind. Ob eine durch die
angefochtene Verfügung erteilte Ausnahmebewilligung, welche auf die
Gemeinde Y beschränkt ist, zu einer Verschärfung der Konkurrenz in der
Gemeinde X führt und ob überhaupt eine solche Konkurrenzverschärfung
für die Annahme der erforderlichen Beziehungsnähe genügt, braucht in-
dessen nicht abschliessend behandelt zu werden, da ohnehin die Voraus-
setzung, wonach «ein grosser Teil oder die Mehrzahl der Mitglieder» vom
Hoheitsakt betroffen sein muss (vgL Kälin, a.a.0. S. 253), hier nicht gege-
ben ist.

(...)

(VGE 584/93 vom 31. August 1993).

3
Verfahren

- Rechfsmittelbefugnis. DahinfaUen während des Rechfsmittelverfahrens.
Konsequenzen für Einsprecber/Beschweräeflihrer.
Konsequenzen für Beschwerdegegner.

Aus den Erwägungen:

Die Prozess Voraussetzungen, insbesondere auch die Rechtsmittelbefug-
nis, müssen im Zeitpunkt des Entscheides erfüllt sein (F. Gygi, Bundes-
verwaltungsrechtspflege, S. 62; W. Kälin, Das Verfahren der staatsrechtli-
chen Beschwerde, S. 335; H. MarU, Die staatsrechtliche Beschwerde, S.A.,
S. 162; J. Hensler, Die Verwaltungsgerichtsbeschwerde im Kanton Schwyz,
S, 21). Ausnahmen davon betreffen die Einhaltung der Beschwerdefrist
und die sachliche und örtliche Zuständigkeit (Kälin a.a.O. S. 335 N 267;
Gygi a.a.O. S. 62). Ist eine Prozessvoraussetzung nicht gegeben, trifft die
Behörde einen Nichteintretensentscheid (§ 27 Abs. 2 VRP). Für den vor-
liegenden Fall ergibt sich daraus, dass der fragliche Einsprecher mangels
Rechtsschutzinteresses nicht mehr als Beschwerdeführer auftreten könn-
te (ausser die ihn belastenden Kosten- und Entschädigungsfolgen betref-
fend). Auf eine Beschwerde von ihm dürfte nicht eingetreten werden (§
27 Abs. 2 VRP). Würde das Rechtsschutzinteresse während des hängigen
Rechtsmittelverfahrens dahinfailen, käme es ebenfalls zu einem Nichtein"
tretensentscheid (VGE 550/87 v. 7.9.1987, E. 2). Vorbehalten bleibt, dass
ein allfälltger Rechtsnachfoiger in das Verfahren eintritt (§ 13 VRP).

Fraglich ist nurmehr, was geschieht, wenn ein Beschwerdegegner seine
ursprüngliche Einsprache- oder Beschwerdebefugnis während eines hän-
gigen Verfahrens verliert. Nach Ansicht des Beschwerdeführers ist «das
Verfahren gegen den Beschwerdegegner X ... als erledigt abzuschreiben.»
Gegenstand der vorliegenden Beschwerde ist indes nicht ein Verfahren
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gegen einen vorinstanztich obsiegenden Einsprecher, sondern der vom
Gemeinderat gelallte Einspracheentscheid bzw, der diesen Entscheid be-
stätigende RRB. Selbst wenn X der einzige Beschwerdegegner wäre (ne-
ben den beiden Vorinstanzen), wurde natürlich das hängige Beschwerde-
verfahren wegen Wegfallens des Rechtsschulzinteresses bei diesem
einzigen Beschwerdegegner nicht gegenstandslos. Ein in § 28 vorgesehe-
ner Abschreibungsgrund liegt mit anderen Worten nicht vor. Eine andere
Frage ist, ob der Beschwerdegegner, der das Rechtsschutzinteresse an der
Beschwerdeangelegenheit verloren hat, weiterhin Parte i rechte ausüben
kann (Recht auf Stellungnahme, Teilnahme an Beweisverhandlungen,
Opposition gegen Fristwiederherstellung bei grobem Verschulden [§ 129
Abs. l GO], Anspruch auf Parteientschädigung bei Obsiegen, aber auch
Kosten- und Entschädigungsrisiko bei Unterliegen) oder ob er - analog
zum Nichteintreten bei fehlender oder wegfallender Rechtsmittelbefugnis
- als Partei aus dem Verfahren ausscheidet. Es drängt sich grundsätzlich
letzteres auf, denn es wäre nicht verständlich, wenn sich private Dritte
weiterhin in ein Verfahren einmischen könnten, an dessen Ausgang sie je-
doch kein schützenswertes Interesse mehr haben, Allerdings besteht für
den Beschwerdegegner insofern ein Interesse am weiteren Verfahren, als

durch einen Beschwercleerfolg sich die bis zum Wegfall des Rechts-
schutzinteresses angefallenen Kosten- und Entschädigungsfolgen (auch)
zu seinen Lasten verändern könnten. Deshalb ist es angezeigt, den Be-
schwerdegegner weiterhin als Partei aufzuführen, wobei sich jedoch die
Parteirechte auf die oben erwähnten Kosten- und Entschädigungsfolgen
beschränken. Hinsichtlich der Kosten und Entschädigung für das hängige
Verfahren hat der Beschwerdegegner grundsätzlich nur bis zum Zeitpunkt
des «Ausscheidens» einzustehen.

(VGE 659/92 vom 22. Januar 1993).

4
Verfahren

- «Klageheifnlf» unzulässig.

Aus den Erwägungen:

l. Der Kläger Ziffer 2 will als einfacher Streitgenosse in das von Klä"
ger Ziffer l allein hängig gemachte Klageverfahren eintreten. Diesem An-
sinnen ist nicht zu entsprechen. Die einfache Streitgenossenschaft gemass
§ 37 ZPO ist im verwaltungsgerichtlichen KIageverfahren zulässig (§ 13
VRP; dieser Paragraph verweist jedoch nicht auf die zivilprozessualen Tn-
stitute der Haupt- und Nebenintervention sowie der Streitverkündung).
Der ehemalige Grundeigentümer X (= Kläger Ziffer l) und der heutige
Grundeigentümer Y (= Kläger Ziffer 2) hätten mit gemeinsamer Klage
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gegen die Beklagte vorgehen oder bei getrennt eingeleiteten Klageverfah-
ren Verfahrensvereinigung beantragen können. Das taten sie nicht. Nur
X hat das KIagevorverfahren durchgeführt und Klage eingereicht. Y hat
sich bewusst zurückgehalten: «Sobald das Verwaltungsgericht über Be-
stand und Umfang der E (== Enteignung) entschieden hat, wollte der ge-
schädigte Y vorerst diesem Verfahren später beitreten (Verfahren vor
Schätzungskommission) oder selbständig Klage führen» (Replik S. l f.).

Nachdem die Beklagte in der Ktagearttwort die Aktivlegitimation des
ehemaligen Grundeigentümers bestdtten hat, soll nun mit dem «Klage-
beitritt» des heutigen Grundeigentümers erreicht werden, dass bei tat-
sachlicher fehlender Aktivlegitimation des Klägers Ziffer l die Klage den-
noch materiell behandelt wird. Verfahrensökonomisch mag diese Absicht
eine gewisse Berechtigung haben. Prozessrechtlich ist sie jedoch unzuläs-
sig. Die einfache Streitgenossenschaft ist kein Sanierungsinstrumentarium
für von (möglicherweise) nichtaktivlegitimierten Personen eingeleitete
Klage verfahre n. Die Beklagte muss es sich nicht gefallen lassen, dass sie
sich während des Verfahrens mit einem neuen zusätzlichen Kläger kon-
frontiert sieht, der gegen sie formell nie eine Klage einreichte. Der von Y
beabsichtigte «Klagebeitritt» verletzt klarerweise die Vorschriften über
die Anhängigmachung einer Klage (§ 69 VRP; §§ 91ff. ZPO). Der Klage-
beitritt von Y ist deshalb abzulehnen,
(VGE 554/92 vom 24. März 1993).

5
Verfahren

Zulässigkeif der Verwaltimgsgerichtsbeschwerde.
Die regieriffigsrätliche Zusichenmg bzw. Nichtwsicherung von indi-
rekten Finanzausgleichsbeiträgen gemäss §§ 5, 6 FAG (nGS 137)
kann die betroffene Gemeinde vor Verwaltungsgericht anfechten.

(VGE 560/93 vom 17. Dezember 1993).

6
Verfahren

Nichtanfechtbare Dienstanweisung (§3 lit. d VRP).

Aus den Erwägungen:

3. Nach Auffassung des Regierungsrates handelt es sich beim ange-
fochtenen Beschluss des Schulrates um eine Dienstanweisung im Sinne
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von § 3 lit. d VRR Nach dieser Bestimmung ist die Verordnung über
die VerwaUungsrechtspflege vom 6. Juni 1974 auf Weisungen und
Dienstbefehle an untergeordnete Behörden und Funktionäre nicht an-
wendbar.

a) Der Begriff des Dienstbefehis wird in der VRP nicht näher um-
schrieben, ebensowenig in der Personal- und Besoldungsverordnung

vom 26.6.1991- und der dazugehörigen Vollzugsverordnung vom
3.12.1991.

b) In der Reget sind mit Weisungen Verwaltungsverordnungen gemeint,
konkrete Anordnungen an einzelne Beamte werden hingegen als Dienst-

befehle bezeichnet (Hensler Josef, Die Verwaltungsgerichtsbeschwerde im
Kanton Schwyz, 1980, S. 99f.).

Solchen Dienstanweisungen wird in der Regel Verfügungscharakter im
Sinne von § 6 VRP zuerkannt. Aufgrund der Spezialregelung von § 3 VRP
finden die Normen der VRP Jedoch hierauf nicht Anwendung (EGV
1977, S. 6ff.).

c) Im angefochtenen Beschluss hielt der Schulrat fest, dass die Be-
schwerdeführer weiterhin verpflichtet seien Aufsicht im Schulgottesdienst
zu halten. Diese Verpflichtung stützt sich auf § 23 Abs. l der Weisungen
über die Rechte und Pflichten der Lehrer und Schüler an der Volksschu-
le (Schulreglement) vom 21.6.1976 (nGS 618) und § 8 Abs. l und 2 lit. b
des Erziehungsratsbeschlusses über die PräsenzpfUchten der Volksschul-
lehrer vom 3.2.1988 (nGS VI 634) ab.

d) Gemäss § 23 Abs. 2 Schulreglement kann der Schulrat Ausnahmen
von der Aufsichtspflicht regeln. Für das vorliegende Verfahren ist ent-
scheidrelevant, ciass es sich bei den Eingaben der Beschwerdeführer vom
4.9.1991 auch nach ihrer eigenen Sachdarstellung nicht um Gesuche im
Sinne von § 23 Abs. 2 Schulreglement handelt. Dies ergibt sich bereits
daraus, dass in keiner Weise dargetan ist, inwieweit der einzelne Ge-
suchsteller sich durch die Aufsichtspflicht in der Schulmesse in seiner ver-
fassungsrechtlieh geschützten Religionsfreiheit betroffen fühlt. Die Ein-
gaben enthalten nicht einmal Angaben über die ReligionszugehörigkeU
der einzelnen Gesuchsteller.

e) Die regierungsratliche Qualifikation des Beschlusses des Schulrates
als Dienstbefehl ist nicht zu beanstanden. Sinn und Zweck des Beschlus-
ses war es, die Gesuchsteller an ihre durch die erwähnten Erlasse festge-
schriebene grundsätzliche Verpflichtung zur Aufsicht in der Schulmesse
zu erinnern, keinesfalls aber im Einzelfall festzustellen, dass keine Be-
freiungsgrunde im Sinne von § 23 Abs. 2 Schuh'eglement bestehen.

Eine solche Anordnung an Beamte oder Angestellte der Gemeinde, die
sich auf das ArbeUsverhältnis bezieht, ist rechtlich als Dienstbefehl zu
qualifizieren. Insoweit unterscheidet sie sich nicht von einer Anordnung
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des Schulrates, der Lehrer hätte in der Pause oder bei weiteren Schulan-
lassen, an der sich seine Schüler beteiligen, Aufsicht zu halten.

(-,)_
(VGE 673/92 vom 24. März 1993).

7
Verfahren

Beschwerdegründe (§§ 46, 55 VRP).
Verletzung der Gemeindeautonomie; speziell im Anwendungsbe'
reich des kantonalen Baurechts.

Aus den Erwägungen:

Beschwerde führt die Bauherrin, nicht aber die desavouierte Gemein-
de. Die Beschwerdeführerin rügt expressiv verbis keine Verletzung der
Gemeindeautonomie, wohl hingegen der Gemeinderat in seiner ausführ"
lichen Vernehmlassung.

Ist auf die Beschwerde einzutreten, dann ist grundsätzlich jede Rüge
zulässig, mithin auch jene der Autonomieverletzung (VGE 597/87 v.
21.1.1988, Prot. S. 36f.: anders: EGV-SZ 1986, S. 30). Da das Verwal-
tungsgericht dem Untersuchungsgrundsatz (§ 18 VRP) nachzuleben und
das Recht von Amtes wegen (§ 26 VRP) anzuwenden hat, steht einer Be-
handlung der vernehmlassend eingebrachten Rüge der Autonomieverlet-
zung nichts im Wege.

Im Bereich der Anwendung des kantonalen Baurechts ist naturgemäss
eine relativ erhebliche Entscheidungsfreiheit zum vornherein nur zurück-
haltend anzunehmen, da eine kantonale Regelung (inkl. unbestimmte
Rechtsbegriffe) im ganzen Kanton einheitlich durchzusetzen ist. Eine ge-
wisse Autonomie gesteht der Gesetzgeber allenfalls bei typischen Ermes-
sensentscheiden zu, wie etwa bei der Frage, wie weit einer Ausnahmesi-
tuation konkret Rechnung zu tragen ist (VGE 597/87 v. 21.1.1988, Erw.
2a, Prot. S. 37f.; RRB Nr. 1849 vom 27.10.1992, Erw. 4b in fine).
(VGE 554/93 vom 23. Juli 1993).
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8
Verfahren

- Aufschiebende Wirkung. Entzug (§ 42 Abs, 2 VRP),
Begriff der Geldletstung (Erw. 3).

- Entwgsgrund (Env. 4a).

Aus den Erwägungen:

3. Nach § 42 Abs. 2 VRP kann einer Kategorie von Verfügungen, näm-
lich jenen Verfügungen, die eine Geldleistung zum Gegenstand haben, die
aufschiebende Wirkung nicht entzogen werden.

In der Beschwerde wird gellend gemacht, der angefochtene Regie-
rungsratsbeschtuss habe verschiedene Geldleistungen zum Gegenstand.

So werde einerseits über den Gehaltsanspruch entschieden, indem dieser
ab dem l. Oktober 1993 für die Zukunft vollumfängtich entzogen werde.
Anderseits werde dieser Beschluss der Finanzverwaltung und der Versi-

cherungskasse mitgeteilt, damit diese die notwendigen Schritte betr. die
Lohn- und Versicherungskassenleistungen einleiteten. Habe somit der

Entscheid (recte: Verfügung) etwas mit Geld zu tun, so dürfe und könne
die aufschiebende Wirkung nicht entzogen werden.

Entgegen der Auffassung des Beschwerdeführers (Bf) fällt nicht jegli-
ehe Verfügung, die etwas mit Geld zu tun hat, unter die Kategorie der
Verfügungen, die eine Geldleistung zum Gegenstand haben. Vielmehr
muss die angefochtene Verfügung eine Geld^ahlungspflicht des Verfti-
gutigsath'essaten beinhalten, damit die aufschiebende Wirkung nicht enf-
zogen werden kann (KÖIz/Häner, Verwaltungsverfahren und Verwal-
tungsrechtspflege des Bundes, 1993, Rz. 280 mit zahlreichen Hinweisen
und unter Bezugnahme auf die Art. 55 Abs, 2 VwVG und ill Abs, l OG;
Schroff/Gerber, Die Beendigung der Dienstverhältnisse in Bund und
Kantonen, 1985, S. 268 besonders Fn l). Dies kann insbesondere der Fall
sein bei Verfügungen aus dem öffentlichen Abgaberecht Eine fristlose
disziplinarische Entlassung ist indessen in der Regel - und so auch hier -
mit keiner Geldzahlungspflicht des Entlassenen an den Staat verknüpft,
weshalb die Möglichkeit besteht, einer Beschwerde gegen eine derartige
disziplinan'echtliche Verfügung die aufschiebende Wirkung zu entziehen.

4. a) Nach § 42 Abs. 2 VRP kann die aufschiebende Wirkung aus-
nahmsweise entzogen werden. Daraus ist abzuleiten, dass die aufschie-

bende Wirkung die Regel, der Entzug die Ausnahme bilden soll. Somit
kann die aufschiebende Wirkung nur aus wichtigen Gründen entzogen
werden (EGV-SZ 1982 Nr. l).

Der Entscheid über die Gewährung oder Verweigerung der aufschie-
benden Wirkung bedingt im allgemeinen die Abwägung öffentlicher In-
teressen des Gemeinwesens und privater Interessen des Beschwerdefüh-

rers (Gygi, Bundesverwaltungsrechfspnege 1979, S. 180). Die Beschwer-
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debehörde urteilt über die Frage der aufschiebenden Wirkung nach dem
ersten allgemeinen Eindruck aufgrund der Aktenlage: prima facie (EGV
1982 Nr. l E. 3b; BGE 106 Ib 115ff.; 101 Ib 205, E. 3). Dabei fallen die
Aussichten über den Ausgang des Verfahrens in der Hauptsache nur ins
Gewicht, wenn sie ganz eindeutig sind. Andernfalls werden die Interessen
des Beamten gegen jene der Verwaltung gewogen (BGE 101 Ib 205,E. 4;
99 Ib 220ff.), das heisst die aufschiebende Wirkung bleibt entzogen, wenn
die Interessen der Verwaltung Jene des Beamten überwiegen; so etwa
wenn die aufschiebende Wirkung und damit die Wiedereinsetzung des
Beamten in den Dienst bis zur Beurteilung der Hauptfrage, den Verwal-
tungsablauf stören würde (SchrofiYGerber, a.a.O. S. 268 Fn 3 mit Hinwei-
sen auf die Bundesgerichtspraxis).
(VGE 648/93Z vom 29. September 1993).

9
Verfahren

Ordmmgsbusse (§ 23 Abs. 3 VRP).
Anhönmgspflicht vor Bitssenausfällung verneint (Erw. 2).

-- Art. 6 EMRK nicht anwendbar (Erw. 3),

Aus dem Sachverhaft:

Die Rechtsschutzversicherung X reichte in Umgehung von § 15 Abs, 3
und 4 VRP, d.h. weder durch einen im Kanton Schwyz zugelassenen
Rechtsanwalt noch durch einen beim Verwaltungsgericht Schwyz regi-
strierten Steuervertreter, eine Verwaltungsgerichtsbeschwerde ein. Mit
Zwischenbescheid vom 12. August 1992 fällte der Verwaltungsgerichspra-
sident gestützt auf § 23 Abs. 3 VRP gegenüber der Rechtsschutzversiche-
rung eine Ordnungsbusse von Fr. 200.-" aus, nachdem er einige Monate zu-

vor gegenüber derselben Rechtsschutzversicherung im Falie einer neu-
erlichen Verletzung des § 15 VRP bereits eine Ordnungsbusse angedroht
hatte. Die Rechtsschutzversicherung erhob gegen diese Ordnungsbussen-
ausfällung staatsrechtiiche Beschwerde, welche das Bundesgericht mit Ur-
teil vom 3. November 1993 abwies, soweit darauf einzutreten war.

Das Bundesgericht begründete seinen Entscheid u.a. wie folgt:

Ans den Erwägungen:

2. - Die Beschwerdeführerin rügt zunächst, dass ihr vor Ausfällung der
Ordnungsbusse keine Gelegenheit eingeräumt worden sei, sich dazu zu
äussern. Dadurch habe der Verwattungsgerichtspräsident ihren Anspruch
auf rechtliches Gehör, wie er sich aus Art. 4 BV und Art. 6 EMRK erge-
be, verletzt,
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a) Der Umfang des Anspruchs auf rechtliches Gehör wird zunächst
durch die kantonalen Verfall re n s Vorschriften umschrieben, deren Ausle-

gung und Anwendung das Bundesgericht unter dem Gesichtswinkel der
Willkür prüft. Wo sich dieser kantonale Rechtsschutz als ungenügend er-
weist, greifen die unmittelbar aus Art. 4 BV folgenden Verfahrensregeln
zur Sicherung des Gehörsanspruchs Platz, die dem Bürger in allen Streit-
Sachen ein bestimmtes Mindestmass an Verteidigungsrechten gewährlei-
sten (BGE 118 la 17 E. Ib mit Hinweisen).

Die Beschwerdeführerin macht keine Verletzung kantonaler Verfaii-
rensvorschriften geltend. Es ist somit einzig zu prüfen, ob der angefoch-
tene Entscheid vor Art. 4 BV standhält (Art. 90 Abs. l lit. b OG), Der
von der Beschwerdeführerin ebenfalls angerufene Art. 6 EMRK findet -
wie sich zeigen wird (vgl. E. 3) - auf Bussen wegen Ordnungswidrigkei-
ten keine Anwendung.

b) Disziplinarfehler im Lauf eines gerichtlichen Verfahrens werden in
der Regel durch das Prozessgericht «seance tenante» geahndet. Je nach
Art des Sachverhalts können Inhalt und Umfang des Gehörsanspruchs va-
riieren. Soll bloss eine Busse zur Ahndung einer Ordnungswidrigkeit aus-
gesprochen werden, erwachst der Anspruch auf rechtliches Gehör im we-
sentlichen aus der allfälligen Notwendigkeit zur Sachabklärung. Wird
beispielsweise mutwillig oder trölerisch prozessiert, in den Rechtssehriften
der gebotene Anstand missachtet oder ein Termin nicht eingehalten, er-

gibt sich mithin der Disziplinarfehler aus dem aktenkundigen Verhalten
des Betroffenen selbst, so vermag eine zusätzliche Anhörung in der Re-
gel den Sachverhaif nicht weiter zu erhellen. In solchen Fällen erübrigt es
sich unter verfassungsrechtlichen Gesichtspunkten, den Betroffenen vor
dem Disziplinarentscheid anzuhören. Dies zumal dann, wenn der Ent-
scheid frei in Wiedererwägung gezogen werden kann bzw. ein Rechtsmit-
te! gegeben ist, das die volle Überprüfung gestattet (BGE 11-1 la 273 E.
2c S. 275).

c) Die Beschwerdeführerin macht geltend, der vorliegende Faii liege
anders als derjenige, weicher dem zitierten Entscheid zugrunde gelegen
habe. Hier habe keine Möglichkeit bestanden, gegen die Busse Einspra-
ehe zu erheben und sieh so nachträglich Gehör zu verschaffen. Auch die
Tatsache, dass ihr in einem früheren Verfahren eine Ordnungsbusse an-

gedroht worden sei, sofern sie nochmals gegen § 15 Abs. 3 und 4 VRP ver-
stiesse, hätte den Verwaltungsgerichtspräsidenten nicht davon entbunden,
sie vor Ausfällung der Ordnungsbusse anzuhören.

d) Es ist zwar richtig, dass es der Beschwerdeführerin nach dem ange-
fochtenen Bussenentscheid nicht mehr möglich war, diesen überprüfen zu
lassen. Indessen können Entscheide über die Ausfällung prozessualer
Ordnungsbussen grundsätzlich frei in Wiedererwägung gezogen werden,
Was die Beschwerdeführerin in der staatsrechtlichen Beschwerde zur Be-
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gründung dafür anführt, warum sie wiederum als Parteivertreterin aufge-
treten sei, wäre jedoch nicht geeignet gewesen, die Rechtmassigkeit oder
die Höhe der Ordnungsbusse in Frage zu stellen. Wie sich aus den Akten
ergibt, musste die Beschwerdeführerin vom Zwischenbescheid vom 9.
März 1992 und der darin enthaltenen Bussenandrohung Kenntnis haben.
Insbesondere kann sie sich - wie der Verwaltungsgerichtspräsident in sei-
ner Stellungnahme zu Recht festhält ~ nicht damit rechtfertigen, die ge-
schäftsinterne Kommunikation habe nicht geklappt. Ebensowenig kann
sie sich darauf berufen, der zuständige Sachbearbeiter ... habe übersehen,
dass die Zulassungsvoraussetzungen für die Vertretung in Sozialversiche-
rungsangelegenheiten vor dem Verwaltungsgericht geändert hatten. Als
Rechtsschutzversicherung kann von der Beschwerdeführerin verlangt
werden, dass sie die einschlägigen Bestimmungen kennt, zumal die hier
interessierende Rechtsnorm bereits im März 1988, also mehr als vier Jah-
re vor Einleitung des streitigen Verfahrens geändert und sie noch aus-
drücktich auf die neue Bestimmung aufmerksam gemacht worden war.

Unter Berücksichtigung dieser Umstände war der Verwaltungsgerichts-
Präsident nicht gehalten, die Beschwerdeführerin vor der Bussenausfäl-
lung noch anzuhören. Er durfte vielmehr davon ausgehen, dass eine An-
hörung den Sachverhalt nicht weiter zu erhellen vermocht hätte. Die
Rüge der Verletzung des rechtlichen Gehörs ist unbegründet.

3.- Die Beschwerdeführerin rügt weiter, die Ordnungsbusse sei nicht in
einem öffentlichen Verfahren ausgesprochen worden, was eine Verletzung
von Art. 6 EMRK bedeute. Ausserdem seien eine ganze Reihe straf-

rechtlicher Grundsätze verletzt worden.

a) Für die Anwendbarkeit von Art. 6 EMRK muss eine «strafrechtliche
Anklage» (Art. 6 Abs. l EMRK) vorliegen. Der Begriff der strafrechtli-
chen Anklage im Sinne der Konvention ist autonom auszulegen. Ob ein
Disziplinarverfahren im Sinne der EMRK als S traf verfahren zu gelten
hat, ist in drei Schritten zu ermitteln (vgl. Urteil des Europäischen Ge-
richtshofs für Menschenrechte vom 22. Mai 1990 i.S. W. c. Schweiz, Ziff.
31-34); Zunächst ist zu prüfen, ob der Gesetzestext, der die Zuwider-
handtung umschreibt, nach dem innerstaatlichen Rechtssystem zum Straf-
recht, zum Disziplinarrecht oder zu beiden gehört. In zweiter Linie ist die
Natur der Zuwiderhandlung selbst zu bestimmen, und schliesslich sind
Art und Schwere der angedrohten Sanktion zu berücksichtigen (vgl. BGE
117 la 187 E. 4a).

b) Die Rechtsgrundlage für die ausgefällte Ordnungsbusse findet sich
in § 23 Abs. 3 VRP, welcher unter dem Randtitel «Verfahrensleitung»
steht und wie folgt lautet:

«Die Behörde kann Parteien und Dritten, die ein Verfahren leichtfer-
tig einleiten oder führen oder in anderer Weise den gebotenen Anstand
verletzen, einen Verweis erteilen oder eine Ordnungsbusse bis zu 1000
Franken auferlegen.»
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Die in § 23 Abs. 3 vorgesehenen Sanktionen können unter keinem der
obgenannten Gesichtspunkte als «strafrechtliche Anklage» behandelt
werden. Die fragliche Bestimmung dient dem Schutz und der Lauterkeit
des gerichtlichen Verfahrens und stellt eine reine Disziplinarmassnahme
dar. Die Sanktionen gelten kein kriminelles Unrecht ab (vgl. Theo Vogier,
Internationaler Kommentar zur Europäischen Menschenrechtskonventi-
on, N 198 zu Art. 6, vgl. auch N 233 zu Art, 6). § 23 Abs. 3 richtet sich in
erster Linie an Personen, die sich an eine Behörde - beispielsweise ein
Gericht - wenden, damit aber an einen beschränkten Personenkreis, der
in einem besonäeren Verhältnis zur betreffenden Behörde steht Natur
und Schwere der in § 23 Abs. 3 vorgesehenen Sanktionen lassen schliess-
lich keinen Rückschtuss auf eine Krim in ai strafe zu. Die Behörde kann ei-
nen Verweis oder eine maximale Busse von Fr. 1000.-" aussprechen; eine
Umwandlung in Haft sieht die Verordnung nicht vor. Ausserdem werden
Bussen zur Ahndung einer Ordnungswidrigkeit nicht im Strafregister ein-
getragen (vgl. Art. 12 der Verordnung vom 21. Dezember 1973 über das
Strafregisfer; SR 331).

Art. 6 Abs. l EMRK findet somit auf Massnahmen nach § 23 Abs, 3
VRP, mit denen die entsprechende Behörde reine Ordnungswidrigkeiten
ahndet, keine Anwendung. Die diesbezügliche Rüge der Beschwerdefüh-
rerin ist daher unbegründet.

c) Nachdem es sich bei der ausgefäliten Ordnungsbusse nicht um eine
Strafe handelt, fällt auch die Anwendbarkeit der von der Beschwerde-
führerin angerufenen strafrechtlichen Grundsätze («societas delinquere
non potest», «keine Strafe ohne Schuld» und «nulla poena sine lege») von
vornherein nicht in Betracht.

(Urteil des Bundesgerichts, II. öff.-rechtl. Abt., vom 3. November 1993,
2 P. 261/1992).

10
Planungs- und Baurccht

Baubewilligungspßichl. Für N otschla [stelle verneint.

Aus den Erwägungen:

l. Nach § 75 Abs. l PBG dürfen Bauten und Anlagen nur mit behörd-
licher Bewilligung errichtet oder geändert werden. Diese Bestimmung
stimmt mit Art. 22 Abs. l RPG iiberein.

a) Streitig ist vorliegendenfalls, ob die Einrichtung einer Notschlafste!-
le ... eine bewiHigungspflichlige Änderung darstellt.

b) Eine Baute wird geändert, wenn sie - selbst bei unverändertem Nut-
zungszweck - in bautechnisch oder äusserlich erheblicher Weise umge-
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baut wird oder wenn sie - selbst bei äusserlich unveränderter Gestalt - ei-

ner neuen Bestimmung zugeführt wird (Zweckänderung).

c) Die Beschwerdeführer und der Bezirksrat X behaupten zu Recht
nicht, dass bauliche Veränderungen vorgesehen sind, die eine Bewilligung
erfordern. Zu prüfen ist demnach einzig, ob eine Zweckänderung vorliegt.

d) Eine Zweck- oder Nutzungsänderung liegt vor, wenn ein Bauwerk
einem neuen Zweck zugeführt wird (Christian Mäder, Das Baubewilli-
gungsverfahren, 1991, Nr. 209f.). Nicht jede Zweckänderung unterliegt je-
doch der Bewilligungspflicht. Bundesrechtlich fallen nur Zweckänderun-
gen unter die Bewilligungspflicht, wenn sie geeignet sind, örtlich fassbare
Auswirkungen auf die Nutzungsordnung zu zeitigen. Dies trifft zu, wenn
die Zweckänderung

die Erschliessung belastet, indem der neue Verwendungszweck die An-
lagen der Erschliessung in einem Ausmass beansprucht, die das bisher
Übliche übersteigt, oder
die Umwelt beeinträchtigt, etwa indem der neue Verwendungszweck
Immissionen mit sich bringt, die die ordentliche Nutzung benachbarter
Grundstücke behindert

(Erläuterungen zum Bundesgesetz über die Raumplanung, herausgege-
ben vom Bundesamt für Raumplanung, 1981, N lOff. zu Art. 22 RPG).

Nach Mäder liegt eine bewiUigungspfHchtige Nutzungsanderung vor,
wenn nach Massgabe der gebotenen Gesamtbetrachtung und des Ver-
hältnismässigkeitsprinzips die mit der neuen Nutzung verbundenen Aus-
Wirkungen in irgendeiner Hinsicht intensiver sind als die bisherigen oder
sonst ein planungs- und baurechtlich geschütztes Rechtsgut berühren
(a.a.O. N 211 mit Verweisen).

e) Der Begriff der Zweckänderung darf nicht kleinlich ausgelegt wer-
den und nicht jede unwesentliche Abweichung vom bisherigen Zweck ei-
ner Baute soll erfasst werden (Erich Zimmerlin, Baugesetz des Kantons
Aargau, 2. Auflage, N 3 zu § 150). Dies entspricht auch der Auffassung
des schwyzerischen Gesetzgebers. Wie sich aus dem im angefochtenen
RRB zitierten Verband lungsprotokoll der kantonsrättichen Kommission
ergibt, herrschte Einigkeit darüber, dass der Begriff der baupolizeilich be-
deutsamen Zweckänderung nicht eng zu fassen ist (RRB Nr. 892, S. 8).

f) Insoweit die Beschwerdeführer davon ausgehen, das Gesetz sehe ei-
ne generelle BewUligungspflicht für Nutzungsänderungen vor, verkennen
sie die Rechtslage.

2. Die Liegenschaft ... liegt gemäss geltender Zonenordnung in der
Wohnzone W 0,4. Massgebend ist des weitem der Uberbauungsplan ...,
der vom Regierungsrat mit RRB Nr. 1147 vom 5. Juli 1983 genehmigt
wurde. In der genannten Zone sind Ein- und MehrfamiHenhäuser zuläs-
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sig, und es sollen ruhige Wohnverhäitnisse gewährleistet werden. Ausge-
schlössen sind demnach störende Betriebe (Art, 40 Ziffer 2 lit. b BauR).

a) Die Einrichtung einer Notschlafstelle dient, wie sich aus dem Be-
triebskonzept, April 1993 ergibt, Menschen in Not als Treffpunkt und
nächtlicher Aufenthaltsort.

b) Wohnzonen sind die Teile des Baugebietes, in denen dem Wohnen
eindeutig der Vorrang zukommt. Die Wohnnutzung besteht in erster Li-
nie aus Erholung, Schlafen, Heimarbeit, Essen usw. (Erich Zimmerlin,
a.a.O. N 4 zu § 131).

c) Dabei ist unmassgeblich, ob sich die Bewohner hauptsächlich tags-
über oder wahrend der Nacht im Gebäude aufhalten, unmassgeblich auch,
ob das Gebäude von einer oder mehreren Personen benutzt wird,

d) Dient die Liegenschaft ... weiterhin vorrangig dem Aufenthalt von
Personen, steht die Einrichtung einer Notschlafstetle keine Zweckande-
rung dar und ist mit dem Zonenzweck kiarerweise vereinbar.

3. Nach Lehre und Rechfssprechung ist eine Zweckänderung, wie be-
reits ausgeführt, anzunehmen, wenn sie die Erschliessung belastet.

a) Die Notschlafstelle bietet rund 12 Personen Unterkunft,

b) Dies verursacht zweifellos im Vergleich zu einer gewohnten Wohn-
nutzung keinen erheblichen Mehrverkehr, Die Erfahrung lehrt, dass die
Benutzer in der Regel nicht über ein Motorfahrzeug verfügen, sondern zu
FUSS die NotschlafsteHe erreichen oder zugeführt werden. Auf jeden Fall
ist nicht mit erheblich mehr Verkehrsbewegungen zu rechnen als bei ei-
nern Mehrpersonenhaushalt.

c) Unter dem Aspekt des Verkehrslärmes ist somit aufgrund der An-
zahl Verkehrsbewegungen nicht mit einer Verschlechterung der Wohn-
qualität für die übrigen Bewohner zu rechnen. Aber auch die Befürch-
tungen, es würde die Nachtruhe empfindlich gestört, ist unbegründet. Wie
sich aus dem Betriebskonzept ergibt, können die Better nur in der Zeit
zwischen 21.00 und 00.45 Uhr bezogen werden. Soweit die Beschwerde-

führer den Eindruck erwecken, die NotschtafsteHe sei ab 21.00 bis 09.00
Uhr jederzeit zugänglich, übersehen sie die Rahmenbedingungen des Be-
triebskonzeptes (Beschwerdeschrift S. 15; Betriebskonzept 2.2.). Danach
ist nach 00.45 Uhr nicht mehr mit Eintritten zu rechnen und somit auch
nicht mehr mit Verkehrsbewegungen.

d) Zusammenfassend gilt es somit festzuhalten, dass durch die Errich-
tung einer Notschlafstelle die Erschliessung nicht mehr belastet wird, Ei-
ne Bewilligungspflicht ist insoweit nicht gegeben.

4. Eine bewilligungspflichfige Zweckänderung ist ferner anzunehmen,
wenn durch die Nutzungsänderung die Umwelt beeinträchtigt wird, indem
neue Immissionen verursacht werden.
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a) Die Beschwerdeführer halten dafür, dass die Ruhe in mehrfacher
Hinsicht gestört werde.

b) Dass dies unter dem Gesichtspunkt Verkehrslärm nicht anzunehmen
ist) wurde bereits ausgeführt.

c) Ubermässiger Lärm durch den Betrieb ist nicht anzunehmen, da das
Abspielen von Musik oder sonstiger Lärm nach 22.00 Uhr im Garten oder
bei geöffnetem Fenster nicht erlaubt ist und bei Widerhandlung mit Sank-
tionen zu rechnen ist (Betriebskonzept 2.3 litera e).

d) Nach Auffassung der Beschwerdeführer dürfte es im weitem eine
Erfahrungstatsache sein, dass die ankommenden oder weggehenden Dro-
genabhängigen durch lautes Sprechen, Singen oder Grölen, durch Strei-
tigkeiten etc. Lärm erzeugen, der schlafende Anwohner in ihrer Nachtru-
he stört (Beschwerdeschrift S. 15f.).

Worauf sich diese pauschale Verunglimpfung der voraussichtlichen Be-
nutzer der Notschlafstelle stützt ist unerfindiich und die Beschwerdefüh-
rer haben es denn auch bezeichnenderweise unterlassen, irgendwelche
Beweismittel vorzulegen oder Beweisanträge zu stellen. Es kann Jedoch
nicht angehen, einzig und allein aufgrund von Befürchtungen, deren Be-
griindetheit in keiner Weise belegt ist, die Erforderlichkeit eines Baube-
wiltigungsverfahrens zu bejahen.

Die Beschwerdeführer verkennen auch, dass die Anzahl der Benutzer
eingeschränkt ist und nicht mit Grossansammlungen von Personen ge-
rechnet werden muss.

e) Weitere Befürchtungen der Beschwerdeführer betreffen die Be-
schaffungskriminalität, die Entstehung einer Drogenszene, die Infektions-
gefahr für spielende Kinder durch weggeworfene Fixerutensilien.

Solche Befürchtungen sind teilweise unbegründet, teilweise durch das
Betriebskonzept auf ein annehmbares Mass minimiert.

Unwahrscheinlich ist, dass in der Umgebung der Notschlafstelle ein
Drogenumschlagplatz entsteht. Angesichts der Abgelegenheit ... von den
Hauptdrogenplätzen, angesichts der Kleinräumigkeit des Quartiers und
der damit verbundenen hohen sozialen Kontrolle, sowie der Tatsache,
dass es sich nur um eine Notschlafstelle handelt und das Haus tagsüber
geschlossen ist, muss das Risiko, dass Drogendealer sich regelmässig in
der Umgebung der Notschlafstelle aufhalten als minim bezeichnet wer-
den.

Dies trifft auch für die befürchtete Beschaffungskriminalität zu.
Überzeichnet und haltlos ist auch die Annahme, die Einrichtung einer

Notschlafstelle würde dazu führen, dass versuch! werde, Anwohner dem
Drogenkonsum zuzuführen.

Auch in diesem Zusammenhang ist darauf hinzuweisen, dass es sich um
eine Notschlafstelle handelt, die erst ab 21.00 Uhr geöffnet ist. Tagsüber
ist sie geschlossen, so dass Begegnungsmöglichkeiten zwischen den Be-
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nutzem der Notschlafsfelle und den übrigen Anwohnern erheblich einge-
schränkt sind.

Nach der einschlägigen Hausordnung muss zudem mit Hausverbot
rechnen, wer mit Drogen Handel treibt.

f) Angrenzend an die Liegenschafl ... befindet sich ein Kinderspiel-
platz. Die Beschwerde führe r sehen darin ein erhebliches Gefahrdungspo-
tential, da Kinder durch herumliegende Spritzen sich infizieren könnten.

Das Herumliegenlassen von Fixerutensilien im Haus, um das Haus und
im Quartier ist untersagt und wird im Widerhandlungsfalle mit Hausver-
bot bestraft (Betriebskonzept 2.3 iitera g),

Eine solche Gefahr besteht jedoch unabhängig von der Zone, in wel-
eher sich die Notsehlafstelle befindet. Würde darauf abgestellt, so wäre ei-
ne Notschiafstelle auch in einer ändern Zone zonenwidrig. Diese Uberte-

gung hat auch für die ändern Befürchtungen zu gelten.

g) Zusammenfassend hält das Verwaltungsgericht deshalb dafür, dass
angesichts der beschränkten Anzahl von Benutzern, der Absicherungen
durch das Betriebskonzept und der beschränkten Benutzungsdauer für
die Umgebung keine erheblichen Mehrimmissionen zu befürchten sind.
Somit drängt sich die Durchführung eines Baubewilligungsverfahrens
nicht auf.

Diese Schlussfolgerung ist auch mit der bisherigen Rechtsprechung ver-
einbar. Ais bedeutsame Zweckänderung wurde beispielsweise die Benut-
zung einer Villa als Schulgebäude (Erich Zimmerlin, a.a.0. N 3 zu § 150
mit weiteren Beispielen). Ais nicht bedeutsame Zweckänderung wurde
hingegen die Einrichtung einer Praxis eines freien Berufes, beispielsweise
eines Arztes, bezeichnet.

5. Nach § 8 Abs. l litera a) der Verordnung über die Feuerpolizei und
das Feuerwehrwesen (nGS V 540) ist die Errichtung von neuen sowie die
Änderung oder Erweiterung von bestehenden Gebäuden und Gebäude-
teilen, die zeitweilig oder dauernd der Aufnahme einer grösseren Zahl
von Personen dienen, der Bewilligungspfiicht unterstellt.

Die Errichtung einer Notschlaistelle in einem Einfamilienhaus verlangt
keine zusätzliche feuerpolizeiliche Bewilligung, da keine Änderung im
Sinne von § 8 Abs. l litera a) der genannten Verordnung vorliegt,

Ob der Betrieb einer Notschlafstelle einer Bewilligung gemäss § 32 des
Gesetzes über die Sozialhilfe (nGS II 384) oder gemäss § 30 der Verord-
nung über das Gesundheitswesen im Kanton Schwyz (nGS V 583) bedarf,
ist nicht im Rahmen des vorliegenden Beschwerdeverfahrens zu prüfen,
da dieser Einwand nicht baupolizeilicher Art ist.

Es ist denkbar, dass Menschen aus Randgruppen ein weniger angepass-
tes Verhalten an den Tag legen werden, als durchschnittliche Bewohner
von Einfamilienhäusern. Indessen vermag dies nicht eine Baubewilli-

gungspflicht und ein präventives Verbot der Nutzung ~ wie von den Be-
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schwerdeführern beantragt ~ zu begründen. Sollten in Abweichung des
Nutzungskonzeptes Verstösse gegen das Betriebskonzept bzw. Verstösse
gegen Polizeigüter (Ruhe, Ordnung, Sicherheit) vorkommen, von denen
die Nachbarn betroffen sind, so wird hiefür primär der repressive Polizei-
schütz anzurufen und einzusetzen sein. Ob, durch wen und allenfalls un-
ter welchem Rechtstitel eine Notschlafstelle behördlich geschlossen wer-
den kann, sofern sich aus deren Betrieb für die Umgebung objektiv
untragbare Zustände ergeben sollten, ist in diesem Verfahren nicht zu be-
urteilen.

6. Aus all diesen Gründen ist die Beschwerde abzuweisen. Dabei ist zu-
sammenfassend noch folgendes klar zu betonen. Das Verwaltungsgericht
hat einzig und ausschliesslich zu beurteilen, ob die Umwandlung eines
Einfamilienwohnhauses (ohne dass dabei bauliche Veränderungen vorge-
nommen werden) in eine Notschiafstelle für Obdachlose einer baupoli-
zeilichen Bewilligung bedarf oder nicht. MUSS die BaubewUligungspflicht
verneint werden, so ist darin keinerlei Aussage zur Geeignetheit (abgese-
hen von der Frage der Zonenkonformität) des Standortes ... für die ge-
plante NotschlafsteHe zu sehen. Die Frage der baupolizeillchen Bewilli-
gungspflicht darf nicht eingeengt unter dem verständlichen und nach-
vollziehbaren, aber weitgehend baupolizei fremden Blickwinkel, dass man
das Drogenelend möglichst fern vom eigenen Lebensbereich gelöst haben
möchte, betrachtet werden. Massgebend ist allein, ob die Baubewilli-
gungspflicht baupolizeilich gerechtfertigt ist. Dies ist, neben den ange-
führten Gründen auch deshalb zu verneinen, weit die Forderung nach De-
regulierung heute in aller Munde ist und in pointiertem Masse auch im
Bau- und Planungsrecht gefordert wird (vgl. Info-Heft Raumplanung,
2/93). Wollte man in dieser Situation die Abgrenzung zwischen baubewil-
iigungspflichtigen und baubewiliigungsfreien Zweckänderungen einzel-
fallweise eng ziehen, so würde damit ein Präjudiz geschaffen, welches bei
konstanter Praxis zu einer Vielzahl neuer bewilligungspflichtiger Verfah"
ren führen müsste. Ein solches Vorgehen stünde damit quer in der rechts-
politischen Landschaft und ist deshalb abzulehnen.
(VGE 590/93 vom 31. August 1993).
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11
PIanungs- und Baurecht

- Gebäudehöhe bei gestaffelten Bauten (§ 60 Abs. 5 PBG) (Erw. 2a).
Ersatz.abgabe für öffentliche Parkierungsanlagefi anstelle Realerfifliung
(§ 58 Abs. 2 PBG) ( Erw. 3).

- Erschliessung (§ 37 Abs. l PBG), Gelegentliche Staulagen auf Haupt-
strassen stellen hinreichende Ersch!iessung nicht in Frage (Erw, 6).

Aus den Erwägungen:

2. Seitens der Beschwerdeführer wird eingewendet, der Treppenhaus-
anbau verletze auf der Ostseite den Grenzabstand um 0,1 m.

a) Für Hochbauten bis und mit 15 m Gebäudehöhe beträgt der Grenz-
abstand 50% der Gebäudehöhe, mindestens aber 3 m (§ 60 Abs. l PBG).
Bei in der Höhe gestaffelten Bauten wird die Gebäudehöhe jedes Baukör-
pers gesondert bestimmt (§ 60 Abs. 5 PBG und Art. 27 Abs. 4 BR).

Nach Auffassung des Beschwerdeführers kann ein Treppenhausanbau
keine in der Höhe gestaffelte Baute darstellen.

Die Anwendung von § 60 Abs. 4 PBG ist nicht von der Nutzung des
Gebäudekörpers abhängig. Es ist unmassgeblich, ob der Gebäudekörper
als Treppenhaus oder als Wohn- oder Geschäftsraum genutzt wird. Ent-

scheidend ist einzig, dass das Gebäude in der Höhe gestaffelt ist.
(...)

3. Bei Umbauten, Erweiterungen oder Zweckanderungen bestehender
Bauten und Anlagen besteht die Pflicht zur Erstellung bzw. Schaffung von
Abstellplätzen im Umfang des durch die baulichen Vorkehren geschaffe-
nen Mehrbedarfs (§ 58 Abs. l PBG; Art. 14 Abs, l BR).

Ist die Erstellung der erforderlichen Anzahl Abstellflächen auf priva-
tem Grund nicht möglich oder nicht zumutbar, so hat der Bauherr eine
Ersatzabgabe an die Gemeinde zu leisten, die zweckgebunden für den
Bau und Betrieb öffentlicher Parkierungsantagen zu verwenden ist (§ 58
Abs. 2 PBG; Art. 15 Abs. l BR).

a) Auf die Erstellung von Abstellplatzen ist zu verzichten, wenn sie für
die Bauherrschaft wegen der örtlichen Verhältnisse nicht möglich ist. Un-
möglichkeit der Erstellung bedeutet objektive Unmöglichkeit, die sowohl
auf tatsächlichen (Grundstückgrössen) als auch auf rechtlichen Umstän-
den beruhen kann (Fritz Frey, Die Erstellungspflicht von Abstellplätzen
für Motorfahrzeuge nach züi-cherischem Recht, 1987, S. 79),

Vorliegendenfalls ist das Grundstück der Bauhen-schaft bereits heute
weitgehend überbaut. Aufgrund der vorhandenen Gegebenheiten ist die
Erstellung von Abstellplätzen ausgeschlossen. Lediglich auf der West-
und Nordseite sind noch Freiflächen vorhanden. Die Nordseite ist jedoch
nicht zugänglich. Die Freifläche auf der Westseite dient als Zugang zum
nördlichen Anbau und als Abstefiplatz für Vetos.
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b) Die Erstellung von Abstellplätzen für Motorfahrzeuge ist der Bau-
herrschaft auch nicht zumutbar. Die Grenze der Zumutbarkeit ist dann
überschritten, wenn die tatsächliche Erfüllung der BaupfHcht auf dem
Baugrundstück mit unverhältnismässigen Kosten verbunden wäre (Frey,
a.a.O. S. 79).

Die Erstellung einer Tiefgarage unter dem bestehenden Gebäude wür-
de, selbst wenn sie bautechnisch möglich sein sollte, zu enormen Kosten
führen, die in keinem Verhältnis mehr zum Nutzen stehen würden.

c) Der Beschwerdeführer behauptet, § 58 PBG und Art. 15 BR gingen
davon aus, dass in der Nähe des Baugrundstücks Parkierfelder bestehen,
auf welche der Parkierer ausweichen könne.

Die genannten Bestimmungen verlangen einzig, dass die Ersatzabgaben
zweckgebunden für den Bau und Betrieb öffentlicher Parkierungsanlagen
verwendet werden. Dass solche öffentliche Anlagen im Zeitpunkt der
Baubewilligung bereits bestehen oder in absehbarer Zeit erstellt werden,
ist nicht Voraussetzung für die Anwendung von § 58 PBG. Die Gemein-
de ist lediglich gehalten, öffentlich zugänglichen Parkraum zu schaffen.
Ein Rechtsanspruch derjenigen, die eine Ersatzabgabe geleistet haben,
besteht hingegen nicht, lediglich die Möglichkeit aufsichtsrechtiichen Ein-
schreitens.

d) Im weiteren vertritt der Beschwerdeführer die Auffassung, dass die
Bauliegenschaft wegen Fehlens von Abstellptätzen nicht baureif sei im
Sinne von § 53 PBG und Art. 4 BR.

Das Vorhandensein von genügend Abstellplätzen für Motorfahrzeuge
ist Voraussetzung für die Erteilung einer Baubewiiligung. Sofern jedoch
die Voraussetzungen von § 58 PBG und Art. 15 BR erfüllt sind, muss ein
Bauvorhaben auch bei Fehlen von genügend Abstellpl ätzen für Motor-
Fahrzeuge bewilligt werden. Eine Bauverweigerung fällt in diesem Falle
ausser Betracht. Wie sich aus dem obigen ergibt, haben die Vorinstanzen
zu Recht auf eine Realerfüilung verzichtet und eine Ersatzabgabe ver-
langt, so dass der Einwand der fehlenden Baureife fehlgeht.

6. Nach Auffassung des Beschwerdeführers ist die Liegenschaft der Be-
schwerdegegner nicht hinreichend erschlossen, da die ... strasse (= Kan-

tons-, Hauptstrasse) regelmässig überlastet sei.

a) Bauten und Anlagen dürfen nur auf gemäss § 37 Abs. l PBG er-
schlossenen Grundstücken errichtet werden (§ 53 PBG).

b) Land ist erschlossen, wenn es für die betreffende Nutzung genügend
zugänglich ist. Genügende Zugänglichkeit setzt eine rechtlich gesicherte
und technisch hinreichende Zufahrt voraus. Technisch hinreichend ist ei-
ne Zufahrt, wenn sie verkehrssicher und so beschaffen ist, dass sie der zu
erwartenden Beanspruchung durch Benutzer und öffentliche Dienste ge-
wachsen ist (§ 37 Abs. l und 3 PBG).

29



12

c) Nach Lehre und Rechtsprechung vermag eine Zufahrt verkehrstech-
nisch dann zu genügen, wenn sie übersichtlich ist und eine genügende
Breite aufweist. Zwei Fahrzeuge müssen gefahrlos kreuzen können, da-
neben hat genügend Raum für Fussgänger und Radfahrer vorhanden zu
sein mit den den Verhältnissen entsprechenden Schutzmassnaiimen, wie
Gehweg. Der öffentliche Verkehrsfluss darf nicht behindert werden
(EGV 1983, Nr. 46 mit Hinweisen).

Unbestreitbar weist die ... strasse die nötige Breite auf. Sie ist beidseits
mit einem Trottoir versehen. Die Tatsache, dass es auf der .., strasse ge-

legentlich zu Staulagen kommt, hindert die Bejahung der hinreichenden
Zufahrt nicht. Solche Staulagen in den Stosszeiten sind auf vielen Haupt-
slrassen üblich und lassen sich, solange der Individualverkehr nicht
zwangsweise eingedämmt wird, kaum vermeiden. Sie rühren vorliegen-
denfalts daher, dass während einer beschränkten Tageszeit eine über-
durchschnittliche Anzahl von Verkehrsbewegungen zu verzeichnen sind
und wegen der verschiedenen Abzweigungen im Dorf ... der Verkehrs-
fluss gehemmt wird, Solche Staulagen würden auch entstehen, wenn zur
Lenkung des Verkehrs Lichtsignalanlagen aufgestellt würden. Die alltalti-
ge Notwendigkeit solcher Anlagen oder von Verkehrskreiseln kann aber
ernstlich nicht dazu führen, die hinreichende Erschliessung zu verneinen.
Ebensowenig kann dies zutreffen, wenn solche Staulagen ohne Lichtsignal
oder Kreiselantagen entstehen. Ob anders zu entscheiden wäre, wenn die
Nutzung des Bauprojekts selber den Stau auf der gut ausgebauten öffent-
lichen Strasse in wesentiichem Umfang mitverursachen würde, kann offen
bleiben, da dies hier offensichtlich nicht der Fall ist.
(VGE 677/92 vom 11. Februar 1993).

12
PIanungs- und Baurecht

AusnahmebewUligung (§ 73 PBG), Baulncke.

Ans den Erwägungen:

6. Der Beschwerdeführer glaubt, eventualher sei ihm in Anlehnung an
den in EGV 1983 Nr. 8 publizierten Bautückenfall eine Ausnahmebewil-
ligung einzuräumen. Mit Recht wird ihm dies verweigert.

a) Die zuständige Bewilligungsbehörde kann für Bauten und Anlagen
innerhalb der Bauzonen Ausnahmen von den in diesem Gesetz oder in

den Bauvorschriften der Gemeinden festgelegten Bestimmungen bewilli-
gen, wenn und soweit besondere Verhältnisse es rechtfertigen, insbeson-
dere wenn:
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a) sonst eine unzumutbare Härte einträte;
b) dank der Abweichung wegen der örtlichen Gegebenheiten eine besse-
re Lösung erzielt werden kann;
c) Art, Zweckbestimmung oder Dauer des Gebäudes eine Abweichung
nahelegen oder
d) dadurch ein Objekt des Natur- und Heimatschutzes besser geschützt
werden kann.

Eine Ausnahmebewilligung muss mit den öffentlichen Interessen ver-
einbar sein und darf keine wesentlichen Interessen von Nachbarn verlet-

zen (§ 73 PBG).

b) Der Umstand, dass gemass konstanter Rechtsprechung bei der Be-
urteilung der hinreichenden Erschliessung stets von der zu erwartenden
Gesamtbeanspruchung der Erschliessungsstrasse unter Einschluss der
Nachbarschaft und der Allgemeinheit auszugeben ist (VGE 530/91 v.
18.7.1991, Erw. 2, 3c), zeigt die engen Grenzen auf, innerhalb welcher von
einer Baulücke bzw. von einer Ausnahme Situation gesprochen werden
kann. Insbesondere gebietet diese Praxis, den Kreis der mitzuberücksich-
tigenden Nachbarschaft bzw. des noch nicht überbauten und über die glei-
ehe Strasse zu erschliessenden Baugebietes nicht eng zu ziehen. Im kon-
kreten Fall muss zumindest die Bauentwicklung im Bereich der Stich-
strassen ... berücksichtigt werden. Unbestrittenermassen sind im Gebiet
... zurzeit noch diverse Baugrundstücke mit einer Kapazität von ca. 25
Wohneinheiten überbaubar. Von einer Baulücke kann mithin nicht die
Rede sein.

c) Der vorliegende Fall ist im übrigen mit dem in der EGV-SZ publi-
zierten Baulückenfatl aus dem Jahre 1983 nicht vergleichbar. Dort befan-
den sich 3 zerstreute EmfamilienhausparzeJlen in einem sonst vollständig
überbautem Gebiet (hinterliegend: grosse, eingezonte, unüberbaute und
zusammenhängende Flächen, ca. 70-80 Wohneinheiten). Hinzu kam, dass
das Bauprojekt eine Verbesserung der ErschHessungsverhältnissse ermög-
lichte (Verbreiterung der Strasse/grosszügige Ausweichstelle). Sowohl
hinsichtlich der Anzahl der in der unmittelbaren Nachbarschaft unüber-
bauten Parzellen wie auch der Erschliessungsverbesserung unterscheidet
sich das hier zu beurteilende Bauvorhaben entscheidend.
(VGE 652/92 vom 22. Januar 1993).
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13
PIammgs- und Baurecht

- Ausnahmebew'fltigung (§ 73 PBG).
Ausnahmesituation bejaht, weil die der Bauwne zugewiesene Par-
zelle sich praktisch völlig innerhalb des Gewässembstandes (§ 66
Abs. l PBG) befindet (Erw. Ic, d).

- Ausnahmebewillsgung ßr konkretes Projekt verweigert (Erw. If).

Aus den Erwägungen:

l. c) Der Regierungsrat dagegen verneint eine Ausnahmesituation. Er
geht auch davon aus, dass öffentliche Interessen gegen eine Ausnahme-
bewilligung sprechen. Die Ausnahmesituation sieht der Regierungsrat
nicht gegeben, weil man nicht davon sprechen könne, das Grundstück sei
bei Einhaltung aller Grenzabstande praktisch unüberbaubar, denn das
Grundstück sei bereits überbaut. Es bestehe somit keine Baulücke, wel-
ehe allenfalls eine Ausnahmebewilligung rechtfertigen würde. Es sei auch
problemlos eine zweckmässige und vernünftige Sanierung des bestehen-
den FIachdachhauses ohne Aufstockung um ein Votlgeschoss möglich.
Dieser Argumentation kann jedoch nicht gefolgt werden. Der Umstand,
dass die Parzelle, welche sich praktisch in vollem Ausmass innerhalb des
20 m tiefen Gewässerabstandes befindet, bereits überbaut ist, schUesst die
Annahme einer Ausnahmesituation zumindest im Falle eines Neubaues,
welcher hier unbestrittenermassen vorgesehen ist, nicht aus. Andernfalls
würde derjenige, der eine unüberbaute Parzelle überbauen wiii, gegen-
über demjenigen, der eine bereits überhäufe Parzelle neu überbauen will,
insofern bevorteiit, als letzterer nur im Rahmen der Bestandesgarantie ei-
nen Neubau erstellen könnte, während ersterer unter Umständen im Rah-
men der Ermessensausübung mehr Bauvolumen zuerkannt erhielte. Dass

die regierungsrätliche Argumentation falsch ist, belegt der Regierimgsrat
bzw, das Justizdepartement in der Beschwerdevernehmtassung gleich
selbst. Er bzw. es verneint zwar nachwievor eine Ausnahmesituation, führt
aber wenig später aus, aus der Sicht des Regierungsrates stehe einer Aus-
nahmebewiliigung für ein Giebeldach ohne Kniewände, welches über das
Wiederaufbaurecht hinausgehe, nichts im Wege. Dies ist aber nur möglich,
wenn eine Ausnahmesituation angenommen wird.

d) Kat.-Nr. ... befindet sich nicht nur innerhalb des Gewässerabstandes,
sondern auch - was den vorliegenden Konflikt provoziert - in der Land-
hauszone. Gemäss Art. 34 BauR ist diese Zone für Ferienhäuser, Einfa-
milienhäuser und Doppeleinfamilienhäuser bestimmt. ,,. handelt es sich
hier um die übrige Landhauszone, in welcher folgende Uberbauungsmas-
se gelten:
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Vollgeschosse:
Gebäudehöhe;
Firsthöhe:
Grenzabstand:
Gebäudeabstand:
Gebäudelänge:
Ausnützungsziffer:

2
7m

10m
5 m

10m
30m
0,30

Die Nichtannahme einer Ausnahmesituation würde den Zonenzweck
vereiteln. Diese Konsequenz mag allenfalls bei Kleinstparzellen innerhalb
der Gewässerschutzzone annehmbar und richtig sein, zumal in solchen
Fällen wohl auch die kommunalen Uberbauungsmasse mindestens teil-
weise nicht eingehalten wären. Kat.-Nr. ... hingegen weist eine Fläche von
555 m2 (siehe Grundbuchauszug/kommunales Baudossier) bei ca. 30 m
Länge und einer Breite bis 20 m auf. Hier überhaupt keine zonenkonfor-
me Baute wegen Unterschreitung des Gewässerabstandes zuzulassen,
würde eine unzumutbare Härte darstellen, zumal bekanntermassen prak-

tisch sämtliche am betreffenden Gewässer gelegenen Parzellen überbaut
sind, und nicht wenige Bauten hievon ebenfalls den Gewasserabstand
(zum Teil erheblich) unterschreiten.

Die Beschwerdeführerin macht explizit die Ausnahmetatbestänäe ge-
mäss § 73 Abs. l lit. b und c PBG geltend. Der Ausnahmegrund, wonach
dank der Abweichung wegen der örtlichen Gegebenheiten eine bessere
Lösung erzielt werden kann, ist im Zusammenhang mit einer ordnungsge-

mässen Uberbauung zu sehen. Dieser Ausnahmegrund ist grundsätz-
lich nur dann anzunehmen, wenn die anbegehrte Abweichung von der gel-
tenden Bauordnung zu einem besseren Ergebnis fuhrt, als bei Einhaltung
der Bauordnung. Vorliegend weicht jede Uberbauung der fraglichen Par-
zelle von der Bauordnung, das heisst vom verlangten Gewässerabstand ab.

In diesem Sinne ist die Berufung auf lit. b nicht begründet. Man könnte
höchstens den Bezug des eine Ausnahmebewilligung erheischenden Pro-
jekts zum hier nicht beanspruchten WiederaufbaurechS akzeptieren, und
zwar in dem Sinne, als geltendgemacht wird, das projektierte Giebeldach
bringe eine bessere Lösung als die durch die Bestandesgarantie gedeckte
Ftachdachbaute. Nachdem aber bereits die Ausnahmesituation gestützt
auf iit. a zugestanden wird, ist es primär eine Frage des Masses, ob - un-
ter Berücksichtigung der öffentlichen und Nachbarinteressen (§ 73 Abs. 2)

im konkreten Fall eine Plachdach- oder Giebeldachbaute vorzuziehen ist
(dasselbe gilt hinsichtlich der umstrittenen Giebelneigung).

Den Ausnahmetatbestand gemäss lit. c sieht die Beschwerdeführerin
deshalb, weil das Ferienhaus für Dauerzwecke hergerichtet werden soll.
Das befinde sich immerhin in der Bauzone der Gemeinde ... und im ei-
gentlichen Orte .... Die Liegenschaft sei also durchaus nicht nur für Fe-

rienzwecke, sondern auch für Daueraufenthalte geeignet. Dies entspreche
einer sinnvollen Nutzung des Baulandes. Dieser Argumentation ist nicht
zu folgen. Die Zonenvorschriften bezwecken nicht nur die Erstellung von
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eigentlichen Wohnbauten (Einfamiiien- und Doppeleinfamilienhäuser),
sondern auch ausdrücklich von Ferienhäusern. Lage, Grosse und Form ei-
ner Landhauszonenparzelle können nun durchaus solcher Art sein, dass

sie für die Erstellung eines Ferien- oder eines Weekendhauses zu genügen
vermögen, nicht aber für ein ganzjährig bewohntes Einfamilienhaus, wel-
ches ein umfassenderes Raumprogramm und mithin mehr Bauvolumen
und Bruttogeschossfläche beansprucht. Die heutige Nutzung des beste-
henden Ferienhauses ist somit zonenkonform. Aus dieser Sicht bedarf es
keiner Nutzungsänderung bzw. einer Uberfiihrung der Feriennutzung in
eine gewöhnliche Wohnnutzung. Im übrigen besteht kein Anspruch dafür,
dass unbesehen der konkreten Parzellenverhältnisse jegliche gemass Zo-
nenvorschrift vorgesehene Nutzung auch umgesetzt werden kann, bzw.
dass hierfür Ausnahmesituationen und dementsprechend Ausnahmebe-
willigungen zuzugestehen sind, bis eine konkret angestrebte Zonennut-
zung (hier ganzjährige Wohnnutzung) möglich wird. Vielmehr ist im Rah-
men der Ermessensfrage, wie der Ausnahmesituation unter Berücksich-

tigung der öffentlichen und privaten Interessen Rechnung zu tragen ist» zu
prüfen, ob die vorgesehene Wohnbaute ausnahmebewilligungsfahig ist
oder nicht.

f) Der Regierungsrat lehnt die Erteilung einer Ausnahmebewiltigung
selbst dann ab, wenn ausserordenf liche Verhältnisse anzunehmen sind.

Neubauten dürften grundsätzlich innerhalb des Gewässerabstandes keine
mehr gebaut werden (§ 33 Abs. l PBG). Seeufer seien generell zu schüt-
zen und es bedürfe nicht eines besonders schützenswerten und unberühr-

ten Ufers, um eine Uberbauung zu verhindern (Art. 3 Abs. 2 iit. c RPG).
Eine large AusnahmebewiHigungspraxis würde diesen Planungsgrundsatz
aushöhlen. Der Regierungsrat führt dann wörtlich aus (angef. RRB S. 9):

«Die Beschwerdegegnerin (== Baulierrin) beruft sich auch auf das Ge-
bot der haushälterischen Nutzung des Bodens (vgl. Art. l Abs. l RPG)
und darauf, dass sich ein Haus mit Steildach gefälliger ins Orts- und
Landschaftsbiid einpasse (vgl. Art. 3 Abs. 2 lit. b RPG). Der geplante
Neubau sieht eine Aufstockung um ein Vollgeschoss sowie eine Ver-
grösserung der Gebäudegrimdflache um schätzungsweise 10% vor. Da-

mit wird die Bruttogeschossfläche um zirka 80% erweitert und das Ge-
bände um rund 4,5 m erhöht. Diese gegenüber dem Altbau zusätzliche
Erhöhung der wohnlichen Nutzfiache widerspricht Sinn und Zweck des
Gewasserabstandes. Fraglich erscheint auch das Argument der besseren
Einpassung ins Orts- und Landschaftsbild. Einerseits liesse sich eine
solche Anpassung ohne Erhöhung der Bruttogeschossfläche erreichen,
Z.B. mit einem Giebeldach ohne Kniewände und einer geringeren
Dachneigung von etwa 20%. Andererseits wird durch die Erhöhung um
4,5 m das Gebäude vom See her besser einsehbar, Deshalb stehen
wohnhygienische, landschafts- und gewässerschützerische Interessen
sowie das Freihaltegebot dem Bauvorhaben entgegen. Diese Interessen
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sind stärker zu gewichten a!s die von der Beschwerdegegnerin vorge-
brachten und zum Teil nicht stichhahigen Interessen.»

Im weiteren führte der Regierungsrat aus, es könnte höchstens eine
Ausnahmebewilligung für ein Giebeldach ohne Kniewände mit einer ma-
ximalen Dachneigung von 20% in Aussicht gestellt werden. Damit würde
sich die Firsthöhe des Neubaus um rund 2 m reduzieren. In der Be-
schwerdevernehmlassung wiederholt und ergänzt das Justizdepartement,
aus der Sicht des Regierungsrates stehe einer Ausnahmebewiiligung für
ein Giebeldach ohne Kniewände nichts im Wege. Ebenfalls könnte er sich
unter Umständen mit einer grösseren Dachneigung als 20% einverstan-
den erklären.

Der Regierungsrat ist in seinen Bestrebungen, die Seeufer möglichst
von (zusätzlichen) Uberbauungen freizuhalten, zu unterstützen. Er steht
damit in Einklang mit den gesetzlichen Vorgaben (Art. 3 Abs. 2 lit. c
RPG; § 66 Abs. l PBG). Die innerhalb des Gewässerabstandes vorgese-
hene erhebliche Nutzungssteigerung liegt nicht mehr innerhalb des den
Gemeinden zustehenden Ennessensspielraums. Wie die bisherige Baute
sollte der Neubau bis fast 6 m an das stehende Gewässer gebaut werden,
und dies bei einem gesetzlich verlangten Gewässerabstand von 20 m! In-
nerhalb dieses Gewässerabstandes sind zwei Vollgeschosse mit einer Brut-
togeschossfläche von 147 m , einer Ausnutzung von 0,265 einem Bauvolu-
men von 513 m3 und einer Firsthöhe von 7,2 m vorgesehen. Eine derart
weitreichende Ausnahmebewiliigung höhlt das Seeuferfreihaltegebot aus.
Dies trifft auch zu, wenn die Idylle gestört ist (z.B. durch Bootsstationie-
rungsanlage ...). Stehen mithin öffentliche Interessen einer derart weit-
reichenden Ausnahmebewiliigung entgegen, erweist sich die Beschwerde
als unbegründet.

(VGE 554/93 vom 23. Juli 1993).

14
Planungs- und Baurecht

- Mifbenntzung privater Erschliessungsanlagen durch Dritte (§ 4l PBG).

Aus den Erwägungen:

2. a) Das Verwaltungsgericht hat im Entscheid VGE 661/92 vom 22.
Dez. 1992 (Erw. 5b) festgehalten, dass die Liegenschaft GB ... nicht mit ei-
nern FUSS- und Fahrwegrecht zugunsten der Liegenschaft der Beschwerde-
führer belastet ist. In Erwägung 7 dieses Entscheides zeigte das Verwal-
tungsgericht die verschiedenen Möglichkeiten auf, wie sich die Beschwer-
deführer ein Zufahrtsrecht für ihre Liegenschaft sichern können (Par-
teivereinbarung - Grunäbuchberichtigungsktage gemäss Art. 977 ZGB -
Notwegrechts verfahren gemäss Art. 694 ZGB - Mitbenützung privater Er-
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schltessungsanlagen durch Dritte gemäss § 4l PBG). Die Beschwerdefüh-
rer entschieden sich für die letzte, vom Verwaltungsgericht angeregte Va-
riante (§ 4l PBG), indem sie am 9. März 1993 bei der Vorinstanz einen An-
trag auf Einleitung des Verfahrens gemass § 4l PBG stellten.

b) Nach § 4l Abs, l PBG kann der Gemeinderat die Eigentümer be-
stehender privater Erschliessungsanlagen verpflichten, die Mitbenützung
durch Dritte gegen volle Entschädigung zu dulden, sofern dies zumutbar
und für eine landsparende oder zweckmässige technische Lösung not-
wendig ist. Können sich die Beteiligten nicht einigen, enteignet der Ge-
meinderat die erforderlichen Rechte zugunsten des mteressierten Dritten
und veranlasst nach Bezahlung der Entschädigung die Eintragung im
Grundbuch (§ 4l Abs. 2 PBG). Die Entschädigung wird, sofern sich die
Beteiligten darauf nicht einigen können, auf Begehren des Enteigneten,
des Dritten oder der Gemeinde von der nach dem Enteignungsrecht zu-
ständigen Schätzungskommission festgesetzt. Sie legt auch den Beitrag
des Dritten an die Kosten des Unterhalts fest (§ 4l Abs. 3 PBG).

c) Die Beschwerde führe r haben sich mit der Einreichung des Gesuches
vom 9. März 1993 für ein Vorgehen nach § 4l PBG entschieden. Sie ha-
ben dementsprechend auch den vom Gesetzgeber in § 4l PBG vorge-
zeichneten Verfahrensablaufzu akzeptieren. Danach ist, nachdem der Ge-

meinderat die Eigentümer bestehender privater Erschliessungsanlagen
verpflichtet hat, die Mitbenützung durch Dritte gegen volle Entschädi-
gung zu dulden (§ 4l Abs. l PBG), als nächster Schritt den Beteiligten
Gelegenheit zu geben, sich zu einigen (§ 4l Abs. 2 l. Satzteil). Falls keine
Einigung zustande kommt, hat der Gemeinderat die erforderlichen Rech-
te zugunsten des interessierten Dritten zu enteignen und nach Bezahlung
der Entschädigung die Eintragung im Grundbuch zu veranlassen (§ 4l
Abs. 2 2. Satzteil). In diesem Zusammenhang ist darauf hinzuweisen, dass
es möglich ist, die Einleitung des Verfahrens gemäss § 4l PBG (vgl, die
Verfügung vom 5. April 1993) sowie die gegebenenfalls unabdingbare
Enteignung m einem Rechtsgang T.U veffligen. In diesem Sinne ist ßir ins-
künftige Verfahren nach § 4l PBG festzuhalten, dass die vom Gemeinde-
rat zu treffende Verfügung mindestens folgende Punkte zu regeln hat:

l. Der jeweilige Eigentümer von Kat,-Nr, X (== bestehende private
Erschliessungsaniage) wird verpflichtet, die Erschliessung (Fuss-
und Fahrwegrechte) von Kat.-Nr. Y (= im Eigentum des mitbenüt-
zungswiiligen Dritten) über Kat.-Nr. X, zu dulden.
(Nötigenfalls - wenn beispielsweise die Kat.-Nr. X mehr als die be-
stehende private Erschliessungsanlage umfasst - ist zu präzisieren,
auf welchen Teil von Kat.-Nr. X sich die zugunsten von Kat.-Nr. Y

einzuräumenden FUSS- und Fahrwegrechte beziehen.)

2. Den Parteien wird Gelegenheit eingeräumt, bis ... einen Dienstbar-

keitsvertrag abzuschliessen. Dieser ist dem Gemeinderat innert glei-
eher Frist einzureichen.
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3. Für den Fall, class innert der angesetzten Frist gemäss Ziff. 2 kein
Dienstbarkeitsvertrag abgeschlossen wird, enteignet der Gemeinde-
rat bereits mit dieser Verfügung die erforderlichen FUSS- und Fahr-
wegrechte gemäss Ziff. l (== suspensiv bedingte Enteignungsverfü-
gung, das heisst der Beginn der Wirksamkeit der Enteignungs-
Verfügung wird aufgeschoben bis zum Ablauf der ungenutzt verstri-
ebenen Frist gemäss Ziff. 2).

( VGE 600/93 vom 29. September 1993).

15
Plammgs- und Baurecht

Eriass eines Gestaltungsplanes.
Durchmischung der Nutzung gemäss Art. 24 Abs. 2 Satz 2 PBG.
Verhältnis kantonales und kommunales Recht.

Aus den Erwägungen:

2. f) (...)

In der Tat handelt es sich beim oberwähnten Begriff der «Nutzungs-
durchmischung» nicht um einen traditionellen Begriff. Das vor dem Er-
lass des PBG im Kanton Schwyz geltende Recht kannte im Zusam-
menhang mit Arealüberbauungen/Quartiergestaltungsplänen kerne Nnt-
wngsdurchmischung. Dies wird beispielsweise dadurch dokumentiert,
dass der Regierungsrat im Zusammenhang mit dem Erlass des neuen
Bau- und Planungsgesetzes in der Vorlage an den Kantonsrat § 22 Abs. 2
des Entwurfes (v. 27.3.1987) mit folgendem Wortlaut formulierte «Der
Gestaltungsplan darf keinen Widerspruch zu der in der betreffenden Zone
zulässigen Nutzungsart beinhalten» und dazu Im Bericht festhielt: «Der
Gestaltungsptan gemäss Vorlage (§ 22) entspricht sowohl hinsichtlich Inhalt
als auch mit Bezug auf das Erlassverfahren dem Qiiartiergestaltungsplan
des geltenden Rechts (§ 4l BauG) (vgl. RRB Nr. 559 vom 27. März 1984,
S. 9 und S. 9 der Vorlage für den Kantonsrat; dass das frühere Recht im
Kanton Schwyz keine Nutzungsdurchmischung kannte, zeigt sich bei ver-
schiedenen Aufzählungen der Abweichungen, welche im Quartiergestal-
tungsplanverfahren als zulässig erachtet wurden, vgl. dazu u.a. EGV-SZ

1975, S. 78 oben und unten, wonach im Quartiergestaltungsplanverfahren
folgende Regelungen abgeändert werden können: Regelung der Ge-
schosszahl, der Ausnützungsziffer, gegenüber dem Baugesetz erhöhte
Grenz- und Gebäudeabstände, vgl. auch EGV-SZ 1982, S. 35 unten: Aus-

nahmen von Grenz- und Gebäudeabständen, von Gebäudehöhen und
-längen, Erhöhung der Ausnützungsziffer; ferner wurde auch im Stan-
dardwerk Friedrich/Spühler/Krebs, Bauordnung der Stadt Winterthur,
welches in der früheren Schwyzer Rechtsprechung verschiedentlich für
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die Beantwortung von Fragen im Zusammenhang mit Quartiergestai-
tungsplänen herangezogen wurde - vgl. dazu beispielsweise EGV-SZ

1981, S. 93 ~- der Katalog der zuzulassenden Ausnahmen/Privilegien bei
Arealüberbauungen auf Abstände, Gebäudelängen, Gebäudehöhen, Ge-
schosszahlen sowie Ausnützungsziffern beschränkt, vgl, FriedrictVSpühler/
Krebs, a.a.O. S, 111).

Aus dem Protokoll der vorberatenden Kantonsratskommission sind des

weitem folgende Überlegungen zum erwähnten § 22 des PBG-Entwurfes
(v. 27.3.1987) zu entnehmen:

«KR Hans Bssig stört sich daran, dass Abs. 2 Abweichungen von der
Nutzungsart ausschliesst. Solche Abweichungen können unter Umstän-

den gerade Sinn eines Gestattungspianes sein; eine Quartierbeiz, ein
Quartierladen u.a. soll doch auch in einem einer reinen Wohnzone an-

gehörenden Gestaltungsplangebiet möglich sein, damit solche Quartie-
re nicht zu reinen Schlafstätten werden. Er beantragt deshalb, enfweder
Abs. 2 zu streichen oder aber einen Vorbehalt aufzunehmen wie folgt:
«...darf mit Ausnahme von zentrumsbildenden Bauten und Anlagen kei-

nen Widerspruch...»

RR Marcel Ki'irzi unterstreicht, dass mit Abs. 2 die Umfunktionierung
von Zonen mit Hilfe von Gestaltungsplänen verhindert werden soll (In-
dustriezone zu Wohnzone u.a.). Das Anliegen von RR Hans Bisig
scheint jedoch begründet, zumeist lassen jedoch auch die Zonenvor-
schritten für Wohnzonen stille Gewerbe zu.

Nach KR Werner Inäerbitzin muss die Umfunktionierung von Zonen
mit Hilfe von Gestaltimgsptänen vermieden werden; das Anliegen von
RR Hans Bisig scheint jedoch gerechtfertigt. Es soll ein Quartierieben
ermöglicht werden.

KR Tom Dettlsng neigt ebenfalls dem Antrag von KR Hans Bisig zu.
Abs. 2 ist sehr absolut formuliert, man sollte die Flexibilität vergrös-
sern, freilich ohne die Umfunktionierurtg von Zonen zuzulassen.

RR Marcel Kürzt wird angesichts der Einigkeit in der Sache selbst eine
Neuformulierung von Abs. 2 ausarbeiten lassen und der Kommission
vorlegen

(...)..

(Vgl. zit. Prolokoll der 3. Kommissionssitzung v. 6.6.1984, S. 8f.)

Die dementsprechend ausgearbeitete Neuformulierung des Absatzes 2,
welche dem heutigen Wortlaut von § 24 Abs. 2 PBG entspricht, fand in
der Folge ohne weitere Bemerkungen die Zustimmung der Kommission
bzw. des Kantonsrates.

Aus diesen Ausführungen zum früheren Recht und zu den Gesetzes-

materialien zum PBG ergibt sicli eindeutig, dass kanfonalrechtlich mit
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dem Erlass des PBG im Zusammenhang mit Gestaltungsplänen eine ge-
wisse Lockerung eingeführt wurde, indem ausdrücklich die Durchmi-
schung der Nutzung zugelassen werden kann, sofern Zweck und Charak-
ter der betreffenden Zone grundsätzlich gewahrt bleiben. Die Gemeinden
sind hingegen nach dem kantonalen Recht nicht verpflichtet, eine solche
Nutzungsdurchmischung bei Gestaltungsplänen zuzulassen bzw. einzu-
führen. Es steht somit einer Gemeinde frei, in ihrem Baureglement eine
solche Nutzungsdurchmischung vorzusehen oder aber auf die Einführung
einer solchen Lockerung zu verzichten. In diesem Sinne geht eine kom-
munale Regelung, welche im Rahmen der AreaIüberbauungen/Quartier-
gestattungsplanungen die dargelegte Nutzungsdurchmischung nicht kennt
und den Katalog der zulässigen Abweichungen von den Zonen vorschrif-
ten enumerativ (abschhessend) aufzählt, der kantonalrechtiichen Bestim-
mung gemäss § 24 Abs. 2 Satz 2 PBG vor. Mit anderen Worten ist es nicht
zulässig, dass in einer Gemeinde eine mit dem PBG für Gestaltungsplan-
gebiete neu eingeführte AbweichungsmögHchkeit («Nutzungsdurchmi-
schung») lediglich auf dem Wege der Praxis eingeführt wird, ohne dass die
entsprechende restriktivere kommunale Bestimmung angepasst wird.
Denn das kantonale Recht lässt es - wie bereits dargelegt wurde -" zu, dass
eine Gemeinde aus welchen Gründen auch immer darauf verzichtet, für
ihre Geslaltungsplangebiete eine «Nutzungsdurchmischung im Sinne von
§ 24 Abs. 2 Satz 2 PBG» einzuführen.

Das PBG ist am l. Sept. 1988 in Kraft getreten. In der Zwischenzeit
wurde in manchen Schwyzer Gemeinden das jeweilige Baureglement ganz
oder teilweise revidiert und dem neuen kantonalen Recht angepasst.
Wenn nun in einer Gemeinde die Teilrevision des kommunalen Baure-
glementes noch nicht durchgeführt worden ist, stellt dies keinen Recht-
fertigungsgrund dar, die Anpassung an das neue kantonale Recht der Ver-
waltungspraxis und der Rechtsprechung zu überlassen. Vielmehr ist es
Sache des kommunalen Gesetzgebers zu entscheiden, ob und gegebenen-
falls inwiefern bisheriges kommunales Baurecht -- welches vom PBG nicht
ausser Kraft gesetzt, sondern weiterhin zugelassen wird - anzupassen bzw.
abzuändern ist. In diesem Zusammenhang ist klarzustellen, dass der im
angefacht. RRB (S. 8) angeführte Vergleich mit dem Entscheid VGE
505/91 vom 26. März 1991 nicht einschlägig ist, da es dort um Definitio-
nen und Messweisen hinsichtlich des Grenzabstandes ging, welche vom
PBG (nach Ablauf der Übergangsfrist von 2 Jahren) abschliessend fest-
gelegt werden, derweil es hier um eine Abweichungsmöglichkeit bei Ge-
staltungsplänen (Kannvorschrift) geht, welche nach kantonalem Recht er-
laubt, nicht aber vorgeschrieben ist (vgt. § 24 Abs. 2 Satz 2 PBG).
(...)

g) Gegen die vorinstanzliche Argumentation, wonach sinngemass § 24
Abs. 2 PBG restriktiveres kommunales Recht derogiere, sprechen zudem
folgende Überlegungen.
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Der Zweck der GestaUimgspläne besteht darin, in bestimmten Fällen
die Möglichkeit anzubieten, ein bestimmtes, genau umgrenztes Gebiet aus
der baulichen Grundordnung auszuklammern und einer Spezialordnung
zu unterwerfen (vgl. ZB] 1977, S. 486; BGE 99 la 153 oben; vgl. auch das
ziL Protokofl der 3. Kommissionssitzung zur Vorberatung des PBG v,
6.6.1984, S, 10 oben: «Im Rahmen eines Gestaltungsplanes müssen Mehr-
ieistungen erbracht werden, damit von der Nonnaibauweise abgewichen
werden darf» bzw. «Abweichungen von Regelbauweisen»),

Nach altem Recht gehörte der § 41a BauG, welcher die Quartierge-
slaltungspläne regelte, zum Abschnitt «IV. FakuUative Bauvorschnften der
Gemeinden», Im neuen PBG wurde diese Möglichkeit grundsätzlich bei-
behalten, ohne dass der kantonale Gesetzgeber den Gemeinden die Ver-
pflichtung auferlegte, in bestimmten Fällen gewisse Abweichungen von
der Regeibauweise akzeptieren zu müssen. Im Gegenteil führte der Re-
gierungsrat in seinem Bericht an den Kantonsrat sinngemass aus, dass der
Gestaltungsplan gemäss Vorlage hinsichtlich Inhalt und mit Bezug auf das
Erlassverfahren dem bisherigen Recht entspreche (vgl. zit. RRB Nr, 559
v. 27.3.1984, S. 9 lit. f). Somit sollte der Charakter des Quartiergestal-
tungsplanes als fakultatives Instrument der kommunalen Bauofdmmg auch
mit dem Gestaltungsplan gemäss PBG gewahrt bleiben.

Im übrigen wäre die Auffassung, wonach der kantonale Gesetzgeber
mit § 24 Abs. 2 PBG kantonales Recht schaffen wollte, welches restrikti-
veres kommunates Recht derogieren soll, aus folgenden Gründen system-
widrig. Die Konzeption des PBG läuft darauf hinaus, dass die Gemeinden
bei der inhaltlichen Ausgestaltung der Bauzonen weitestgehend freie
Hand haben, sowohl was die Bezeichnung von Zonenarten, als auch was

die Umschreibung der zulässigen Nutzung anbelangt (vgl. zit. Bericht des
Regierungsrates an den Kantonsrat, RRB Nr. 559 v. 27.3.1984, S. 8 oben).

Haben somit die Gemeinden bei der Umschreibung der für ein bestimm-
tes Gebiet geltenden Normalbauweise (Regelbauweise) weitestgehend
freie Hand, muss dies konsequenterweise auch für Abweichungen von der
Nonnalbauweise im Rahmen von Gestaltungsplanen gelten, andernfalls
die koinmunale Kompetenz zur Umschreibung der Normalbauweise aus-

gehöhlt wird. Jedenfalls würde es keinen Sinn machen, einerseits den Ge-
meinden die Regelung der Normalbauweise zu überlassen und anderseits
kantonalrechtlich vorzuschreiben, ob und gegebenenfalls inwiefern im
Rahmen von Gestaltungsplänen welche Abweichungen von der Normal-
bauweise (Grundordnung) in weichem Umfange zu tolerieren sind.

Mit anderen Worten drückt § 24 Abs. 2 Satz l PBG aus, dass - wenn
bestimmte Voraussetzungen erfüllt sind - in einem Gestaitungspian ge-
wisse Abweichungen von der Grundordnung zugelassen werden dürfen, §

24 Abs. 2 Satz l PBG verlangt indessen nicht, dass (alle oder welche?)
Abweichungen von der Grundordnung (in welchem Umfange?) zugelas-
sen werden müssen. (Es darf abgewichen werden, es ftinss aber nicht ab-
gewichen werden.) So wenig eine Gemeinde verpflichtet ist, für bestimm-
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te Gebiete die Gestaltungsplanpflicht einzuführen (§ 24 Abs. 4 PBG
Kannvorschrift), so wenig ist eine Gemeinde verpflichtet, hinsichtlich ei-
nes Gestaltungsplangebietes gewisse oder sämtliche Abweichungen von
der Grundordnung zuzulassen.

Nach diesen Ausführungen steht fest, dass die Gemeinden befugt sind,
in Gestattungspiänen Ausnahmen von der Normalbauweise zu bewilligen.
Daran anschiiessend stellt sich für die Gemeinden die Frage, ob diese
Ausnahmen einzelfallweise (pro jeweiligen Gestaltungsplan) festzulegen
sind, oder ob es vorzuziehen ist, die in Frage kommenden Ausnahmen un-

abhängig von einem konkreten Fall (im voraus) rechtssatzweise einzu-
grenzen. Für beide Vorgehensweisen können Gründe angeführt werden.
Mit einem einzelfallweisen Vorgehen kann speziellen Verhältnissen
grundsätzlich am besten Rechnung getragen werden. Für eine Auflistung
der in Frage kommenden Ausnahmen im kommunalen Recht spricht hin-
gegen, dass dadurch für die Bauherrschaft bereits zu Beginn der Planung
ersichtlich ist, mit welchen Ausnahmen von der Normalbauweise gerech-
net werden kann (und welche Ausnahmen ausser Betracht fallen) und
auch die Nachbarn können zum voraus abschätzen, auf welche Weise und
in welchem Umfang von der Normalbauweise abgewichen werden kann.
Die Frage, welche der beiden Varianten vorzuziehen ist, braucht im vor-
liegenden Fall nicht weiter erörtert zu werden. Von entscheidender Be-

deutung ist hier, ({{iss die dargelegte Frage m § 24 Abs. 2 PBG nicht gere-
gelt wird. Mit anderen Worten verbietet § 24 Abs. 2 PBG einer Gemeinde
nicht, bei Gestaltungsplänen den Abweichungsspielraum zum vornherein
im kommunaien Recht einzugrenzen bzw. zu konkretisieren. Ebensowe-
nig verpflichtet § 24 Abs. 2 PBG eine Gemeinde dazu, auf eine Konkreti-
sierung des Abweichungsspielraumes im kommunalen Recht zu verzich-
ten und bei Gestaltungsplänen nur einzelfallweise vorzugehen.

Zusammenfassend ist § 24 Abs. 2 PBG dahingehend auszulegen, dass
diese Bestimmung den Gemeinden im Hinblick auf Gestaltungspläne die
Wahl belässt, den Abweichungsspieh'aum von der Normalbauweise im
kommunalen Recht (beispielhaft oder abschliessend) zu konkretisleren,
oder den Abweichungsspiekaum eimelfallweise im jeweiligen Gestal-
tungsplan festzulegen. Wurde in einem kommunalen Baureglement der
für Quartiergestaltungspläne (bzw. heute Gestaltungspläne) in Frage
kommende Ausnahmenkatalog konkret umschrieben, wird dieses restrik-
tivere kommunale Recht durch § 24 Abs, 2 PBG nicht derogiert. Vielmehr
hat die betreffende Gemeinde, falls sie eine Lockerung des von ihr früher
festgelegten Ausnahmekataloges wünscht, dementsprechend ihr kommu-
nales Recht abzuändern.
(VGE 573/93 vom 12. November 1993).
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16
Planungs- und Baureclit

- Kommunale Nnfzungsplnnitng.
- - Zuweisung von Parzellen im Bereich des Gewässerabstanäes (§ 66

Abs. l PBG) m die Bauzone?

Aus äen Erwägungen:

In der Praxis hat sich gezeigt, dass Uferparzellen, die sich gänzlich oder
grösstenteits innerhalb des Gewässerabstandes befinden und der Bauzone
zugewiesen sind, eine Ausnahmesituation zugestanden werden muss, an-
sonslen der Zonenzweck vereitelt und eine unzumutbare Härte entstehen

würde (VGE 554/93, Erw. 2e/d = EGV-SZ 1993 Nr. 13). Daraus sind
künftig für die Nutzungsplanverfahren die Konsequenzen zu ziehen;
Uferparzellen sind grundsätzlich dann den Bauzonen nicht zuzuweisen,
wenn deren Fläche eine zonenkonfonne Uberbauung ohne Uberschrei-
tung des Seeuferabstandes nicht zulässt, es sei denn, die Erteilung einer

Ausnahmebewilligung verletze die planungsrechtlichen Grundsätze nicht
(z.B. bei einer einzelnen unüberbauten kleineren Seeuferparzelte in einem
Seedorf). Besonders empfindliche Uferbereiche innerhatb des Gewasser-
abstandes und im Bereich ailfälliger Pufferzonen soilten im übrigen über-
haupt nicht der Bauzone zugeschlagen werden (vgt. zu dieser Problema-
tik Felix Huber, Die Ausnützungsziffer, Zürich 1986, S. 78f.).
(VGE 582/93 vom 12. November 1993).

17
Planungs- und Baurecht

Kommunale Nntzungsplanung.
PferäehaÜung. Welcher Zone zuordnen? (Landwirtschaftstone? /«-
tensiverholungszone? Spevalzone?)

Aus den Erwägungen:

4. b) Mit der beabsichtigten Einzonung (Intensiverhoiungszone) wollen
Gemeinde und Regierungsrat dem Beschwerdegegner einen existenzfähi-

gen Landwirtschaftsbetrieb bzw, den hiefür erforderlichen Nebenerwerb
aus einer Pferdehaltung ermöglichen. Sie berücksichtigen dabei nicht nur
die konkreten Landeigentumsverhältnisse, sondern gehen (smngemass)
davon aus, dass der gesamte Betrieb sinnvollerweise in einer engeren
räumlichen Beziehung anzusiedeln ist. Mit diesen Zielvorstellungen kann
sich das Gericht vollumfänglich identifizieren, zumal auch private Inter-
essen bei der Interessenabwägung mitzuberücksichtigen sind (BGE 117 la
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307). Es kommt hinzu, dass in der Gemeinde ... wenig Reitwege zur Ver-
fügung stehen.

Auch die beschwerdeführenden Organisationen bestreiten die belrieb-
lichen Bedürfnisse des Beschwerdegegners grundsätzlich nicht. Sie wider-
setzen sich jedoch einer (möglichen) Sport- und ReithaUe am geplanten
Standort, da diese den Raumplanungsgrundsatzen widersprechen würde
(Beschwerdeschrift S. il).

c) Fraglich ist, wie das von den Vorinstanzen angestrebte Ziel erreicht
werden kann.

aa) Gemass aktueller Rechtslage bzw. der Rechtspraxis hierzu sind
Reithallen in der Landwirtschaftszone nicht oder mit hoher Wahrschein-
Uchkeit nicht zulässig und die Voraussetzung für eine RPG-Ausnahmebe-
willigung scheitert grundsätzlich an der fehlenden Standortgebundenheit.

In der Landwirtschaftszone sind Bauten und Anlagen zulässig, soweit
die landwirtschaftliche oder gartenbauliche Nutzung sie erfordert (§ 19
Abs. 2 PBG; Art. 6 RPG)). Landwirtschaftliche Bauten entsprechen dem
Zonenzweck dann, wenn für die Nutzung, der sie dienen, der Boden als
Produkt ionsfaktor unentbehrlich ist; wo landwirtschaftliche Erzeugnisse
bodenunabhängig gewonnen werden können, liegt keine landwirtschaftli-
ehe Nutzung vor (BGE 112 Ib 273 mit Zitaten). Zulässige Bewirtschaf-
tungsformen in der Landwirtschaftszone sind somit insbesondere der
Acker- und Gemüsebau sowie die Milch- und FIeischproduktion. Zucht-
und Mastbetriebe sind dann der landwirtschaftlichen Nutzung zuzurech-
nen, wenn sie mit dem Ackerbau und der Graswirtschaft in unmittelba-
rem Zusammenhang stehen und damit über eine genügende eigene Fut-
termittelbasis verfügen (Peter M. Keller, Neubauten in der Land-
wirtschaftszone, S. 42ff.; BRKE IV Nr. 183 v. 21.12.1992, S. 17f.). Reithal-
len werden nun, soweit die Praxis überblickbar ist, praktisch nie als land-
wirtschaftszonenkonforme Bauten qualifiziert.
(...)

Diese restriktive Bewilligungspraxis im Zusammenhang mit der Pfer-
dezucht deckt sich mit derjenigen des Bundesgerichtes und anderer Kan-
töne (BGE 111 Ib 216ff.; KeHer a.a.O. S. 37, 40; Christoph Bandli, Bauen
ausserhalb der Bauzone, S. 172; BEZ 1984, Iff.). Es versteht sich, dass die
strenge Rechtshandhabung erst recht bei einer Pferdepension voll zum
Tragen kommt (BRKE IV Nr. 183 v. 21. Dezember 1992). A. de Werra
kam in seiner Untersuchung «Bauvorhaben zur Pferdehaltung - Zonen-

konformität in der Landwirtschaftszone» zu folgenden Schlussfolgerungen
(deutsche Zusammenfassung, Info-Hefte Raumplanung, 3/87 S. 9):

«Als landwirtschaftliche Tätigkeit wird in Landwirtschaftskreisen die
Pferdehaltung dort verstanden, wo sie sich im Rahmen der landwirt-
schaftlichen Nutzung des Bodens bewegt und von einem Landwirt aus-
geübt wird.
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Bei der kommerziellen Pferdehaltung ist der unmittelbare Bezug der
landwirtschaftlichen Bodennutzung - zumindest aus der Sicht der
Raumplanung - nur noch sekundär gegeben. Dies gilt um so mehr bei
Reithalien, Reitbahnen, Reitschuien usw. Von da her gesehen, können
solche Projekte nicht mehr ais eigentlich landwirtschaftliche Nutzung
angesehen werden; sie sind damit auch nicht zonenkonform.
Zu beurteilen sind auch immer wieder die von den Bauten zur Pferde-

Haltung zu erwartenden Immissionen. Die Gemeinden haben es oftmals
in der Hand, mit der Schaffung besonderer Zonen - Z.B. Sport- oder
Erholungszonen -, solche Probleme planerisch zu lösen.»

Ob diese restriktive Praxis in Anbetracht der vielen eingetretenen und
künftig noch drohenden Stillegungen von Landwirtschaftsbetrieben pla-
nerisch sinnvoll ist oder sich letztlich eher nachteilig für die Kulturland-
erhaltung auswirken könnte, muss man sich heute füglich fragen. Zwar ist
einzuräumen, dass in der Praxis ein gewisser bodenunabhängiger Produk-
tionsanteil zugestanden wird. Die Zonenkonformitat wird jedoch nur be-
jaht, wenn eine «umstrittene Baute unter Berücksichtigung des auf dem
Landwirtschaftsbetrieb verfolgten Bewirtschaftungskonzepts dem Zweck
der Landwirtschaftszone entspricht. Dies ist bei einer völlig bodenunab-
hängig bewirtschafteten Masthaile - auch wenn sie der Existenzerhaltung
des gesamten Landwirtschaftsbetriebs dient - zweifelsfrei nicht der Fall.»
(BGE 117 Ib 28öf.; allerdings hat das Bundesgericht die Masthatle ge-
stützt auf Art, 24 Abs. l RPG akzeptiert.) InsU'uktiv ist auch der Ent-
scheid der Baudirekfion des Kantons Bern vom 5. Juni 1991 (publ. in
BVR 1992, S. 104ff., insbesondere S. 107f.). Die bodenunabhängige Nut-
zung muss für die Erzielung eines angemessenen Einkommens notwendig
sein, sich als landwirtschaftsnah und untergeordnet erweisen und von
Leuten betrieben werden, die mehrheitlich in der Landwirtschaft tätig
sind; konkret wurde die Erstellung eines Dressurvierecks/Allwetterplatzes
als zonenkonform bezeichnet (hier wurde mithin also keine RPG-24-Be-

wiltigung beansprucht). Wenn auch die Praxis der «inneren Betriebsauf-
Stockung» ein Schritt in die richtige Richtung ist, so können nur umfas-
sendere raumplanerische Zugeständnisse die Existenzprobleme der
Landwirtschaft längerfristig wenn nicht lösen, so doch massgeblich ver-
ringern. Im vorliegenden Fall ist jedenfalls davon auszugeben, dass der
Beschwerdegegner aufgrund der aktuellen Rechtslage und Rechtspraxis
in der Landwirtschaftszone keine Reithalle für seine in der Landwirt-
schaftszone akzeptierte Pferdehaltung wird erstellen können.

bb) Die Vorinstanzen betrachten die Zuweisung der neben der Stallung
befindlichen ca. 5000 m2 in die Intensiverholungszone (Bauzone) als die
pianerisch richtige Massnahme. Diese schiesst indes über das beabsichtig-
te Ziel, jene Bauten und Anlagen für die Pferdehaltung zu ermöglichen,
die in der Landwirtschaftszone nicht zulässig sind, hinaus.
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Gemäss Art. 35b des Baureglementsentwurfs (2. Auflage) sind in der
Intensiverholungszone Bauten und Anlagen zu Erholungszwecken, wie
Sport- und Reithallen, gestattet. Bezüglich der Grenz- und Gebäudeab-
stände, des Mehrlängenzuschlages und der Gebäudehöhe gelten die Be-
Stimmungen der Zone für öffentliche Bauten und Anlagen (gegenüber
privaten Grundstücken sind die Abstände der angrenzenden Zonen ein-
zuhalten, während die Gebäudehöhe in Berücksichtigung der angrenzen-
den Zone festzulegen ist, Art. 35 BR-E). Auch wenn in der nicht ab-
schliessenden Aufzählung Camping- und Zeltplätze nicht mehr nament-
lich aufgeführt werden, so wird der Zonenzweck diese und weitere Nut-
zungen, die der Erholung dienen (z.B. diverse Freizeitsportarten), ermög-
lichen. Sowohl Gemeinderat und Regierungsrat sind sich aber offenbar
mit den beschwerdeführenden Organisationen zu Recht darin einig, dass
im fraglichen Gebiet ein derart umfassender Zonenzweck planerisch
falsch wäre.

Die Organisationen bemängeln, dass Anlagen und Nutzungen möglich
wären, die an dieser Lage landschaftlich und erschliessungsmässig nicht zu
verantworten seien. Im Einspracheentscheid Nr, 110 v. 16.1.1992 glaubt
der Gemeinderat diesen Bedenken, welche er nicht expressis verbis in
Abrede stellt, mit dem Streichen der Bezeichnung «Camping- und Zelt-
platze» genügend Rechnung zu tragen. Dass dem nicht so ist, wurde eben
dargelegt.
(...)

Der Regierungsrat geht somit sinngemäss davon aus, dass die fragliche
Intensiverholungszone nur soweit als solche geeignet ist, als mittels Pfer-
dehaltung der beschwerdegegnerische Landwirtschaftsbetrieb in seiner
Existenz gesichert werden kann. Andere, intensivere Nutzungen wie bei-
spielsweise eine publikumsanziehende Sporthalle, würde der Regierungs-
rat offenbar und zu Recht nicht zugestehen. Ist dem aber so, ist der vor-

gesehene Zonenzweck (Bauten und Anlagen zu Erholungszwecken) in
wesentlichen Teilen zum vornherein raumplanerisch falsch und demzufol-
ge die beabsichtigte Zonenzuweisung rechtsfehlerhaft. Kommt hinzu, dass
für intensivere Nutzungen eine Erschliessungssanierung bzw. -erweiterung

mit grosser Wahrscheinlichkeit nicht bewilligt würde. Es geht nun aber
nicht an, eine Zonenzuweisung vorzunehmen, der man für die meisten
Nutzungsmöglichkeiten die erforderliche Erschliessbarkeit (vgl. Art. 15
iit. b RPG) zum vornherein abspricht. Spätestens wenn ein Landeigentü-
mer auf der Durchsetzung des Zonenzweckes beharrt, kommt es zur un-
vermeidlichen (aber durch richtige Planung vermeidbaren) Auseinander-
setzung zwischen Bau herrsch a ft und BewiHigungsbehörde (Planbe-
ständigkelt? Treu und Glauben? Planungsgrundsätze?). Die vorgesehene
Zuweisung in die Intensiverholungszone ist deshalb aufzuheben.

cc) Ist man sich über das planerische Ziel einig (die Gewahrleistung der
Pferdehaltung neben dem bestehenden Landwirtschaftsbetrieb, vgl. oben
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Erw, 4b), kommen hiefür aber weder die Landwirtschaftszone (oben Erw.
4c/aa) noch die Intensiverholungszone im vorgesehenen Ausmass (oben
Erw. 4/bb) in Frage, bleibt nurmehr die Schaffung einer Sonderbauzone
bzw. einer reduzierten Intensiverholungszone, weiche am treffendsten mit
«Pferde h altungszone» zu umschreiben ist. Dieses Vorgehen hat zwar den
Nachteil, dass eine weitere Zonenart eingeführt wird. In der laufenden
Zonenpianrevision wird allerdings nur der hier umstrittene Liegen-
schaftsteil der Intensiverholungszone zugewiesen, so dass diese und der
Einwand der Zonenvermehrung mit dem vorliegenden Beschwerdeent-
scheid obsolet wird. Dieser Nachteil wäre zudem bei der dargelegten
Sach- und Rechtsiage verantwortbar, ermöglicht er doch einerseits eine
sinnvolle, möglichst konfliktfreie Planung, anderseits ist eine Rückzonung
in die Landwirtschaftszone ohne weiteres zu bewerkstelligen, wenn ein-

mal bei einer künftigen Rechtslage/Rechtspraxis der mit der Sonderbau-
zone ermöglichte Zweck auch in der Landwirtschaftszone zugelassen wer-

den sollte. Bei der vorgesehenen Intensiverholungszone wäre eine
Rückzonung in die Landwirtschaftszone ungleich schwieriger.

Die «Pferdehaitungszone» ist als Bauzone mit den sehr restnktiven,
landwirtschaftsnahen Nutzungsmöglichkeiten am vorgesehenen Ort so-
wohl geeignet als auch erschlossen bzw. erschliessbar. Sie grenzt einerseits

zum grössten Teil von der Landwirtschaftszone umgeben - an die Stal-
lung, welche Zucht" und Pensionspferde beherbergt, anderseits tangiert
sie im nordwestlichen Bereich (getrennt durch den .,. bach) die überbau-
te Wohnzone 2. Die bestehende landwirtschaftliche Erschliessung vermag
für die Pferdehattungszone bzw. den damit verbundenen Verkehr zu
genügen bzw. die landwu-tschaftsnahe Nutzung in der Pferdehaltungszone
wird keinen höheren Erschliessungsbedarf gebieten, als es die zonenkon-
forme Nutzung in der Landwirtschafszone zulässt.

Die zu schaffende «PferdehaUungszone» hat insbesondere das Erstellen
von Anlagen und Bauten, die dem Bewegen, Pßegen, Halten und Unfer-
bringen von Zucht- und Pensionspferden dienen, zu bezwecken. E con-
trario muss sich aus der Zweckumschreibung ergeben, dass eine über die
Pferdehattung hinausgehende landwirtschaftsfremde Nutzung untersagt
ist. Hinsichtlich der zulässigen Masse (Abstände, Gebäudehöhe) kann auf
die Bestimmung der Intensiverhokmgszone zurückgegriffen werden (Ab-
satz 2).

(VGE 699a/92 vom 22. April 1993).
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18
PIammgs- und Banrecht

- Kommunale Nutzufigsplanung.
Einfluss des Moorbiotop- und Moorlandschaftschufzes (Art. 24st-ms

Abs. S BV) auf das Gebiet Frauenwinkel (Gemeinde Freienbach)
bzw. die südöstlich angrenzende Gewerbezone (Inner-Sack) und die
westlich angrenzende (künftige) öffentliche Zone und Mischzone
(Stein fabrikareal). UbergangsrechL Pufferproblematik.

Aus den Erwägungen:

B. KTN X im Jnner-Sack

7. Schut^verordming Frauenwinkel
Der Moorbiotopschutz und der Moorlandschaftsschutz im Gebiet Frau-

enwinkel ist nicht erst im Zuge des Rothenthurmartikels der Bundesver-
fassung (Art. 24KÜ" Abs, 5) entdeckt worden. Die geobotanische und or-
nithologische Bedeutung dieses Flachmoores führte zur Aufnahme des
Frauenwinkels in das Bundesinventar der Landschaften und Naturdenk-
mäler von nationaler Bedeutung (BLN Inventar Nr. 1405). Um das Ge-
biet in seinem Bestand zu erhalten und zu schützen, wurde am 5. Mai 1980
die Verordnung zum Schutz des Frauenwinkels (VOnGS VII/744b) erlas-
sen. Im Erläuterungsbericht zur Schutzverordnung Frauenwinkel heisst
es:

«Um das Naturschutzgebiet in seinem Bestand zu erhalten, sind in Zu-
kunft vermehrte Schutz- und Pßegemassnahmen notwendig. Nur so
kann ein Überleben der Ried- und Pflanzenwelt in ihrer heutigen Viel-
falt, Häufigkeit und Ausdehnung gewährleistet werden. Das Gebiet soll
möglichst störungsfrei, grossflächig und offen, d.h. ohne Gehölze sein.
Das Schwergewicht der Schutzplanung liegt in der Schaffung einer
störungsfreien Schilf-Riedzone. Dies kann erreicht werden durch eine
Nutzung der RiedHächen in herkömmlicher Art und durch die Schaf-
fi/ng von land- und seeseUsgen Pufferzonen als Schutz, vor äusseren Ein-
flüssen». (Hervorhebung nicht im Original.)

Entsprechend dieser Zielsetzung wurde das Schutzgebiet aufgeteilt in
eine Wasserzone, eine Naturschutzzone und eine Landschaftsschutzzone

(§ 2 VO), Der Landschaftsschutzzone kommt auf der Landseite die Funk-
tion einer Pufferzone zu. Sie bezweckt die Wahrung des Landschaftsbil-
des und es sollen beeinträchtigende und störende Einwirkungen gegen-
über der Naturschutzzone vermieden werden (§ 7 VO).

2. Behafidlufig von KTN X (-^ Gewerbe^one) im Rahmen von Zonen-

planung, Schutzverordmmg Frauenwinket und Moorschuüplanung
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a) Zonefiplanung
Die strittige Parzelle KTN X misst ca. 20000 m; und stellt im Eigentum

der Beschwerdegegnerm l (Bg. l). Die Parzelle ist seit 1972 als Gewer-
bezone eingezont. Abgesehen von zwei älteren stallartigen Gebäuden,
in welchen früher eine Schreinerei betrieben worden sein soll (vgl. Prot.
AS v. 22.3.1993, S. 4 unten), ist KTN X nicht überbaut. Im Zonenplan-
entwurf, der Gegenstand dieses Verfahrens ist, soll KTN X in der Gewer-
bezone (G) belassen werden. Die Uberbauungsvorstellungen für KTN X
sind weit fortgeschritten. Es soll darauf ein PTT-Ausbildungszentrum so-
wie ein Hotel errichtet werden (...). Das Hotel soll primär der Unter"
bringung der Kursbesucher dienen. Dem Trassee der Bahnstrecke Pfäffi-
kon/Rapperswil entlang soll auf KTN X ein Ausbau auf Doppelspur im
Rahmen der Realisierung der NEAT erfolgen (vgl. Brief BR F. Cotti vom
13.4.1992 an den Regienmgsrat). Die dreieckartige Parzelle KTN X wird
wie folgt abgegrenzt:

- im Süden durch die Bahnlinie Lachen-Pfäffikon;
im Osten durch die Seedammstrasse (Pfäffikon/Rapperswil);
im Westen/Nordwesten durch die Bahnlinie Pfäffikon-Rapperswit;
im Nordosten durch einen Flurweg, welcher ab der Seedammstrasse
entlang von KTN X angelegt ist, die SOB-Bahnimie quert und ins Na-
turschutzgebiet führt. Dieser Flurweg ist östlich der SOB-Bahnlime ca.
75 m lang und ist rund zur Hälfte asphattiert. Die Fortsetzung ist als Na-
turweg angelegt. Nach Querung der Bahnlinie (unbewachter Bahn-
Übergang) führt dieser Weg (Kanalweg) parallel zum Bahnstrassee zum
Bahnhof und zum Schloss,

b) Schutzverordwmg Frauenwmkei (fiGS 744b}
In der Verordnung zum Schütze des Frauenwinkels ist die Riedland-

schaft eingeteilt in die Naturschutzzone, Seeseits ist dieser Zone als Puf-
fer die Wasserzone und landseits die Landschaftsschutzzone vorgelagert
(§ 2). Die Grenze der Landschaftsschutzzone bildet auf der östlichen Sei-
te die SOB-Bahnlinie Pfäffikon/RapperswiL Im Bereich des unbewachten
Bahnübergangs, der bei KTN X in den Frauenwinkel führt, weist der in
der Pufferzone (Landsehaftsschutzzone) liegende Streifen eine Tiefe von
ca. 40-50 m auf. Gegen den äusseren Sack (Richtung Seefeld) nimmt die
Tiefe dieses Streifens zu. Es handelt sich um jene Bereiche, die beim Au-
genschein vom 22. März 1993 dank des frühen Vegetationsstandes beson-
ders deutlich als Fettwiesen (grün) bzw. als Riedtandschaft (noch braun)
erkennbar und abgrenzbar waren.

c) Moorschutzplammg
Beim Inventar der Moore und Moorlandschaften, welches in Vollzie-

hung des Rothenthurmartikels ausgeschieden wurde (bzw, ausgeschieden
wird), sind in bezug auf den Frauenwinkel zwei Dinge auseinanderzuhal-
ten, nämlich einerseits:
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das Flachmoor Frauenwinkel (Objekt Nr. 2355). Hiebei handelt es sich
um das Moorbiotop im Sinne des ersten Wortes von Art. 24°<n" Abs. 5

BV. Das Objekt 2355 weist eine Fläche von 45,47 ha auf. Die Grenze
des Objektes 2355 ist im Bereich von KTN X ca. 40 m westlich der
SOB-Linie Pfäffikon/Rapperswil gezogen und es dürfte weitgehend
Identität bestehen zwischen der Naturschutzzone nach Frauenwinkel-
schutzverordnung und dem Moor 2355;
und anderseits:

- die Moorlandschaft Frauenwinkel (Objekt Nr. 351). Die Fläche der
Moorlandschaft misst (ohne Seeflächen) 1,1 km2. KTN X ist vom Ob-
jekt Nr. 2355 getrennt durch das Trassee der SOB-Linie Pfäffikon/Rap-
perswil sowie den bereits mehrfach erwähnten ca. 40-50 m tiefen Land-
streifen westlich der Bahnlinie, der als Intensivkulturland genutzt wird.
Im ursprünglichen Entwurf des Objektes Nr. 351 befand sich KTN X
innerhalb der Moorlandschaft. Im Zuge der Bereinigung der Moor-
landschaft. welche zwischen dem Bundesamt für Umwelt, Wald und
Landschaft (BUWAL) und dem kantonalen Justizdepartement stattge-
funden hat, wurden die Grenzen der Moorlandschaft Nr. 351 wie folgt
neu festgelegt:

«Im definitiv festgelegten Perimeter der Moorlandschaft «Frauenwin-
kel» verbleiben die Gebiete westlich und nördlich der Bahnlinie Rap-
perswil-Pfäffikon, östlich des Industriegeleises «Unterdorf» sowie die
beiden Inseln «Ufenau» und «Lützelau» (ABI. 1993, Nr. 11, S. 348).

Der zuständige Vorsteher des Eidg. Departementes des Innern, Bun-
desrat Flavio Cotti, hatte bereits in seinem Brief vom 13. April 1992 an
die Schwyzer Regierung ausgeführt: «Aus diesen Gründen können wir
Ihrem Antrag zustimmen, das für das PlT-Ausbildungszentrum erforder-
liche Geländedreieck aus der Moorlandschaft Frauenwinkel herauszuneh-
men» (S. 3 des Briefes). Die nunmehr geltende Abgrenzung der Moor-
landschaft entlang der SOB-Linie Pfäffikon-Rapperswil stimmt mit dem
Perimeter des BLN-Gebietes 1405 «Frauenwinkel-Ufenau-Lützelau» (vgl.
Schreiben Regierungsrat an BUWAL v. 18.3.1992) und mit dem Perime-
ler gemäss Frauenwinkelschutzverordnung überein.

d) Massgebliche Abgrenzung der ML 351
Hinsichtlich der Hoch- und Ubergangsmoore hat der Bundesrat am 21.

Januar 1991 eine Hochmoorverordnung mit Enumeration der Hoch- und
Ubergangsmoore im Anhang zu dieser Verordnung erlassen (SR 451.32).
Für die Flachmoorbiotope und Moorlandschaften fehlt zurzeit eine ana-
löge bundesrättiche Bezeichnung. Bis der Bundesrat die FIachmoorbioto-
pe von nationaler Bedeutung und die Moorlandschaften von besonderer
Schönheit und von nationaler Bedeutung bezeichnet hat, sorgen nach Art.
29 Abs. l NHV (SR 451.1) die zuständigen Behörden des Bundes und der
Kantone bei der Erfüllung von Bundesaufgaben nach Artikel 2 NHG
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dafür, dass sich der Zustand von Moorlandschaften, denen aufgrund der
vorhandenen Erkenntnisse und Unterlagen besondere Schönheit und na-

tionate Bedeutung zukommt, nicht verschlechtert. In der Amtsblattpubli"
kation (Nr. il v, 18.3.1993 S. 348) heisst es:

«Die gegenüber dem Entwurf der Moorlandschaften ausgegrenzten
Gebiete sind förmlich aus dem Anwendungsbereich des Art. 24KU"S Abs.
5 BV (Rothenthurmartikel) entlassen. Der geänderte Perimeter ist neu
als vorläufiger Perimeter der Moorlandschaft Nr. 351 Frauenwinkei
aufzufassen und untersteht somit dem Art. 29 NHV.»

Die vom BUWAL (Schreiben Dir. Ph. Roch v. 5.3.1993) in Überein-
Stimmung mit dem Vorstellet des Dep. des Innern und dem Schwyzer Re-
gierungsrat vorgenommene Bereinigung des Perimeters der Moorland-
schaft Nr. 351 bedeutet nach Meinung des Regierungsrates bzw, des
Vorstehers des Justizdepartementes, welcher im Vernehmtassungsverfah-
ren den Regierungsraf vertritt, dass das fragliche Dreieck (KTN X) heute
nicht mehr m einer Moorlandschaft liegt und demnach Art, 24W" Abs, 5 BV
und Art. 29 NHV nicht anwendbar sind (Schreiben v. 5.4.1993). Ähnlich
argumentieren die Bg. 1/2:

«Rechtlich gesehen bedeutet diese formelle Entlassung aus dem
Scbutzinventarentwurf, dass der gemäss Art. 29 lit. c Ubergangsbestim-
mung NHV bestehende vorläufige Schutz dahinfälit. Die förmliche Ent-
lassung aus dem Inventar bewirkt, dass kein vorläufiger Schutz mehr
besteht, zumal ja der definitiv festzulegende Perimeter diese entlasse-
nen Gebiete nicht mehr einbeziehen wird (vgt. Publikation im Amts-
blatt). Nachdem das BUWAL als zuständige und oberste Fachstelle der
Bundesverwaltung dieser Entlassung zugestimmt hat, kann der provi-
sorische Schutz ohne weiteres aufgehoben werden, bevor der Bundes-

rat die möglicherweise erst vie! später erfolgenden definitiven Inventare
erstellt (vgl. Art. 5 NHG). Mit dieser förmlichen Entlassung kann mit-
hin der reehtsstaatlich ohnehin fragwürdige Schwebezustand (nur im
vorläufigen, jedoch umfassenden Inventarentwurf verzeichnet) vorzei-
tig beendet werden und damit der verfassungsmassigen Eigentums-
garantie nachgelebt werden.» (Vgl. Eingabe RA ... v. 2.4.1993 S. 3/4).

Auch der Vertreter der Bg, 3-5 und der Vorinstanz Ziff. 6 nimmt den
gleichen Standpunkt ein, wobei er betont, mit der Entlassung werde im
übrigen auch der rechtsstaatlich mehr als fragwürdige Schwebezustand
beendet. Es gehe nicht an, Grundeigentümer auf Jahre hinaus im Unge-
wissen zu lassen, ob ihre Grundstücke tatsächlich im Rahmen des gültigen
Zonenplanes genutzt werden können oder nicht.

Die Organisationen (Bf. 2-5) gehen mit den Beschwerdegegnern und
Vorinstanzen darin einig, dass das BUWAL den Entwurf der Moorland-
schaft 351 insofern bereinigt hat, dass nunmehr die Gebiete KTN X
(Dreieck) ... und der Ufersaum entlang des Steinfabrikareals nicht mehr
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darin enthalten sind. Sie bemängeln aber, dass der bereinigte Perimeter
vom BUWAL-Direktor und nicht von BR Cotti festgelegt worden sei.
Wörtlich wird ausgeführt:

«Damit entbehrt der soeben «definitiv festgelegte Perimeter» der ML
Frauenwinkel der Wirksamkeit. ... Der Direktor des BUWAL ist nicht
Mitglied der vorliegend verfügenden Behörde (vgl. auch § 31 Abs. l iit.
h VRP).
Nach der Botschaft über die Änderung des NHG vom 26.6.1991 wird
vom Bundesrat ein neuer Art. 15a NHG zum Schutz von Mooren und

Moorlandschaften vorgeschlagen. Darin wird in Abs, l festgehalten,
dass der Bundesrat (und nicht das BUWAL) die Moorlandschaften be-
zeichnet und ihre Lage bestimmt. Auch der auf diesem Artikel gestütz-
te Entwurf der Moorlandschaftsverordnung sieht nirgends vor, dass das
BUWAL den Vernehmlassungsentwurf eines ML-Perimeters ändern
kann. Daraus ist zu folgern, dass nach wie vor der Vernehmlassungs-

entwurf dem Art. 29 NHV untersteht. Massgebend ist (auch) für poii-
tische und Verwaltungsbehörden das Recht.»

In der Argumentation der Bf. wird übersehen, dass die ML Frauenwin-
kel bis anhin weder durch Verfügung, noch Erlass bestimmt ist. Was ur-
sprünglich vorlag und am 4. Oktober 1991 mit einem Begleitschreiben des
EDI-Vorstehers in die Vernehmlassung geschickt worden war, war ein
Verordnungsentwurf und ein Inventarentwurf. Von einer Verfügung oder
einem Erlass kann somit nicht die Rede sein. Weder der Verordnungs-
entwurf über den Schutz der Moorlandschaften (ML) und noch viel we-
niger die Auflistung der ML oder gar deren Abgrenzung, wurden durch
den Bundesrat beschlossen. Art. 29 NHV bietet eine Grundlage und ein
Instrument, um der direkten Anwendbarkeit des Moorschutzartikels
während der Ubergangszeit bis zur endgültigen Inkraftsetzung von
Schutzverordnungen und Inventaren Rechnung zu tragen und die direkte
Umsetzung der Verfassungsbestimmung praktikabel zu machen. Solange
die einzelnen Inventare nicht abgeschlossen und durch den Bundesrat
verabschiedet und in Kraft gesetzt sind, ist der jeweils aktuelle Stand des
Inventarentwurfs massgebend. Das BUWAL bzw. dessen Direktor wurde

durch den Departementsvorsteher ermächtigt, in Zusammenarbeit mit
den Kantonsregierungen den ML-Perimeter zu bereinigen (vgl. die Be-
reinigung, die offenbar für den Kt. Zürich in bezug auf die Bauzonen zw.
dem Baudirektor und dem BUWAL erfolgte; Tagesanzeiger v. 16.3.1993
«Bundesgericht zur Uberbauung am Pfäffikersee-Ried»). Es kann damit
gerechnet werden, dass der bereinigte Perimeter (ABI 1993 S. 348), der in
bezug auf KTN X ausdrücklich auch vom EDI-Vorsteher genehmigt ist
(...), in dieser Form, nachdem die entsprechende Zuständigkeitsordnung
mit dem geplanten Art. 15a NHG geschaffen sein wird, dem Bundesrat
zur Genehmigung vorgelegt werden wird, Es geht nicht an, dem ersten auf
der Stufe der departementalen Sachbearbeitung erstellten ML-Entwurf
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351 die höhere vorläufige Verbindlichkeit zuzuerkennen als dem berei-
nigten Perimeter, welcher das Ergebnis der Auswertung einer kontradik-
torischen Auseinandersetzung unter Abwägung der gegenseitigen öffent-
lichen und privaten Interessen ist. Die übergangsrechtUche Schutz-
bestimmung gemäss Art. 29 Abs. l Bst. c NHV bezieht sich deshalb auf
dem jeweils aktuellsten Inventarisierungsstand, Dies gilt um so mehr, als
dieser neueste Stand gemass Publikation im ABI 1993 S. 348 rechtsstaat-
lich besser legitimiert und abgestützt ist, als der erste reine Verwattungs-
entwurf.

3. Gemass den bundesrechtlichen Planungsgrundsätzen ist einerseits die
Landschaft zu schönen und anderseits sind die Siedlungen nach den Be-
dürfnissen der Bevölkerung zu gestalten und in ihrer Ausdehnung zu be-
grenzen (Art. 3 Abs. 2 und 3 Raumpianungsgesetz, RPG, SR 700). Wohn-
und Arbeitsgebiete sind einander zweekmässig zuzuordnen und durch das
öffentliche Verkehrsnetz sollen sie hinreichend erschlossen sein (Art. 3
Abs. 3 lit. a RPG). Bauzonen umfassen nach Art. 15 RPG Land, das sich
für die Uberbauung eignet und (a) weitgehend überbaut ist, oder (b) vor-
aussichtlich innert 15 Jahren benötigt und erschlossen wird. Den Feststel-
lungen im RRB 1805/92, wonach KTN X in baulechnischer Hinsicht für
eine Uberbauung bestens geeignet ist, opponieren die Bf. nicht, weshalb
diesbezüglich auf den angefochtenen Entscheid verwiesen werden kann.
Ergänzend ist beizufügen, dass sich das fragliche, von drei Verkehrsträ-
gern weitgehend umschlossene Dreieck, gerade auch in Hinsicht auf die
Erschliessung durch öffentliche Verkehrsmittel (Nähe zum Bahnhof Pfäf-
fikon mit S-Bahn-Anschluss nur 5 Gehminuten, Bushaltestelten in näch-
ster Nähe), für die Uberbauung gut eignet. Die ausgezeichnete verkehrs-
technische Lage ist denn wohl auch ein Hauptgrund dafür, dass die
PTT-Betriebe hier ihr Ausbildungszentrum errichten wollen.

4. Auswirkungen BGE v. 17.3.1993 Egg/Greifensee auf die zonenplan-
massige Behanfilung von KTN X

a) Am verwaltungsgerichtlichen Augenschein argumentierten die Bf.
mit einem neuesten Bundesgerichtsurteil vom 17. März 1993 i. S.
Egg/Greifensee (1A.44/1992). Dieses Urteil liegt noch nicht begründet
vor. Nach den vorliegenden Presseberichten (NZZ v. 18.3.1993 und TA v.

18.3.1993) geht es um folgenden Sachverhalt: Die Zürcher Baudirektion
und der Regierungsrat bewilligten am Ufer des Greifensees eine «Frei-
haltezone» (,,.) für 85 befestigte und 140 nicht befestigte Parkplätze. Die-
se Parkpiatzzone grenzt unnuttelbar an das Gebiet Seewiesen/Hostig, das
als Objekt Nr. 2199 in das Inventar der Flachmoore von nationaler Be-
deutung und besonderer Schönheit aufgenommen worden ist. Gegen die-
se sog. Freihaltezone wehrten sich zwei Organisationen mit Erfolg beim
Bundesgericht unter Berufung auf den Moorschutzartikel. Das Bundes-
gericht führte aus, der Umstand, dass sich die Parkpiatzfläche nicht in-
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nerhaib des Objektes Nr. 2199 befinde, habe noch keine Freigabe der un-
mittelbar angrenzenden Landschaft zur Folge. Der Kanton habe in Koor-
dination raumrelevanter Erlasse mit bundesrechtlichen Naturschutzbe-
Stimmungen unter Beachtung von Art. 29 und Art. 14 NHV dafür zu
sorgen, dass sich der Zustand von Biotopen nicht verschlechtere, nament-
lich habe er für die Ausscheidung ökologisch ausreichender Pufferflächen
zu sorgen. Die gleiche Verpflichtung ergebe sich auch aufgrund von Art.
4 des Flachmoorinventarentwurfs, wobei die Kantone den genauen
Grenzvertauf festzulegen und ausreichende Pufferflächen auszuscheiden
hätten. Die mittels Plänen und Verordnungen geregelte Bodennutzung
müsse deshalb im Sinne von Art. 5 RPV mit den zu erlassenden Flach-
moorvorschriften in Übereinstimmung gebracht werden. Das Bundesge-
rieht gelangte zum Schtuss, dass rund ein Drittel der Freihaltezonenfläche
der künftigen Pufferzone zugeschlagen werden und deshalb für Parkie"
rungszwecke ungeeignet werden könnte.

b) Die Bf. sind der Meinung, dieses Urteil habe in bezug auf den Sack
(KTN X) folgende Auswirkungen: Die Zone G grenze an das Flach-
moorbiotop 2355. Da dieses FIachmoor heute noch nicht parzellenscharf
abgegrenzt sei und durchaus die Möglichkeit bestehe, dass dereinst auch
ein Teil der vorgesehenen Bauzone von der künftigen Pufferfläche erfasst
und damit für Uberbauungszwecke und für menschliche Aktivitäten un-
geeignet werden könnte, verstosse die Festsetzung von Bauzonen gegen

Bundesrecht (Art. 29 Abs. l lit. a LY m. Art. 14 Abs. 2 lit. d NHV).
Diese Argumentatton krankt indessen an einem klaren Sachverhaltsirr-

turn. Wie das Verwaltungsgericht anlässlich des Augenscheins eindeutig
feststellen konnte, endet das Moorbiotop ca. 40-50 m nordwestlich der
SOB-Linie Pfäffikon/Rapperswil, wobei der dortige Lebhag Grenze des
Moorbiotopes markiert (vgl. Augenscheinsprotokoll S. 5 oben; Erw. B 2.b
vorstehend). Diese Moorgrenze wurde auch von den Inventarisatoren des

Objektes Nr. 2355 (FIachmoor Frauenwinkel) richtig erkannt (vgl. Inven-
tar Objekt Nr. 2355, Kartenausschnitt aus LK BI. 1132). Im Gegensatz
zum Objekt Seewiesen/Hostig wurde eben im Frauenwinkel nicht bioss
ein nacktes, ungeschütztes Moor inventarisiert, sondern das Flachmoor
Frauenwinkel (Objekt Nr. 2355) wird überlagert und schützend umhüllt
durch die Moorlandschaft Frauenwinkel (Objekt Nr. 351). Vorliegend
sind ausreichende Pufferflächen vorhanden, welche verhindern, dass
durch die Uberbauung von KTN X und dort ausgeübte Aktivitäten das
Objekt 2355 geschädigt wird. Neben der erwähnten als Intensivkulturland
genutzten Pufferfläche jenseits der Bahnlinie kommt noch das Bahntras-
see selbst, welches wirkungsvoll verhindert, dass durch menschliche Akfi-
vitäten das Moorbiotop beeinträchtigt wird. Wie im Bericht der Büroge-
meinschaft für angewandte Okologie über die Parzelle «Sack» bezüglich
Einbezug in die Moorlandschaft nachgewiesen wird, wird die Fauna
(Brachvogel, Kiebitz usw.) im Moorgebief durch die Uberbauung der Par-
zelle KTN X nicht gefährdet, sofern durch projektbegleitende Massnah-
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men (Schliessen des nahegeiegenen Bahnüberganges) der Naherholungs-
druck der Menschen vom Naturschutzgebiet abgewendet wird (Bericht S.
18 unten). Dieser künstliche Schufzkorridor wird noch insofern verstärkt,
a!s bei der Uberbauung von KTN X entlang der SOB-Linie noch Raum
auszusparen ist für den geplanten Doppelspurausbau der SOB-Linie im
Rahmen der Neat (vgl. Schreiben Cotti v. 13.4.1992).

5. Das Landscliaftsbiid ist zusätzlich dadurch geschützt, ais die PTT als
Bauherrin KTN X nicht im Rahmen der Bauvorschriften beliebig über-
bauen darf. Das PTT-B au vorhaben stellt eine Bundesaufgabe nach Art, 2

Bst. a NHG dar. Die PTT sind deshalb verpflichtet - auch ausserhalb der
Moortandschaft - auf die Belange des Natur- und Heimatschutzes Rück-
sieht zu nehmen, insbesondere auf die angrenzende Mooriandschaft und
das Biotop (vgt. Schreiben BR Cotti v. 13.4.1992 S. 2/3). Ähnliches gilt,
wie das Bundesgericht in BGE 112 Ib 297 festgehalten hat, auch für an-
dere Bauherrschaften (vgl. auch Vorwort zum BLN-Inventar). In diesem
Sinne sind Einwände, wie sie von der Bf. l gegen die Massigkeit der ge-
planten konkreten Uberbauungsprojekte, gegen den fehlenden Architek-
tenwettbewerb usw. vorgetragen werden, in diesem Verfahren nicht zu

hören, sondern ins Gestaltungsplan- bzw. Baubewilligungsverfahren zu
verweisen.

6. Zusammenfassend ist festzuhalten, dass das Flachmoor Frauenwinkel

(Objekt Nr. 2355) und die Moorlandschaft Frauenwinkel (Objekt Nr. 351)
der Betassung von KTN X in der Gewerbezone nicht entgegenstehen. Die
Beschwerde gegen den RRB 1805/92 ist somit, soweit darauf einzutreten
ist, abzuweisen.

(...)

D. Sfeinfabfikareai

l. Aktuelle Situation
Das Steinfabrikareal liegt in der Industriezone 2 (12) und wird - wie be-

reits eingangs erwähnt -- seit Ende des 19. Jahrhunderts industriell ge-
nutzt. Das Grundstück grenzt im Westen ans Quartier Unterdorfmit dem
Hafen und den historischen Bauten (Rathaus, Schlossturm, Schiosskapel-
le usw.), im Norden stösst das Grundstück an den Zürichsee, im Süden an
die ... landwirtschaftliche Liegenschaft Faad und im Osten an die Moor-
landschaft (Nr. 351) und ans Moorbiotop (Nr. 2355) Frauenwinke!. Vom
Bahnhof Pfaffikon her führt ein Industriegeleise ins SteinfabrikareaL Die
Produktions- und Verwaltungsbauten befinden sich im westlichen Teil des
Areais, Der restliche Teil des Grundstückes wird als befestigter Lager-
platz für die Produkte der Unternehmung genutzt. Dem See und der öst-
lichen Grenze entlang wird das «unschöne Steinfabrikareal» (Zitat aus In-
ventar EDI/BUWAL, Frauenwinkel, S. 351) durch Baumhecken etwas
kaschiert.
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2. Zonenplanung
Im Jahre 1990 erklärte sich die Bg. 5 gegenüber der Gemeinde bereit,

ihren Produktionsstandort in Pfaffikon aufzugeben, sofern ihr eine sinn-
volle Umnutzung des Areals zugestanden werde. Im Februar 1991 wurde
dann von der Sozialdemokratischen Partei Freienbach die sog. «Steinfa-
brik-Initiative» eingereicht. Damit wäre die Gemeinde verpflichtet wor-
den, ein ökojuristisches Gutachten zur Abklärung der Nutzungsmöglich-
keiten des Steinfabrikareals unter besonderer Beachtung der Flachmoore
Nr. 2354 (Pfäffikerried) und Nr. 2355 (Frauenwinkel) in Auftrag zu geben.
Anschliessend hätte die Gemeinde Preienbach nach dem Willen der In-
itiative einen SIA-Planungswettbewerb für die künftige bauliche Nutzung
durchführen müssen.

Der Gemeinderat beantragte die Abweisung dieser Initiative und stell-
te, gleichsam als Gegenvorschlag, der Stimmbürgerschaft die künftigen
Nutzungsvorsteilungen vor, wie sie der Gemeinderat mit der Grund-
eigentümerin ausgehandelt hatte. Die Steinfabrik-Initiative wurde an der
Gemeindeabstimmung vom 28. April 1991 mit 501 JA- gegen 1360 NEIN-
Stimmen deutlich abgelehnt. Daraufhin fanden die gemeinderätlichen
NutzungsvorsteHungen Eingang in die Zonenplanauflage 1991.

Diese Zonenplanauflage sieht vor:
- einerseits ein 20 Meter tiefer und 330 Meter langer Landstreifen dem

Zürichsee und der bestehenden Haab entlang wird als Zone für öffent-
liche Bauten und Anlagen ausgeschieden. Die Bg. 5 würde der Ge-
meinde gratis diese Landfläche von ca. 10000 m2 abtreten. Die Ge-
meinde Freienbach, welche zu den Zürichsee-Gemeinden mit dem
grössten Seeanstoss (13325 Meter) gehört, könnte durch diese Landab-
tretung den öffentlich zugänglichen Seezugang, den sie mit einer Pro-
menade zu erschliessen gedenkt, verdoppeln. Weiteres Areal von
4000 m2, welches ebenfalls der Zone für öffentliche Bauten und Anla-
gen zugeteilt werden soll, würde der Gemeinde von der Grundeigentü-
merin im Baurecht zur Verfügung gestellt.
anderseits würde die restliche Flache des Steinfabrikareals, d.h. rund
60000 m2, der Hafenzone (HZ) zugewiesen. Hiebei handelt es sich um
eine Mischzone mit einer Ausnützungsziffer von 0,70, wobei der
Wohnanteil über die ganze Zone gerechnet mindestens 30%, höchstens
70% betragen darf. Im Gewerbeanteil sollen höchstens massig störende
Betriebe (Dienstieistungsbetriebe, Gewerbebetriebe, Gaststätten, Lä-
den, öffentliche Bauten) möglich sein (vgl. Art. 37b Baureglementsent-
wurf i.V. m. Anhang B, Zonenbestimmungen Hafenzone). In den Richt-
iinien zu den Gestattungsplänen des Anhangs B heisst es u.crt.:

«} Das Gebiet Steinfabrik liegt in der Nähe des BLN-Gebietes «Frau-
enwinkel». Diese besonderen Verhältnisse sind mit den Gestaltungs-
planen zu berücksichtigen. Insbesondere ist der Schutz des angrenzen-
den Naturschutzgebietes zu gewährleisten.
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2 Zur Erreichung dieses Zieles ist unter anderem, entlang der Ostgren-
ze des Areals ein Landstreifen in der Breite von max. 5 m als «Pia-
mmgsperimeter» freizuhalten,
In diesem Bereich kann zum Beispiel ein Wassergraben innerhalb des
Areals erstellt werden, oder ein im «Frauenwinkei» selbst angelegter
Flachwasserbereich in das Areal hineinragen.»

3. Die Auswirkungen der Objekte 2355 und 351 auf die wnenplafimäs-
sige Behandlung des Steififahfikareafs

a) Das Steinfabrikareal befand sich nie innerhalb des Flachmoorobjek-
tes 2355 oder der Mooriandscnaft 351. In beiden Inventaren wurde das
voltuinfänglich baulich-imdustriell genutzte Areal ausgeklammert. Wie der
Regierungsrat im angefochtenen Entscheid (RRB 1804/92, E. 3b S. 5) aus-
führte, ergibt sich bei genauer Betrachtung des Moorlandschaftsperime-
ters, dass ein Streifen entlang dem Seeufer (Ufersaum) Moorlandschaft
sein soll. Dies stimmt mit der Beschreibung der Abgrenzung der Moor-
landschaft im EDI/BUWAL-Inventar S. 351 überein («Anschliessend süd-
lich des die Steinfabrik kaschierenden Ufergehöizstreifens entlang bis zur
Spitze der Landzunge nördlich des Fabrikareals».) Dieser Ufersaum be-
trifft die öffentliche Zone. Der Regierungsrat kritisierte in RRB 1804/92
die Zuweisung dieses Ufersaums zum Moorlandschaftsperimeter. Dieser
Kritik wurde bei der Bereinigung des Moortandschaftsperimeters Rech-
nung getragen. Nunmehr wird der Landschaftsperimeter von der nord-

östlichen Ecke des Steinfabrikareals direkt in den See hinaus gezogen, so
dass das Gesamtareat, ohne Abstriche, ausserhalb des Perimeters des Ob-
jekts 351 Hegt.

b) Am gerichtlichen Augenschein opponierte der Vertreter der Bf. 4/5
der HZ primär unter Berufung auf das Bundesgerichtsurteil Egg/Greifen-
see v. 17.3.1993 (vgl. hiezu Teil B Erw. 4 vorstehend). Er machte geltend,
am Rand eines Moorbiotopes bedürfe es einer Pufferzone. Das Bundes-

gericht verlange, dass der Nutzungsplan dem Moorschutz entsprechen, die
Rücksichfspflicht sich am Schutzziel orientieren müsse.

Wie in Abschnitt B E. 4 (Beschwerdeteil Innerer Sack) ausgeführt wur-
de, besteht ein grundlegender Unterschied zwischen dem Fall Egg/Grei-
fensee und dem Frauenwinkel darin, dass im Frauenwinkel das Moorbio-
top durch eine Moorlandschaft überlagert wird. Im Gegensatz zur
Situation bei KTN X zeigen nun aber die Akten (besonders eindrücklich
die FIugaufnahme der Gemeinde auf der Titelseite des Prospektes «Mit-
wirk ungs verfahren für die Umzonung des Areals der Steinfabrik»), dass
das Moor unmittelbar an das Gehölz entlang der Ostgrenze des Stein-
fabrikareals angrenzt. Es fragt sich deshalb, ob hier eine Pufferzone im
Sinne von Art. 29 i.V. mit Art. 14 lit. d NHV auszuscheiden ist. Im Ver-

gleich zum Fall Egg/Greifensee sind folgende relevante Unterschiede her-
vorzuheben:
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- Im Gegensatz zum Objekt Seewiesen/Hostig handelt es sich beim Frau-
enwinkel um ein zwischen der zuständigen Fachstelle des Bundes (BU-
WAL) und dem Kanton Schwyz bereinigtes Objekt. Die Möglichkeit,
dass entlang der Ostgrenze des Steinfabrikareals ein Landstreifen ins
Objekt 351 oder gar ins Objekt 2355 aufgenommen werden könnte, ist
nicht ins Kalkül der Möglichkeiten einzubeziehen.
In Egg/Greifensee sollte der Weg frei gemacht werden, damit ein Stück
Riedland hart an der Grenze eines Moorbiotops, teilweise allenfalls in-
nerhalb des Biotops zu befestigten und teilweise nicht befestigten Park-
platzen umgewandelt werden kann. Vorliegend haben wir es beim frag-
lichen Grenzstreifen um einen Industrielagerplatz zu tun, auf welchem
seit bald 100 Jahren Baumaterialien gelagert werden, auf welchem Last-
wagen, Hubstapler und dergleichen herumfahren. Art. 24Kri" Abs. 5 BV
inkl. Ubergangsbestimmung bietet nun aber keine Grundlage, um den
fehlenden Puffer durch Rückführung zu schaffen. Wird die Hafenzone
nicht geschaffen und eine Landwirtschaftszone für das Steinfabrikareal
deklariert, wie dies die Bf. beantragen, so ist es der Grundeigentümerin
unbenommen, aufgrund der Besitzstandsgarantie das ganze Areal wei-
terhin auf unbestimmte Zeit im bisherigen Rahmen industriell zu nut-
zen. Die Alternative ist hier nicht RiedlandAViesland oder Parkplatz
wie in Egg/Greifensee, sondern die Alternative lautet: industrielle Nut-
zung (wie bisher) oder gemischte Wohn'/Gewerbenutzung gemäss HZ.

Die Verpflichtung der Kantone besteht nach Art. 29 Abs. l Bst. a NHV
darin, mit geeigneten Massnahmen dafür zu sorgen, dass sich der Zustand
von Biotopen nicht verschlechtert. Mit der Realiserung der HZ wird das
Steinfabrikareai vom reinen Arbeitsort, zum Wohn- und Arbeitsort. Dies
birgt die Gefahr in sich, dass die Moorlandschaft und namentlich die dort
brütenden Kiebitze und Brachvögel, aber auch die Pflanzenwelt, unter
dem Erholungsdruck der Menschen zu leiden haben. Dieser Gefahr will
die Gemeinde begegnen, einerseits durch die neu zu schaffenden öffent-
lichen Anlagen in der öffentlichen Zone, wozu noch die bereits bestehen-
den Anlagen im Gebiet Unterdorf kommen (Ablenkung des Erhotungs-
drucks) und anderseits durch eine 5 m breite als «PIanungsperimeter» be-
zeichnete Pufferzone. Wird diese Pufferzone als tiefgründiger, sumpfiger
FIachwasserbereich oder Wassergraben ausgestaltet, so handelt es sich
hierbei zweifellos um einen wirkungsvollen Puffer. Allerdings darf nicht
ein sanfter Übergang zwischen der Hafenzone und dem Naturschutzge-
biet «durch klar markierte Trampelpfade/Stege» (!) erfolgen, wie dies als
Beispiel in Ziff. 3b Aiinea l der Richtlinien zu den Gestaltungsplänen
steht. Die im Rahmen der Realisierung der Hafenzone entlang der Ost-
grenze vorgesehene Pufferzone muss vielmehr für Menschen möglichst
unüberwindbar sein. Die Idee mit den Trampelpfaden und Stegen ver-
kennt die Bedeutung des Naturschutzgebietes. Es handelt sich dabei nicht
um ein Naherhoiungsgebiet, sondern um ein Naturschutzgebiet, in wel-
chem Fauna und Flora ihre Ruhe haben sollen. Dies gilt in besonderem
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Masse für den Frauenwinkel, der ein bedeutendes Brut", Durchzugs- und
Uberwintenmgsgebiet für Wasservöge! ist (vgi. statt vieler: EDI/BUWAL-
Inventarbericht S. 351 unten). Abs. 3 Bst. b ai. l der Richtlinien zu den
Gestaltungsplänen ist deshalb ersatzios zu streichen.

Zu Recht verweisen die Bf. auf BGE 112 Ib 297 E. 8c. Danach be-
schränkt sich die durch die Verfassung (Art. 24HÜ") gebotene Rilcksichts-
pflicht gegenüber Landschaft und Natur nicht nur auf die ausdrücklich in-
ventarisierfen Objekte. Eine besondere Beachtung der Aspekte äes
Landschaftsschutzes und der Anliegen der Naturerhaltung drängt sich
auch bei Gebieten - wie im Falle des Steinfabrikareals - auf, die an Ob-
jekte von nationaler Bedeutung angrenzen. In diesem Sinne sind auch die
Ausführungen in den Richtlinien zu verstehen und bei der Erarbeitung
und Überprüfung der Gestaltungspläne wird auf die Verträglichkeit mit
dem Naturschutzgebiet und der Moorlandschaft Frauenwinkel gebührend
Rücksicht zu nehmen sein. Bei der ganzen Frage der zonenplanmässigen
Behandlung des Steinfabrikareats ist aber eines nicht aus dem Auge zu
lassen: Das Steinfabrikareal wird im EDI/BUWAL-Bericht als unschön
bezeichnet. Ein Blick auf die verschiedenen in den Akten liegenden Flug-
aufnahmen bestätigt, dass das Steinfabrikareal, als (wohlgeordnete) Stein-
wüste ins Auge sticht und ganz eindeutig jenes Objekt ist, welches wie
kein zweites das Landschaftsbild Frauenwinkel/Ufenau/Liitzelau massiv
stört. Durch eine planerisch geschickte Neugestaltung mit naturnahen
Elementen und einer qualifizierten Architektur, welche sich in die liebli-
ehe Landschaft einfühlt und sich mit den historischen Bauten im Bereich
Schloss gut vertragt, kann das Naturschutzgebiet als Landschaft gewinnen.

Weiter ist zu beachten, dass bei der gegenwärtigen Nutzung als Stein-
Fabrik, Zemenlstaub und ähnliche Partikel durch den in dieser Gegend
vorherrschenden Westwind ins Naturschutzgebiet verh'achtet werden. Die

geplante Umnutzung beseitigt auch diese für das Naturschutzgebiet un-
günstige Emission.

Aus all diesen Gründen ist die Beschwerde abzuweisen.
(VGE 632/699b/92 vom 22. April 1993),
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19
Enteignungsrecht

Materielle Enteigmmg.
Aktivlegitimalson (Erw. 2).
Die Annahme eines Auszomingsnntiativbegehrens ist (noch) kein
Enteigmmgsakt (Env. 3).

- - Kein Feslsfelfitngsanspruch betr. efifschädigifngspflichtige materielle
Enleignnng infolge eines möglichen künftigen Enteignungsaktes
(Erw. 4).

Aus den Erwägungen:

2. a) Ansprecher auf eine Entschädigung aus materieller Enteignung ist
primär der Eigentümer des von der Eigentumsbeschränkung betroffenen
Grundstückes. Dies wäre im vorliegenden Fall der aktuelle Grundeigen-
tümer Y. Die Eigentumsgarantie gewährleistet jedoch nicht bloss dingli-
ehe, sondern auch obligatorische Rechte (Enrico Riva, Hauptfragen der
materiellen Enteignung, S. 233; G. Müller in Kommentar BV, N 2 zu Art.
22'", weitere Schutzobjekte sind Immaterialgüterrechte, Besitz und sog.
wohlerworbene Rechte des Bürgers gegenüber dem Gemeinwesen). Der
Kläger hat sich vom Erwerber einen zeitlich beschränkten Nachzahlungs-
anspruch von Fr. ... bzw. Fr. ... pro m; zusichern lassen. Dieser Anspruch
erlischt, wenn nicht innert sieben Jahren seit Verkaufsdatum BaubewUli-

gungen bzw. Baufreigaben erteilt oder erhältlich gemacht werden; die
Vertragsparteien hätten sich gegenseitig keine Ansprüche mehr zu stellen
(KEB 1-3).

Der geltendgemachte Enteigungsakt (positive Gemeindeabstimmung
vom 23. September 1990 über das Auszonungsinitiativbegehren) erfolgte
während der siebenjährigen Frist, innert der die Nachzahlungspflicht als
obligatorisches Recht des Klägers Bestand hat. Der Kläger geht davon
aus, dass der Nachzahlungsanspruch wegen der Annahme des Auszo-

nungsmitiativbegehrens dahingefallen sei. Er stützt sein Klagebegehren
somit auf ein ihm zustehendes obligatorisches Recht, d.h. auf eine von der
Eigentumsgarantie grundsätzlich geschützte vermögenswerte Position ab.
Die Aktivlegitimation ist deshalb zu bejahen.

Die von der Beklagten ins Feld geführten Argumente und Zitate ver-
mögen daran nichts zu ändern. Der Umstand, dass die Suspensiv-Bedin-
gung nicht eingetreten ist, entzieht das Recht nicht dem Schutz der Ei-
gentumsgarantie, zumal wenn der Nichteintritt der Suspensiv-Bedingung
möglicherweise eben gerade wegen des Enteignungsaktes bewirkt wurde.
Ob letzteres tatsächiich der Fall war und ob deswegen eine materielle
Enteignung vorliegt, ist nicht unter dem Titel der Sachlegitimation abzu-
handeln.

59



19

b) Die Aktivlegitimation ist auch unter dem Titel des eventualiter gel-
tendgemachlen Schadens aus Verletzung des Vertrauensprinzipes (nutzlos
gewordene Aufwendungen; Art. 4 BV) grundsätzlich zu bejahen. Das
Verwaltungsgericht hat in VGE 641/82 v. 14.2,1984 festgestellt, dass je-
mand als Bauherrm auch ohne Grundeigentümerstellung Trägerin von
Schadenersatzansprüchen sei, mindestens fiir solche aus Verletzungen des

Vertrauensschutzprinzipes (Prot. S. 75).

c) Anzumerken ist, dass die Frage der Aktivlegitimation mittels (gänz-
licher oder teilweise!-) Forderungsabtretungen zugunsten des Veräusserers

vereinfacht werden könnte (vgl. Hess, Das Enteignungsrecht des Bundes,
N 17 zu Art. 16).

3. a) Nach der bundesgerichtlichen Rechtsprechung liegt eine materiel-
le Enteignung dann vor, wenn einem Eigentümer der bisherige oder ein
voraussehbarer künftiger Gebrauch seiner Sache untersagt oder beson-

ders stark eingeschränkt wird, weil ihm eine wesentliche, aus dem Eigen-
turn fliessende Befugnis entzogen wird. Geht der Eingriff weniger weit, so
wird gleichwohl eine materielle Enteignung angenommen, falls ein einzi-
ger oder einzelne Grundeigentümer so betroffen werden, dass ihr Opfer
gegenüber der Allgemeinheit unzumutbar erschiene und es mit der
Rechtsgleichheit nicht vereinbar wäre, wenn hiefür keine Entschädigung
geleistet würde. In beiden Fallen ist die Möglichkeit einer zukünftigen
besseren Nutzung der Sache indessen nur zu berücksichtigen, wenn im
massgebenden Zeitpunkt anzunehmen war, sie lasse sich mit hoher Wahr-
schemlichkeit in naher Zukunft verwirklichen. Unter besserer Nutzung ei-
nes Grundstücks ist in der Regel die Möglichkeit seiner Überbauung zu
verstehen. Bei der Beurteilung der Frage, ob ein Grundstück sehr wahr-

scheinlich in naher Zukunft hätte besser genutzt werden können, sind
nach der Rechtsprechung alte rechtlichen und tatsächlichen Gegebenhei-
ten zu berücksichtigen, welche die Uberbauungschance beeinflussen kön-
nen. Dazu gehören das im fraglichen Zeitpunkt geltende Bundesrecht so-
wie die kantonalen und kommunalen Bauvorschriften, der Stand der
kommunaten und kantonalen Planung, die Lage und Beschaffenheit des
Grundstücks, die Erschliessungsverhältnisse und die bauliche Entwick-
lung in der Umgebung. Diese verschiedenen Faktoren sind zu gewichten,
Dabei ist in erster Linie auf die rechtlichen Gegebenheiten abzustellen.
Nur wo das Bauen rein rechtlich zulässig, tatsächlich möglich sowie nach
den Umständen mit hoher Wahrscheinlichkeit in naher Zukunft zu er-
warten gewesen wäre, kann in der Eigentumsbeschrankung, welche die
Uberbauung ausschliesst, ein besonders schwerer Eingriff gesehen wer-

den, der eine Entschädigungspflicht auslöst. Als Gründe, die gegen die
Uberbauung eines Grundstücks in naher Zukunft sprechen, nannte das
Bundesgericht beispielsweise das Erfordernis einer Ausnahmebewilli-
gung, einer Änderung in der Zonenplanung, eines Erschliessungs-, Über-
bauungs- oder Gestaltungsptanes, einer Baulandumlegung oder weiterge-
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hender ErschHessungsarbeiten. Auch genügt die Erschtiessung nicht ohne
weiteres, um die Uberbaubarkeit in naher Zukunft zu bejahen. Für die
Prüfung der Frage, ob eine materielle Enteignung vorliegt, ist nach der
bundesgerichtlichen Rechtsprechung auf die Verhältnisse im Zeitpunkt
des Inkrafttretens der Eigentumsbeschrankung abzustellen (EGV-SZ
1990, S. 73, mit Zitaten).

b) Der vorliegend geitendgemachte Enteignungsakt, die Zustimmung
des Gemeindesouveräns zum Auszonungsinitiativbegehren, schränkt de
jure die Nutzung der ehemals klägerischen Liegenschaften als Bauland
(Wohn- und Ferienhauszone) nicht ein. Zurzeit ist es die am 24.Juli 1989
erlassene Planungszone, welche - unbesehen allfällig weiterer Hindernis-

se - die Uberbauung der Liegenschaften verunmöglicht. Eine solche zeit-
lich Umitierte, provisorische PIanungsmassnahme (hier 5 Jahre, § 14 Abs.
2 PBG) ist in der Regel - und so auch hier ~ nicht geeignet, eine materi-
eile Enteignung zu begründen (E. Riva a.a.O. S. 290ff.; EGV-SZ 1990, S.
74; VGE 641/82 vom 14.2.1984, Erw. B 3c; BGE vom 8.5.1985 i.S. R), im
Wissen um diese Rechtslage behauptet der Kläger denn auch nicht, der
Erlass einer Planungszone allein genüge für die Annahme einer materiel-
len Enteigung (Replik S. 5).

Es kann aber auch der sinngemässen klägerischen Argumentation nicht
gefolgt werden, die Auszonung sei zwar noch nicht rechtskräftig, vom
höchsten Gemeindeorgan aber «als Vorwegnähme zur Zonenplanrevisi-
on» bereits beschlossen. Von einer definitiven Auszonung kann erst ge-
sprachen werden, wenn der revidierte Zonenplan mit den ausgezonten

Liegenschaften nach der regierungsrätlichen Genehmigung (§ 28 PBG) in
Rechtskraft gesetzt worden ist. Bis es soweit ist, sind folgende Verfah-
rensschritte noch auszuführen:

2. Auflage des revidierten Zonenplanes (§ 25 Abs. 2 PBG)
Einsprache-/Beschwerdeverfahren (§ 26 PBG)
allenfalls weitere Auflage mit den wesentlichen Änderungen (§ 26 Abs.
3PBG)

- Volksabstimmung (§ 27 PBG) (Nach Darstellung der Beklagten wird
Auszonung vom übrigen Zonenplan getrennt zur Abstimmung ge-
bracht: Klageantwort S. 7.)
reglerungsrätliche Genehmigung (§ 28 PBG).
Ob dann im Sinne des angenommenen Initiativbegehrens die fraglichen

Liegenschaften statt in der bisherigen Wohn- und Ferienhauszone sich in
der Landwirtschaftszone befinden, ist aus heutiger Sicht mit erheblicher
Wahrscheinlichkeit anzunehmen. Von einer verbindlichen Vorwegnähme
der Zonenplanrevision kann deswegen aber nicht die Rede sein. In die-
sem Zusammenhang ist auf einen neuen Verwaltungsgerichtsentscheid
VGE 651, 654/82 v. 24.11.1992 hinzuweisen, welcher über die Zulässigkeit
einer PluralinUiative für eine konkrete Golfplatzzone zu befinden hatte.
Das Gericht hielt u.a. fest:
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«... Zudem sind bei Volksbegehren, welche eine Änderung der Orts-
planung anstreben, im Planfestsetzungsverfahren verschiedene Kon-
troll- und Korrekturmöglichkeiten eingebaut, insbesondere das öffent-
liche AuHageverfahren (mit Einsprache- und Rechtsmittelverfahren)
sowie die Genehmigung durch den Regierungsrat (vgl. ZB) 1989, S. 269
und § 25f. sowie § 28 PBG).» (S, 8, Erw. 3a)

«Im übrigen ist es der Planungsbehörde auch nach der Umenabstim-
mung vom ... nicht verwehrt, ausgehend vom Stand der bisherigen

Ortsplanung im Bedarfsfalte Planungsarbeiten (welclie gegebenenfalls
eine aus der Sicht der Planungsbehörde bessere bzw. eine von den In-
itianten abweichende Lösung anvisieren) vorzunehmen und ein ent-

sprechendes Ergebnis dem Stimmbürger (beispielsweise als Gegenvor-
schlag zum Initiativbegehren) vorzulegen.»

(S. 9; Erw. 3b).

Auch in der Abstimmungsbotschaft wies der Gemeinderat X auf das
zweistufige Abstimmungsverfahren hin (KB 7):

«Schritt 2: Der Gemeinderat hat eine von ihm aufgrund des angenom-

menen Begehrens formulierte Vorlage dem Auflage- und
Einspracheverfahren gemäss den §§ 36-^0 des Ptanungs-
und Baugesetzes (PBG) zu unterwerfen und dann erneut
der Voiksabstimmung zu unterbreiten. Wird in der 2. Ab-
Stimmung die Vortage abgelehnt, so gelten sowohl Initiative
a!s auch Gegenvorschlag ais Gesamtes gescheitert.»

c) Aus all diesen Gründen ergibt sich, dass heute weder de jure noch
de facto von einer definitiven Auszonung der ehemals klägerischen Lie-
genschaften auszugeben ist. Damit sind aber die Voraussetzungen für ei-
ne materielle Enteignung zum vornherein als nicht erfüllt zu qualifizieren,
weshalb das Hauptklagebegehren abzuweisen ist.

4. Der Kläger verlangt mit seinem Eventualbegehren, dass gerichtlich
festzustellen sei, dass die kommende definitive Zuweisung der genannten
Parzellen in die Landwirtschaftszone eine enlschädigungspflichtige mafe-
rietle Enteignung darstellen werde. Dieses Ansinnen ist aus nachfolgen-
den Gründen abzulehnen.

a) Im massgeblichen Prozessrecht (VRP, ZPO) ist die Möglichkeit ei-
ner Feststellungsklage nicht ausdrücklich vorgesehen (anders beispiels-
weise im Kanton Zürich: § 59 ZPO).

b) Selbst wenn die Feststeliungsklage prozessrechtlich institutionalisiert
wäre, könnte darauf nicht eingetreten werden. Gegenstand einer Festste!-
lungsklage wäre hier das Bestehen oder Nichtbestehen eines bestimmten
Rechtsverhältnisses zwischen dem Bürger und dem Staat bzw. der von der
Rechtsordnung an einen gewissen Tatbestand genüpften Folgen ftir die
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Beziehung zwischen Bürger und Staat (vgL Sträuli/Messmer, Kommentar
zur Zürcherischen Zivilverordnung N 4a zu § 59). Dieses Rechtsverhält-
nis hat sich mangels definitiver Auszonung noch gar nicht verwirklicht.

c) Auch ist das Feststellungsinteresse des Klägers nicht ausgewiesen. Es
gilt mit dem Feststellungsbegehren nicht eine Ungewissheit zu beseitigen,
durch die der Kläger in seiner wirtschaftlichen Bewegungsfreiheit behin-
dert ist. Ebensowenig ist wegen eines drohenden Beweismittelverlustes
die grundsätzliche Entschädigungspflicht festzustellen (Kölz, Kommentar
zum Verwaltungsrechtspflegegesetz des Kantons Zürich, N 14 zu § 83).
Nicht nachvollziehbar ist der Einwand des Rechtsmissbrauches, falls man
den Kläger «weitere Jahre in der jetzigen Situation schmoren» lasse (Kla-
geschrift S. 5). Mit dem anbegehrten Feststellungsurteil würde planerisch
nichts entschieden und die Auszonungsfrage bliebe weiterhin offen.

d) Im Enteignungsrecht sind keinerlei Anhaltspunkte zugunsten einer
vorbescheidähnlichen enteigungsrechtlichen Beurteilung einer möglichen
künftigen Planungsmassnahme erkennbar.

e) Auf das Feststellungsbegehren ist mithin nicht einzutreten.
(VGE 554/92 vom 24. März 1993).

20
Gemein tlerecht

Gemeindeversammhmg. Verfahren.

Rügepßicht bei Verfahrensmängeln (Erw. 6b).
Pressekampagne von Exekutivmitgliedern zulässig? (Erw. 6).
ZulassufigskontroHe/Anwesenheit von Nichtstimmberechtigten (Erw. 7).

- Prekäre Platzverhälfnisse (Erw. 8).

Aus den Erwägungen:

4. Wichtigstes und die ganze Praxis zur Stimmrechtsbeschwerde be-
herrschendes Prinzip ist der Anspruch der Stimmbürger auf die zuverläs-
sige und unverfälschte Kundgäbe ihres freien politischen Willens (W. Kä-
lin, Das Verfahren der staatsrechtlichen Beschwerde, S. 125). Der Bürger
hat einen Anspruch darauf, dass kein Abstimmungsergebnis anerkannt
wird, das nicht den freien Willen der Stimmbürger zuverlässig und unver-
fälscht zum Ausdruck bringt. Dieser Grundsatz ist auch in § 54 Abs. l des
kantonalen Gesetzes über die Wahlen und Abstimmungen (WAG, nGS
1/20) festgehalten und gilt nach § l Abs. 2 WAG auch für die in den Be-
zirken und Gemeinden offen durchgeführten Wahlen und Abstimmungen
(statt vieler VGE 546/550/83 v. 8.7.1983 E. 3, Prot. 497f. mit Hinweisen).
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§ 54 Abs. 2 WAG normiert:

«Gründe für die Aufhebung sind namentlich; die Mitwirkung Nicht-
stimmberechtigter, der Ausschluss Stimmberechtigter, die Anerken-
nung ungültiger und die Nichtbeachtung gültiger Stimmen, die Beein-
flussung der Stimmberechtigten wahrend der Stimmabgabe und jede
andere Beeinträchtigung der freien Ausübung des Stimmrechts.»

5. In der Beschwerde werden zusammengefasst folgende Rügen vorge-
bracht:

a) Der Bezirksrat habe durch eine Pressekampagne unzulässige Propa-
ganda für die Annahme der Steuererhöhung gemacht.

b) Es sei keine Zulassungskontrolle durchgeführt worden. Viele nicht in
Küssnacht Stimmberechtigte hätten Einlass gefunden, insbesondere
Schüler des Gymnasiums Bethlehem, Journalisten, Zuhörer aus an-
dem Gemeinden, Ausländer, Wochenaufenfhalter. Es hätte zur Sorg-
faltspflicht des Bezirksrates gehört, die Stimmberechtigung der An-
wesenden im einzelnen zu prüfen oder zumindest die Nicht-

stimmberechtigten aufzufordern, ihren Platz in einem klar definier-
ten Bereich des Saales einzunehmen.

c) Der Bezirksammann habe die in der Vorhalle des Saales sich auf-
haltenden Stimmbürger aufgefordert, im Saal Platz zu nehmen, ver-
bunden mit dem Hinweis, dass die in der Halle sich Aufhaltenden
nicht gezählt würden. Diese Einschränkung sei nicht statthaft. Die
Stimmenzähler hätten dafür zu sorgen, dass alle Stimmberechtigten
in die Schätzung einbezogen würden,

6. Pressekampagne

a) In einer unter dem Titel «Info direkt» in der Lokalpresse publizier-
ten neunteiligen Artikelserie wandten sich alle 9 Bezirksräte an die
Stimmbürger und warben für die vom Bezirksrat beantragte Steuerer-
höhung von 240% auf 250% einer Einheit. Ebenso setzte sich der Stimm-
bürger X in einem ganzseitigen Zeitungsartikel in der Lokalpresse vom
20. April 1993 dafür ein, dass an der Bezirksgemeinde vom Donnerstag-
abend, 22. April, nicht nur die Steuererhöhung abgelehnt, sondern das
Budget 1993 zur Neubearbeitung an den Bezirksrat zurückgewiesen wer-
de mit der Verpflichtung, ohne Steuererhöhung ein ausgeglichenes Bud-
get zu präsentieren.

Die Bf. argumentieren, diese bezirksrätliche Pressekampagne habe mit
Angst und Schwarzmalerei operiert. Es sei eine emotionale Stimmungs-
mache gewesen mit dem Ziel, die Steuererhöhung durchzuboxen, koste
es, was es wolle. Dies sei eine unzulässige Beeinflussung der Volksmei-
nung im Sinne der bundesgerichtiichen Rechtsprechung gewesen.
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b) Gemäss langjähriger Praxis des Verwaltungs- und des Bundesgerichts
sind Verfahrensmängel sofort zu rügen, wenn eine solche Rüge nicht nur
möglich, sondern auch zumutbar war (vgl. statt vieler EGV-SZ 1985 Nr. 5).
Im Urteil vom 27. April 1979, wo Einwendungen gegen einen Orientie-
rungsbericht (Botschaft) vorgetragen wurden, erkannte das Verwaitungs-
gericht, den Beschwerdeführern hätte zugemutet werden können, gegen
den Orientierungsbericht vorgängig des Versammlungstermins beim Ver-
waltungsrat Einspruch zu erheben und darzulegen, inwiefern sie einzelne
Darlegungen als unrichtig oder als unvollständig erachteten (dort war Kor-
porationsversammlungsbeschluss angefochten). Indem sie dies unterlies-
sen, hätten sie das Recht zur Anfechtung verwirkt (VGE 520/79 v.
27.4.1979, E. A4, Prot. 331f.). Das Bundesgericht erkannte damals, der Ent-
scheid der kantonalen Behörden, wonach das Beschwerderecht verwirkt
sei, sei nicht zu beanstanden (BGE v. 5.10.1979, ZB1. 1980, S. 247 E. 4c).

c) Im übrigen ist darauf hinzuweisen, dass die Behördemitglieder ge-
rade dann ein Recht haben, die Stimmbürger über die Richtigkeit ihrer
Vorlage zu orientieren, wenn es um eigene Sachvorlagen geht. Ohne die-
se behördliche Informations- und Uberzeugungsarbeit könnte der Stimm-
bürger seine Meinungsbildung nur erschwert vornehmen. Zu erwähnen ist
auch, dass die Bezirksräte ihr «Info direkt» zu Budget/Steuerfuss nicht im
Namen des Bezirksrates, sondern je im eigenen Namen abgaben. Die Be-

schränkungen bezüglich Beeinüussung der Stimmbürger gelten aber für
die Behörde als solche und nicht für die einzelnen Behördemitglieder.
Letzteren kann die Teilnahme am Abstimmungskampf und das Recht der
freien Meinungsäusserung nicht abgesprochen werden (Hafelin/HalIer,
Schweizerisches Bundesstaatsrecht Rz 603 S. 183). Im übrigen wurde die
Behauptung, wonach für die Konzeption dieser Artikelserie ein Honorar
bezahlt worden sei, durch den Säckehneister nicht zugegeben - wie die Bf.
behaupten -, sondern dementiert (vgl. BGV-Protokoll, S. 18).

Letztlich sind pauschale Behauptungen wie, «die bezirksrätliche Pres-
sekampagne habe mit Angst und Schwarzmalerei» operiert, «es habe sich
um eine emotionale Stimmungsmache gehandelt» usw. nicht geeignet, ei-
ne gerichtliche Überprüfung zu ermöglichen. Vielmehr wäre es Sache der
Bf. gewesen, konkrete Beispiele zu nennen, welche falsch, irreführend
und unobjektiv waren. Auch mangels Substantiierung kann diese Rüge so-
mit nicht weiter behandelt werden.

7. Fehlende ZulassungskontroUe und Anwesenheit von Nichtstimmbe-
rechtigten

a) Es ist unbestritten, dass an den Eingängen zum «Monsejour»-Saal
keine Zulassungskontrolle stattgefunden hat. Die Bf. behaupten, es hät-
ten viele nicht in Küssnacht Stimmberechtigte Einlass gefunden (Schüler,
Studenten des Gymnasiums Bethlehem, Journalisten und Zuhörer aus an-
deren Gemeinden, Ausländer und Wochenaufenthalter). Demgegenüber
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macht der Bezirksrat geltend, es seien keine Nichtstimmberechtigten an-
wesend bzw. festzustellen gewesen. Bei über 600 Versammlungsteüneh-
mern in einer Gemeinde mit rund 10000 Einwohnern und ca, 6500 Stimm-
berechtigten (gemäss ABI. Nr. 10 v. 12.3.1993 wies das Stimmregister bei
den Eidg. Abstimmungen vom 7. März 1993 6521 Stimmberechtigte auf),
lassf sich im nachhinein nicht zuverlässig abklären, ob und namentlich in
welchem Umfang Nichtstimmberechfigte anwesend waren. Diese Ab-
klarung ist indessen für den Verfahrensausgang nicht entscheidend und
kann aus den nachfolgenden Gründen unterbleiben.

Nach § 15 GOG ist die Gememdeversammlung öffentiich und § 23
GOG bestimmt unter dem Randtitel 8c «Geschäftsbehandlung an der Ge-
meindeversammlung: Befugnis zur Teilnahme» was folgt:

«Zur Beratung und Beschlussfassung sind nur Sthnmberechtigte befugt.
Über Anstände entscheidet das Büro.»

Aus § 23 in Verbindung mit § 15 GOG ist zu schliessen, dass die An-
Wesenheit von Nichtstimmberecht igten im Versammlungslokal statthaft
ist. Andernfalls hätte der Gesetzgeber nicht das Offentlichkeitsprinzip
statuiert und er hätte nicht nur das Beratungs- und Beschlussfassungs-

recht auf die Stimmberechtigten beschränkt, sondern hätte eine Formu-
lierung gewählt wie: «Zur Teilnahme an der Gemeindeversammlung sind
nur Stimmberechtigte befugt.» Für die Einführung eines Stimmrechtsaus-
weises oder ähnlicher Ausweise fehlt die Rechtsgnmdlage. Richtig ist,
dass bei verschiedenen Körperschaften die Übung herrsclit, Nichtstimm-
berechtigte zu separieren. So fordert der Bezirksammann von Schwyz bei

Bezirksgemeindeversammlungen im Ring zu Ibach die Nichtstimmbe1
rechtigten jeweils auf, den Ring zu verlassen (wobei von ausserhalb des
Rings das Geschehen im Ring optisch und akustisch weiterverfolgt wer-
den kann) und bei Gememdeversammlungen im Casino Schwyz ergeht
vom Versammlungsleiter jeweils die Anordnung an die Nichtstimmbe-
rechtigten, auf der Empöre Platz zu nehmen. Es ist sicher empfehlens-
wert, eine solche Separierung vorzunehmen, eine gesetzliche Verpflich-
tung hiezu besteht aber nicht. Im Faiie der angefochtenen Bezirks-
gemeinde von Küssnacht kommt hinzu, dass es infolge des Rekordauf-
marsches an Stimmberechtigten schwierig war, einen separaten Teil des
Saales (z.B. die Galerie) für die Nichtstimmberechtigten freizuhalten.

b) Entscheidend für die Frage, ob eine Verfälschung des Abstim-
mungsresultates stattgefunden haben könnte, ist nicht die Anwesenheit
Nichtstimmberechtigter im Versammlungslokal, sondern ob Nichtstimm-
berechtigte an den Beratungen und Abstimmungen teilgenommen haben.
(Der Spezialfall des Beizugs von Sachverständigen als Berater und Infor-
manten der Gemeindeversammlung [z.B. Planer, Architekt, Ingenieur]
steht hier nicht zur Diskussion; vgi. hiezu H. R. Thalmann, Kommentar
zum Zürcher Gemeindegesetz, S. 132, Ziff. 4.2.). Die Beschwerdeführer
machen indessen ausdrücklich nicht geltend, dass Nichtstimmberechtigte
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gegen § 23 GOG verstossen und an der Beratung oder Beschlussfassung
teilgenommen hätten. Der Bezirksammann hatte denn auch in seinen ein-

leitenden Ausführungen zum Verhancllungsablauf darauf hingewiesen,
dass nur Stimmberechtigte des Bezirks Küssnacht zur Mitberatung und
Beschlussfassung zugelassen seien (Protokoll S. 4). Zu ergänzen ist, dass
gemäss Art. 282 Abs. l Strafgesetzbuch mit Gefängnis oder Busse bestraft
wird, wer unbefugt an einer Wahl oder Abstimmung oder an einem Re-
ferendums- oder Initiativbegehren teilnimmt. Hätte der Bezirksrat einen
Verstoss gegen § 23 GOG und Art. 282 Abs. l StGB festgesteilt oder wä-
re ihm ein solcher Verstoss gemeldet worden, so hätte dies nicht bloss
Konsequenzen auf den Abstimmungsvorgang gehabt, sondern der Be-
zirksrat wäre auch gesetzlich verpflichtet, gegen den oder die Delinquen-
ten Strafanzeige zu erheben (vgl. § 58 Abs. 2 Strafprozessordnung).

& Zu wenig Platz im Saal und Aufforderung an die Stimmberechtigten
im Foyer, in den Saal zu kommen, andernfalls ihre Stimmen unberucksich-
tigt blieben.

a) In der Beschwerde wird geltend gemacht, bereits um 19.50 Uhr hat-
ten viele Bürger keine freien Sitzplätze mehr gefunden. Einige hätten an-
gesichts des Platzmangels den Heimweg angetreten. Das kantonale Recht
und auch das kommunale Recht von Küssnacht enthalten keine Vor-
schriften über den Ort, an welchem die Bezirksgemeindeversammlungen
durchzuführen sind. Während früher die Versammlungen vorwiegend un-
ter freiem Himmel und in den katholischen Pfarrkirchen abgehalten wur-
den (vgl. K. Appert, Die Volksbeschlüsse in den Gemeinden des Kantons
Schwyz, S. 212ff.), hat in den letzten Jahren, gefördert durch den Bau von
öffentlichen Dorfzentren, Mehrzweckhallen und r[\]rnhatlen, die Verle-
gung der Gemeindeversammtungen in derartige öffentliche Profanbauten
grössere Bedeutung erlangt. So tagte die Bezirksgemeinde Küssnacht bis
1980 in der Pfarrkirche bzw. Turnhalle Seematt l. Nach der Eröffnung des
Pfarreizentrums Monsejour (Eigentum der röm.-kath. Kirchgemeinde) im
Mai 1980 geniesst die Bezirksgemeinde Gastrecht in diesem Gebäude und
es werden die Bezirksgemeindeversammlungen seither ausnahmslos hier
durchgeführt. Bis anhin vermochte dieser Saal die Besucher der BGV im-
mer zu fassen. Erstmals beim Rekordbesuch am 22. April 1993 wurden
die Platzverhättnisse eng. Mit der Durchführung von Gemeindeversamm-
lungen im Versammlungssystem ist es systemimmanent in Kauf zu neh-
men, dass in grösseren Gemeinden und in den Bezirken der Fall eintreten
kann, dass die Stimmberechtigten im Versammlungsraum keinen Platz
finden. Tritt dieser Fall ein, so ist nach Ersatzlösungen zu suchen (Dislo-
kation in einen grösseren Versammlungsraum, simultane Durchführung in
mehrere Räume mit Lautsprechern und Monitoren, wobei diese Lösung
nicht unproblematisch ist; Abhaltung der Versammlung im Freien). Ge-
lingt es nicht, eine taugliche Atternativlösung anzubieten, so muss die
Versammlung vertagt werden. Eine Versammlung, von der teilnahmewil-
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lige Stimmberechtigte ausgeschlossen werden müssen, ist nicht beschluss"
fähig (Thalmann, a.a.O. S. 127 Ziff. 1.2).

Vorliegend ergibt sich aus dem Versammiungsprotokoll, den Tonband-
aufnahmen und den beim Augenschein durchgeführten Befragungen, dass
sich bei der Stellung des Verfahrens an t rags Y lediglich noch rund ein Dut-
zend Personen im Foyer befanden, welche es offenbar trotz eindringlichen
Aufforderungen des Bezirksammanns zum Teil vorzogen, den Verhand-
lungen vom Foyer aus zu folgen, anstatt im Saal Piatz zu nehmen.

Zusammenfassend ergibt sich, dass auch dann, wenn es zutreffen sollte,
dass vereinzelte Personen angesichts des grossen Andrangs die Versainm-
lung bei Beginn wieder verliessen, es doch Sitz- oder mindestens Steh-
platze für afle im Saal gehabt hätte und dass niemand aus Ptatzgriinden
von der Teiinahme an der Versammlung ausgeschlossen wurde. Wie das
Verwaltungsgericht schon früher festgehalten hatte, besteht kein An-
Spruch auf einen Sitzplatz an derartigen Versammlungen, weshalb auch
der Umstand, dass allenfalls eine Anzahl von Bürgern stehen müssen, kei-
nen Kassationsgrund darstellt (vg). VGE 510/80 v. 29.8.1980, Prot. S. 657).

b) Am Schluss seiner Eröffnungs warte stellte der Bezlrksammann die
Anfrage, ob die Reihenfolge der Traktanden genehm sei. Daraufhin stell-
te der Stimmberechtigte Y den Verfahren sa n trag, es sei das Traktandum
7 (Budget 1993/Steuerfuss 1993) vorzuziehen und unmittelbar nach dem
Traktandum l (Abnahme der Jahresrechnung 1992) zu behandeln. Der
Bezirksammann brachte sodann den Antrag des Bezirksrates betr. Ge-
schäfts reihen folge ins erste Mehr. Er forderte die Bürger auf, die Hand
bei dieser und den noch folgenden Abstimmungen recht lange oben zu
halten, weil es nicht einfach sei, das Mehr richtig zu erfassen. Daraufhin
intervenierte der Landschreiber, weil es noch Leute im Foyer habe. Es
wurde sodann auf verschiedene freie Plätze im Saal hingewiesen und die
Dutzend Personen im Foyer wurden aufgefordert, in den Saal zu kom-
men. Der Bezirksammann erklärte, man wolle einen ganz klaren und voll-
ständigen Überblick haben und «schliessli und ändii chönnted au 12
sZüngH a de Waag si». Offenbar kamen nicht alle dieser Aufforderung
nach, worauf der Bezirksammann sagte, er könne die Leute nur auffor-
dem in den Saal zu kommen und habe damit seine Pflicht getan. Die
«Handmeldungen draussen» (gemeint Stimmabgaben im Foyer) könnten
nicht berücksichtigt werden. Daraufhin wurde der Antrag Y ins zweite
Mehr gegeben und durch den Bezirksaminann festgestellt, dass der An-
trag Y ganz klar obsiegt habe,

Bei der offenen Abstimmung in grossen Gemeindeversammlungen
wird das Mehr bei den ersten beiden Abstimmungen abgeschätzt. Dabei
soll jeder Stimmenzahler den gesamten Abstimmungskörper, nicht bloss
ein Segment, überblicken können. Aufgabe des Versammlungsleiters ist
es, unter anderem dafür zu sorgen und die erforderlichen Anweisungen zu
erteilen, damit die Stimmenzähler alle Stimmberechtigten Überblicken
können (vgl. EGV-SZ 1983 S. 28ff. E. 7). Wenn der Bezirksammann des-
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halb die Leute im Foyer aufforderte, in den Saal zu kommen und festleg-
te, dass die im Foyer bleibenden bei den Abstimmungen unberücksichtigt
blieben, so ist dies nicht zu beanstanden. Anders verhielte es sich nur,
wenn keine Möglichkeit mehr bestanden hätte, in den Saal zu kommen.
Dies ist jedoch, wie sich aus den Akten und dem Beweisergebnis klar er-
gibt, vorliegend nicht der Fall gewesen. Im übrigen hätte bei noch grösse-
rem Andrang, die Möglichkeit bestanden, die Schiebewand zu entfernen
und einen Teil des Foyers miteinzubeziehen.

Die Mitteilung des Bezirksammanns, wonach die nicht im Saal Befind"
lichen bei den Abstimmungen unberücksichtigt blieben, wurde ca. 20 Mi-
nuten nach Beginn der Versammlung gemacht. Die Bf. bringen vor, die
später eingetroffenen Stimmbürger hätten gar nicht wissen können, dass
eine Abschätzung oder Auszählung der Stimmen nur im Saal erfolgen
würde, da vor den einzelnen Abstimmungen nicht mehr auf diesen Um-
stand hingewiesen worden sei. In der Vernehmfassung wird zu Recht gel-
tend gemacht, es sei dem Versammlungsleiter nicht zuzumuten, für jeden
zu spät Kommenden nochmals alle verfahrensleitenden Hinweise zu wie-
derholen. Dies gilt um so mehr, wenn bei einer Traktandenliste mit 7 Ge-
schaften fast vier Stunden nach Versammlungsbeginn erst zur Abstim-
mung zum zweiten Geschäft geschritten werden kann. Wer zu spät an eine
Gemeindeversammlung erscheint, hat sich deshalb das, was bereits gesagt
worden ist, anrechnen zu lassen.

(VGE 569/93 vom 27. Mai 1993).

21
Gemeinderecht

Abändemngsantrag (§ 26 Abs. 4 GOG), Ziüässigkeit.

Aus dem Sachverhalt:

Der Bezirksrat March unterbreitete den Stimmberechtigten folgenden
Antrag:

«Die Landsgemeinde beschUesst einen Projektierungskredit von Fr.
55000.- für die Planung der Erweiterung der MPS (Anm: Mittelpunkt-
schule) Siebnen um 10 Klassenzimmer.»

Anlässlich der Landsgemeinde vom 5. Mai 1993 stellte ein Stimmbe-
rechtigter den Abänderungsantrag, es sei über einen Projektkredit von Fr.
400000.- für den Bau einer Mittelpunktschule im Gutenbrunnen, Schü-
belbach, zu beschliessen. Als aus der Versammlungsmitte der Einwand
kam, Fr. 400000.- würden hiefür nicht ausreichen, erklärte sich der An-

tragstelter bereit, den Kreditbetrag um Fr. 100000- auf Fr. 500000.- zu
erhöhen. In der Abstimmung unterlag der bezirksrätliche Antrag dem
Abänderungsantrag. Gegen diesen Landsgemeindebeschluss erhoben 5
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Stimmberechtigte Kassationsbeschwerde, welche das Verwaltungsgericht
mit folgender Begründung abwies;

Ans den Erwägungen:

3. Über die der Urnenabstimmung unterstellten Sachgeschafte und In-
itiativbegehren ist vorher an der Gemeindeversammlung zu beraten (§ 12
Abs. l GOG). Anträge auf Ablehnung oder Nichteintreten sind unzuläs-
sig (§ 12 Abs. 2 GOG). Zulässig sind hingegen Anträge auf Rückweisung,
Verschiebung und Trennung des Geschäftes sowie Abänderungsantrage (§
12 Abs. 2 in Verbindung mit § 26 GOG).

a) Praxis und Lehre haben sich schon verschiedentlich mit der Zuläs-
sigkeit bzw. den Grenzen von Abänderungsanträgen auseinandergesetzt.

b) Die ehemalige Kassationsbehörde, die Vorgängerin des Verwal-
tungsgerichtes, hat entschieden, dass der Zusammenhang zwischen
Haupt- und Abänderungsantrag eng sein müsse und neue oder selbstän-
dige Anträge, die keinen oder nur einen losen Zusammenhang mit der
Vorlage aufweisen, die mehr als eine blasse Ergänzung oder Abänderung
eines Hauptantrages sind, nicht zulässig seien (VGE 621/85 vom
23.6.1986, S. 7 mit Verweisen).

c) Nach der einschlägigen Literatur dürfen an der Gemeindeversamm-
tung keine neuen oder selbständigen Anträge gestellt werden. Unzulässig
sind demnach auch Anträge, denen vergtichen mit der Vorlage eine an-
dere Zweckbestimmung zugrunde liegt oder mit denen ein völlig anderer
Weg zur Verwirklichung des mit der Vortage angestrebten Zweckes vor-
geschlagen wird (Dr. F. Huwyler, Die Beratungspßicht der Gemeindever"
Sammlung, EGV 1972, S. 119ff„ insbes. 124f.).

Bei der Abgrenzung von zulässigen und unzulässigen Abänderungsan-
trägen sind folgende Gesichtspunkte wegieitend; die Stimmberechtigten
haben Anspruch darauf, den Verhandlungsgegenstand in seinen wichtig-
sten Aspekten bereits vor der Versammlung zu kennen, um sich darauf
vorzubereiten und auch zu entscheiden, ob sie an der Versammlung teil-
nehmen wollen. Der Verhandlungsgegenstand darf deshalb in seiner we-
sentUchen Bedeutung, dazu gehören auch die finanziellen Auswirkungen,
nicht verändert werden. Das Geschäft muss trotz untergeordneter Modi-
fikationen im wesentlichen das gleiche bieiben. Die Versammlung muss in
der Lage sein, die Tragweite vorgeschlagener Änderungen zu Überblicken
und es muss zumutbar sein, zu einem Anderungsantrag ohne weitere Prü-

fung Stellung zu nehmen. Als Faustregel darf gelten, dass Streichungen
von Teilen einer Vorlage grundsätzlich als Änderung beantragt werden
dürfen, wenn dadurch nicht der Rest der Vortage für sich allein eine völ-
lig andere Bedeutung erhält, wogegen Erweiterungen und Ergänzungen
eher zurückhaltend zu beurteilen sind (H.R. Thalmann, Kommentar zum

Zürcher Gemeindegesetz, 1988, S. 149f.).
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d) Der Antrag des Bezirksrates und der Abänderungsantrag von X un-
terscheiden sich in nachfolgenden Punkten:

Der Bezirksrat plant die Erweiterung einer bestehenden MPS während-
dem der Abänderungsantrag den Neubau einer MPS anstrebt;
- der Bezirksrat wünscht, dass der zusätzliche Raumbedarf in Siebnen
abgedeckt wird, währenddem der Abänderungsantrag diesen Raumbedarf
in einer neuen MPS in Sckübelbach-Buttikon abdecken will;

der bezirksrätliche Vorschlag rechnet mit Projektierungskosten von Fr.
5500Ö-, währenddem der Abänderungsantrag Projektierungskosten von
Fr. 500000.- annimmt;

die vom Bezirksrat vorgesehene Erweiterung der MPS Siebnen würde
ca. 5 Mio. kosten, während die Verwirklichung einer MPS in Schübelbach-
Buttikon ca. 20 Mio. Kosten verursachen würde;
- die bezirksrätliche Vorlage will lediglich eine Erweiterung der MPS um
10 Klassenvmmer, während der Neubau einer MPS Schübelbach auf mehr
als 10 Klassenzimmer ausgerichtet wäre.

e) Der bezirksrätliche Antrag und der Abänderungsantrag stimmen in
folgenden Punkten überein:
- bei beiden Anträgen handelt es sich um Projekt ierungskredite;

beide Anträge bezwecken den in den nächsten Jahren erforderlichen
Schulraum für die Oberstufe bereitzustellen.

f) Zusammenfassend gilt es somit festzuhalten, dass die beiden Anträ-
ge zwar den gleichen Zweck verfolgen, nämlich die Bereitstellung von
Schulraum, dass sie sich jedoch in der Verwirklichung dieses Zweckes er-
heblich voneinander unterscheiden (Standort, finanzielle Auswirkungen).
Nach der zitierten Literatur wäre demnach der Abänderungsantrag un-
zulässig, da ein anderer Weg zur Verwirklichung des mit der Vorlage des
Bezirksrates angestrebten Zweckes vorgeschlagen wird bzw. es sich um ei-
ne insbesondere in finanzieller Hinsicht wesentliche Erweiterung der be-
zirksrätlichen Vorlage handelt.

4. Für den Ausgang des Verfahrens sind jedoch im weitem folgende be-
sondere Umstände zu beachten:

a) Sowohl der Bezirksrat als auch die Stimmberechtigten mussten auf-
grund der Vorgeschichte damit rechnen, dass der beantragte Projektie-
rungskredit von Fr. 55000.- für die Erweiterung der MPS Siebnen um-
stritten sein würde. Wie vorne ausgeführt, ist das streitige Sachgeschaft
auf den Streichungsbeschluss der Bezirksgemeinde vom 27.11.1992
zurückzuführen. Die Streichung des Projektierungskredites von Fr.
55000.-" wurde damit begründet, dass der Neubau einer MPS in der Ober-
march einer Erweiterung der bestehenden MPS Siebnen vorzuziehen sei
und der Streichungsantrag war mit dem rechtlich unverbindltchen Auftrag
an den Bezirksrat verbunden, der Landsgemeinde Mai 1993 ein Sachge-
schaft für die Projektierung einer MPS Obermarch zu unterbreiten.
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b) Der Bezirksrat hat denn auch in seiner Botschaft zu Traktandum 2
der Landsgemeinde vom 2.5.1993 ausführlich die Vor- und Nachteile ei-
ner Erweiterung der MPS Siebnen bzw. des Neubaus einer MPS Ober-
march dargelegt. Insbesondere sind die unterschiedlichen finanziellen
Auswirkungen sowohl bezüglich Projektierung als auch Bau offen gelegt.

c) Der Bezirksrat hat die Frage des Neubaus einer MPS Obermarch
umfassend und gründlich abgeklärt, nämlich sowohl die Möglichkeit des
Landerwerbs als auch die Projektierungs- und Baukosten. Für die Pro-

jektierung einer MPS Obermarch wurde ein Finanzbedarf von Fr.
500000.- errechnet und die Baukosten auf 22 Mio. Franken geschätzt.

Aufgrund seiner eigenen Abkiärungen war der Bezirksrat deshalb be-
stens in der Lage, unmittelbar an der Landsgemeinde zum Abanderungs-
antrag von X Stellung zu nehmen, Dass der Bezirksrat auf den Abande-

rungsantrag vorbereitet war, ergibt sich auch aus dem Votum des
Säckelmeisters, der die unterschiedlichen Auswirkungen der beiden An-
träge auf den FinanzhaushaU des Bezirks March dariegte.

d) Es kann aber auch nicht behauptet werden, das Stimmrecht der
Stimmberechtigten sei durch den Abänderungsantrag verletzt worden,
weil sie nicht mit einer derart erhebiichen Abänderung hätten rechnen
müssen und deshalb an der Versammlung gar nicht teilgenommen hätten
bzw. sie sich kein begründetes Urteil über diesen Abänderungsantrag hat-
ten bilden können.

Die Sfimmberechtigten wussten, dass der bezirksrätliche Antrag um-
stritten war, da trotz Streichung des Projektierungskredites im Budget
1993 wiederum ein Antrag auf Erweiterung der MPS Siebnen vorgelegt
wurde. Es war deshalb zu erwarten, dass die an der Budgetgemeinde Ob-
siegenden dem bezirksrätlichen Antrag vom 2.5.1993 wiederum opponie-
ren würden. Eine Verletzung des Stimmrechts wäre zu bejahen, wenn der
Abänderungsantrag völlig unvorhergesehen eingereicht worden wäre. Die
Stimmberechtigten konnten sich denn auch aufgrund der Ausführungen in
der Botschaft ein begründetes Urteil über die beiden Varianten machen.
Die Behauptung der Beschwerdeführer, die Stimmberechtigten hatten
sich auf einen alifälligen Antrag für die Projektierung einer MPS Ober-
mareh nicht vorbereiten können, trifft deshalb nicht zu,

5. Bei der Beurteilung der Zulässigkeit des Abänderungsantrages sind
weitere Gesichtspunkte zu beachten:

a) Nach geltendem Recht hat die Gemeindeversammtung über die der
Urnenabstimmung unterstellten Sachgeschafte vorgängig zu beraten.

Würden Abänderimgsanträge nur noch äusserst resfriktiv zugelassen,
so würde dies zu einer unerwünschten Rückstufung der Gemeindever-
Sammlung führen.

b) Wird eine Vorlage des Gemeinäerates durch die Vorberatung derart
in wesentlichen Teilen abgeändert, dass der damit angestrebte Zweck of-
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fensichtlich nicht mehr verwirklicht werden kann, so kann der Gemein-
derat seinen Antrag zurückziehen und von einer Weiterleitung des Ge-
Schaftes an die Urnenabstimmung absehen (§ 12 Abs. 4 GOG). Diese Be-
Stimmung wäre überflüssig, wenn Abänderungsanträge, wie dies die
Beschwerdeführer wünschen, nur in engem Rahmen möglich wären.

Zudem belegt das bezirksrätliche Verhalten, dass seiner Auffassung
nach der gemeinsame Zweck, nämlich die Bereitstellung des nötigen
Schulraumes, auch mit dem Abänderungsantrag erreicht werden kann.
Folgerichtig hat er bis anhin auf einen Rückzug der Vorlage verzichtet.
Unterstrichen wird die bezirksrätliche Haltung durch den Antrag auf Ab-
Weisung der Beschwerde.

6. In Berücksichtigung aller massgebenden Punkte gelangt das Verwal-
tungsgericht zur Auffassung, dass der Abänderungsantrag zulässig war
und die Beschwerde deshalb abzuweisen ist.
(VGE 572/93 vom 31. August 1993).

22
Gemeinderecht

- Verletzt die Festsefzung des kommunaien Kostenanteils flir eine Grober-
schliessungsstrasse im Rahmen einer Strassenkreditvorlage (§ 26 Stras-
senverordmmg, nGS 410) statt im Rahmen der ErschUessungsplammg (§
44 Abs. 2 PBG) das Stimmrecht?

Aus den Erwägungen:

5. Hauptstreitpunkt der Kassationsbeschwerde ist die Kostenbeteili-
gung des Bezirks mit 10%.

a) Der Bezirk geht zunächst gestützt auf die kantonale Strassenbauver-
Ordnung (StraV, nGS IV 410) vor, indem er sinngemäss die Grober-
schliessungsstrasse als kommunale Nebenstrasse (§ 9 StraV) öffentlich
auflegte (§ 28) und danach den Stimmberechtigten den Strassenneubau
und den erforderlichen Kredit unterbreitete (§ 17, § 26 Abs. 2 StraV).
Hinsichtlich der Kostendeckung sieht die Strassenverordnung vor, dass
die Gemeinden die Erstellung und den Ausbau ihrer Strassen auf eigene
Kosten finanzieren «soweit sie nicht durch Beiträge des Bundes, des Kan-
tons oder Dritte gedeckt werden». Zwischenzeitlich hat der Kantonsrat in
Nachachtung von Art. 6 des Wohnbau- und Eigentumsförderungsgesetzes
(WEG) und Art. 19 Abs. 2 RPG sowie der §§ 44f. PBG die Verordnung
über die Grundeigentümerbeiträge an Verkehrsanlagen vom 7. Februar
1990 erlassen (nGS 493c). Die dort getroffene Kostendeckungsregelung,
welche in das Erschliessungsplanverfahren eingebettet ist (§ 44 Abs. 2
PBG), transferiert der Bezirk nun sinngemäss in das Verfahren gemäss
Strassenbauverordnung. Vom Ergebnis her ist dieses Vorgehen nicht zu
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beanslanden, es wurde bereits auch in einer anderen schwyzerischen Ge-

meinde mit Erfolg angewandt. Problematischer erscheint der gewählte
kombinierte Weg im Lichte von § 44 Abs. 2 zweiter Satz, der bestimmt,
dass der Kostenanteil der Gemeinde im Erschliessungspfan festgelegt
wird oder dann in einem Reglement bestimmt wird, wie sich ihr Kosten-
anteil bemisst. Der Beschwerdeführer bemängelt dieses Vorgehen nicht.
Zu erwähnen ist an dieser Stelle dennoch was folgt: Bei restriktiver Aus-
legung von § 44 Abs. 2 zweiter Satz PBG könnte man zwar folgern, dass
Strassenerschliessungsbeiträge nur im Rahmen eines Erschllessungsplan-

Verfahrens zu erheben sind. Sollte dies die Absicht des Gesetzgebers ge-
wesen sein, dann muss man sich aber fragen, weshalb das Verfahren
gemäss Strassenbauverordnung für die Erstellung von Groberschiies-
sungsstrassen (Nebenstrassen) nicht aufgehoben wurde. Denn es macht
wenig Sinn, das Verfahren nach Strassenbauverordnung grundsätzlich
weiterhin zuzugestehen, gleichzeitig aber - abweichend von den im WEG,
RPG und PBG aufgestellten Grundsätzen - die Erhebung von Strassen-
erschliessungsbeiträgen zu untersagen. Es macht den Anschein, dass bei
der Legiferierung des Planungs- und Baugesetzes eine sachgerechte Koor-
dination mit der Strassenbauverorcinung versäumt wurde. Zieht man in

Betracht, dass die Erschliessungsplanungen, in denen u.a. die Kostenan-
teile der Gemeinwesen für die einzelnen Verkehrsanlagen festgelegt wer-
den, praktisch in sämtlichen Gemeinden zeitlich stark in Verzug sind, so
kann man sich leicht vorstellen, dass ein Abwarten auf rechtskräftige Er-
schliessungsplanungen für viele rechtskräftige Bauzonen eine faktische
Bausperre über eine längere Zeitperiode bedeuten würde. Dies wiederum
würde Sinn und Zweck von Bauzonen, die in teils langwierigen Zonen-

planrevisionsverfahren zustande gekommen sind, in Frage stellen. Einer
Rechtsauslegung, welche ein kombiniertes Vorgehen nach Strassenbau-
Verordnung einerseits und PIanungs- und Baugesetz bzw. Grundeigentü-

merbeitragsverordnung anderseits als zulässig erachtet, muss einstweilen
(aber wohl nicht beliebig lang) gegenüber einer restriktiven Rechtsan-
wendung der Vorzug gegeben werden. Zwischenzeitlich haben die Ge"
meinden die ErschUessungsplanung mit gebührender Zielstrebigkeit wei-
terzuführen und abzuschhessen. Allenfalls hat der Kanton zusätzlich bei
der anstehenden Revison der Sfrassenbauverordnung die mangelnde
Koordination mit dem PBG auszumerzen. Das so skizzierte Vorgehen iäs-
st sich um so eher rechtfertigen, als gemäss § 44 Abs. 2 PBG die Bemes-
sungsgrundsätze für die Kostenanteile der Gemeinwesen auch in einem
Reglement bestimmt werden können, d.h. mit anderen Worten, dass ge-
nerelt-abstrakte Regelungen, welche im Einzelfall nicht zu demokratisch
besser legitimierten Lösungen führen, als dies bei konkreten Festlegungen
im Rahmen eines Kreditbeschlusses der Fall ist, zu genügen vermögen (es
ist anzunehmen, dass im RegelfaH reglementarische Bestimmungen auf
das konkrete Strassennetz Bezug nehmen, andernfalls der Nutzen solcher

Regelungen fragwürdig erschiene). Ein solches, Jedoch sehr rudimentäres
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und vom Kanton statt von der Gemeinde erlassenes Reglement ist im
übrigen in § 3 Abs. 2 der Grundeigentümerbeitragsverordnung zu er-
blicken, wo der Rahmen der Kostenbeteiligungen abgesteckt wird.
(VGE 667/92 vom 24. März 1993).

Anmerkung: Das Bundesgericht wies mit Urteil vom 29, November 1993 eine gegen die*
sen Verwaitungsgerichtsentscheid (VGE 667/92) erhobene staatsrechtliche Beschwerde
ab, soweit es darauf eingetreten ist. In der Begründung führte es u.a. aus (Erw. 3c in fi-
ne):

«Was der Beschwerdeführer dagegen im Lichte des verfassungsrecht-
lich geschützten Stimmrechts einwendet, vermag nicht durchzuschlagen.
Die Auslegung von § 44 Abs. 2 PBG durch das Verwaltungsgericht er-
leichtert unter den gegebenen Umständen dem Bezirk, seiner durch das
Bundesrecht (Art. 19 RPG) und das kantonale Recht (§§ 38ff., insbes. §§
44 und 45 PBG) auferlegten Erschtiessungspflicht für die seit 1982 rechts-
kräftig ausgeschiedene Industriezone ... doch noch einigermassen zeitge-
recht nachzukommen. Gleichzeitig wahrt sie - wenn auch nicht mit den
Instrumenten von § 44 Abs. 2 PBG, so doch dem wesentlichen Gehalt der
Norm entsprechend ~- die Zuständigkeitsordnung zur Pestsetzung des vom

Bezirk zu tragenden Kostenanteils. Dieser ist durch einen demokratisch
legitimierten Beschluss (Bezirksgemeindeversammlung mit nachfolgender
Urnenabstimmung) und nicht etwa durch ein Exekutivorgan festgelegt
worden. Auch ein Erschliessungsp!an oder ein Kostenbeitragsreglement
müsste von den Stimmbürgern beschlossen werden. Insoweit ist dem Be-

schwerdeführer nicht der Entscheid des Souveräns vorenthalten worden.
Zudem fällt hier in Betracht, dass die Industriezone ... ein vom übrigen
Siedlungsteil etwas abgesetztes, in sich abgeschlossenes Gebiet darstellt
und bloss eine einzige Groberschtiessungsstrasse - ... - benötigt. Solches

ruft nicht zuallererst nach Vergleichen mit ändern (meist komplizierteren)
Erschliessungssituationen, sondern vorab nach einzelfallgerechter Be-
handlung. Bei dieser Sachlage erweist sich die verwaltungsgerichtliche
Auslegung von § 44 Abs. 2 PBG jedenfalls für die vorliegende Streitsache
im Ergebnis noch als haltbar und daher nicht als willkürlich .... Anders
als der Beschwerdeführer meint, liegt in dem vom Verwaltungsgericht ge-
schützten Vorgehen für den Kostenbeitrag des Bezirks demnach eine hin-
reichende Rechtsgrundlage. Es kann auch nicht gesagt werden, der Be-
schwerdeführer werde damit in seinem Stimmrecht verletzt.»
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23
Finanzausgleich

- Indirekter Fmamausgieich (§§ 3ff. FAG, nGS 137).
-- Prüfungs- und Aufsichtskompetenz. des Regiemngsrates (Erw. 2).

Fmanzausgleichsmitfel gemass §§ 5 und 6 FAG sind keine Mittel,
welche im Sinne von § 7 Abs. l lit. g und § 78 Abs. l GOG durch
den Voranschläg der Gemeinde fmanzierl werden. Der Steuerbedarf
für neue, ungebunäene Ausgaben ist kern ausgewiesener Steuerbe-

dar f im Sinne der §§ 5, 6 FAG. (Erw. 3a, b/aa-äd).
Abgrenzung zwischen Beiträgen gemäss § 4 FAG und §§ 5, 6 FAG
(Erw. 3b/ff).

-- Konkrete Handhabung der Pmfwigs- und Aufslchtskompetenz

(Erw. 3b/ee, 4).
Zusammenfassimg (Erw. 5),

Ans dem Sachverhalt:

Der Gemeinderat X ersuchte den Regierungsrat, den Fehlbetrag des
Voranschtages 1993 durch Zusicherung eines Zuschlages zum Beitrag an
die Lehrerbesoldung gemäss § 5 des Gesetzes über den Hnanzausgleich
(FAG, nGS 137), Stufe 2, im Umfang von Fr. 1635000- und eines Bei-
träges an die Amortisationslasten gemäss § 6 FAG im Betrage von Fr.
1778115- auszugieichen. Der Regierungsrat nahm bei der Beitragszusi-
cherung für die Amoriisationslasten einen Abzug von Fr. 115CX)0.-~ (Disp.-
Ziff. 2) vor mit der Begründung, neue Ausgaben seien über den Budget-
weg nur zulässig, wenn sie durch den Voranschlag eines Jahres
finanzierbar seien. Der budgetierte Videofilm über die Gemeinde (Fr.
50000.-) sowie der Beitrag an die Innenrenovation der Pfarrkirche (Fr.
65000.-") seien keine gebundene Ausgaben. Der Kanton könne keine

Deckungszusage aus Mitteln des Finanzausgteiches erteilen. Des weiteren
auferlegte der Regierungsrat der Gemeinde im Zusammenhang mit den
budgetierten Ausgaben für das Strassenwesen die Pflicht, einzelfallweise
die Gebundenheit der budgetierten Ausgaben nachzuweisen (Disp.-Ziff.
3), Die Gemeinde X erhob gegen diesen regierungsrätlichen Beschluss
Beschwerde beim Verwaltungsgericht.

Aus den Erwägungen:

2. a) Die Bf argumentiert, das FAG sei als reines Bedarfsausgleichssy-
stem konzipiert, indem die vom Kanton geschuldeten Ausgleichszahlun-
gen einzig am Steuerbedarf (Steuerfuss) anknüpften. Um die negativen
Konsequenzen des blossen Abstellens auf den Steuerfuss zu vermeiden,
müsse finanzpolitisch ein erheblicher Eingriff in die Gemeindeautonomie
verlangt werden. Solche Kontrollmassnahmen seien fiir den Kanton
Schwyz indessen bis anhin vom Gesetzgeber bewusst nicht legiferiert wor-
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den. Der einzige gesetzlich vorgesehene und damit zulässige Kontrollme-
chanismus bestehe darin, dass die Gemeinden, welche Leistungen des (er-
höhten) indirekten Finanzausgleichs beanspruchen wollten, dem zuständi-
gen Departement ihre Voranschläge und Rechnungen zur Prüfung ein-
zureichen hätten. Diese Pflicht erlaube aber dem Regierungsrat keine ma-
teriellen Eingriffe. Das FAG gebe keine gesetzliche Grundlage dafür, dass
der Kanton Abzüge in der vorliegend vorgenommenen Form machen
könne.

b) Gemeinden, die Leistungen des indirekten Finanzausgleichs nach
den §§ 5 (Zuschlag zum Beitrag an die Lehrerbesoldung) und 6 (Beiträ-
ge an die Amortisationslasten) FAG beanspruchen, haben dem zuständi-
gen Departement vor der Beschlussfassung durch die Gemeindever-
Sammlung ihre Voranschläge und Rechnungen zur Prüfung einzureichen.
Für die Zusicherung der Leistungen gemäss den §§ 5 und 6 FAG ist der
Regierungsrat zuständig, wobei die Zusicherung mit der Auflage erfolgt,
dass der erforderliche Steuerfuss festgesetzt wird (vgl. § 17 FAG). Der
Regierungsrat macht geltend, Gegenstand der Prüfung von Rechnung und
Voranschlag derjenigen Gemeinden, die Finanzausgleichsbeiträge gemäss
den §§ 5 und 6 beanspruchten, bildeten insbesondere die zwei Fragen:

- Respektiert die Gemeinde die Vorschriften des GOG, namentlich die
Zuständigkeits- (§ 7 GOG) und die Verfahrensbesfimmungen (§ 78
Abs. l GOG)?
Wendet die Gemeinde die Verursacherfinanzierung an, wo sie kan-
tonal- (z.B. § 75 GOG) oder kommunalrechtlich (z.B. im Kehrichtre-
glement) vorgesehen ist?

Eine Gemeinde, die Leistungen des verstärkten indirekten Finanzaus-
gleichs beziehe, sei in ihrer Finanzautonomie zwar nicht eingeschränkt; sie
müsse es sich aber gefallen lassen, dass ihre Rechnungen und Voran-
schlage intensiver geprüft würden, als es bei ändern Gemeinden nach § 93
GOG der Fall sei.

c) Aufsicht und Prüfung besagen mehr als blosses hinsehen, beobach-
ten und feststellen. Vielmehr sind bei Abweichungen die Gemeinden zu
beeinflussen und nötigenfalls ist das rechtmassige Verhalten zu erzwingen
(Pfisterer, Die verfasssungsrechtliche Stellung der aargauischen Gemein-
den bei der Erfüllung der öffentlichen Aufgaben, S. 288 mit Hinweis auf
Z. Giacometti, Das Staatsrecht der schweizerischen Kantone, 1941, S. 87).
Besonders das finanzielle Gebaren der autonomen Gebietskörperschaften
darf dem Kanton nicht gleichgültig sein, hängt doch die Fähigkeit der Ge-
meinden und Bezirke zur Erfüllung ihrer Aufgaben von einem gesunden
Finanzwesen ab (Kennet, Die Autonomie der Gemeinden und Bezirke im
Kanton Schwyz, S. 306; Geiger Willi, Die Gemeinde autonomie und ihr
Schutz nach schweizerischem Recht, Diss. 1950, S. 50). Bei Gemeinde-
haushalten, die gemäss den §§ 5 und 6 in beträchtlichem Masse durch kan-
tonale Gelder finanziert werden, besteht ein erhöhtes Interesse des Kan-
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tons daran, dass diese gesetzmassig und sparsam beansprucht und ver-
wendet werden. Dies sind zuerst einmal Forderungen, welche de lege fe-
renda an ein Finanzhaushaltungsgesetz zu stellen sind. Damit sie auch
durchgesetzt werden können, bedarf es wie überall beim staatlichen Han-
dein einer Rechtsgrundlage. Es ist aber zu eng, wenn man die Rechts-

gruncilage für das aufsichtsrechtliche Handeln auf das FAG beschränkt.
Vielmehr sind namentlich die einschlägigen Bestimmungen des Gemein-
deorganisationsgesetzes (GOG) und der Kantonsverfassung (KV) mitzu-
berücksichtigen. Zu beachten ist auch, dass die Rechtsgrundlagen für das
staatliche Aufsichtshandeln geringeren Besfimmtheitsanforderungen zu
genügen haben, wenn sich der Aufsichtsakt ausschliesslich an eine Ge-
meinde richtet, als wenn sich der Aufsichtsakt neben der Gemeinde auch
an Private richtet (Pfisterer, a.a.0, S. 286). Wenn die Vorinstanz ausführt,
die Gemeinden, die Leistungen des verstärkten indirekten Finanzaus-
gteichs bezögen, hätten sich eine intensivere Prüfung und allenfalls eher
ein Einschreiten gefallen zu lassen, als dies gemäss der Prüfung nach § 93
GOG der Fall ist, so ist dieser Auffassung beizupflichten. Wenn der Re-
gierungsrat bei Gemeinden, die Beiträge nach den §§ 5 und 6 FAG bean-
Sprüchen, eine Überprüfung vornimmt, wie er sie in der Vernehmlassung
skizziert hat (Vernehmlassung S. 7; vgl. auch die Wiedergabe in Erw. 2b
vorstehend, Bericht Projektgruppe Finanzausgleich, Ziff. 2,3), so ist hiefür
im Zusammenspiel der Bestimmungen der Kantonsverfassung (§ 53), des
GOG (§ 88) und des FAG (§§ 15 und 17) die Rechtsgrundlage gegeben.

3. Als weiteres stellt sich die Frage, ob die Bf das GOG verletzt bat,
wenn sie unter der Rubrik 35 (Kultur - Erholung - Sport) eine Ausgabe
von Fr. 50000- für die Erstellung eines Videofilmes (Pos. 027.01, S. 25)
und unter der Position 040,09 einen Beitrag an die Innenrenovation der
röm.-kath. Kirche ..., l. Teilzahlung von Fr, 65000.", eingesetzt hat. Un-

bestritten ist, dass es sich bei diesen geplanten Ausgaben um ungebunde-
ne Ausgaben handelt, zu deren Betätigung die Gemeinde durch keinen
Rechtssalz verpflichtet ist.

a) Ins Leere geht die Argumentation der Bf, das FAG enthalte keine
gesetzliche Grundlage dafür, dass der Kanton diese Abstriche im Budget
vornehmen dürfe; die Gemeinde dürfe nach wie vor darüber befinden,
welche Ausgaben sie tätigen wolle. Wie die Vorinstanz vernehmtassend
richtig darlegt, wurde mit Disp.-Ziff. 2 der vorinstanzlichen Verfügung der
Gemeinde nicht die Ausgabenkompetenz abgesprochen, sondern es wur-
de der eingeschlagene Weg - via Budget statt via separatem Kreditbe-
schluss - als unzulässig betrachtet. Dass de facto damit die Ausgaben im
Rechnungsjahr 1993 entfallen, ist lediglich akzidentielt und hängt u.a.
auch damit zusammen, dass die Gemeinde X immer noch dem Anachro-

nismus huldigt, das Budget erst tief im neuen Rechnungsjahr zu verab-
schieden.
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b) Handelt es sich bei den beiden Ausgabenpositionen von Fr. 115000.-
um neue und ungebundene Ausgaben, so dürfen sie nach den §§ 7 lit. g
und 78 Abs. l GOG nur dann über den Voranschiag getätigt werden,
wenn sie durch den Voranschlag eines Jahres, vorliegend also durch den
Voranschlag 1993, auch finanziert werden können.

Die Bf rechnet in ihrem gedruckten Voranschlag 1993 mit einer
Deckungstücke von Fr. 3413115.-, die durch Leistungen des verstärkten
indirekten Finanzausgleichs geschlossen werden soll. Der Regierungsrat
argumentiert, es könne also keine Rede davon sein, die umstrittenen Aus-
gaben könnten durch den Voranschlag der Gemeinde gedeckt werden.
Vielmehr würden zur Deckung u.a. dieser Ausgaben Leistungen des ver-
stärkten indirekten Finanzausgleichs nach den §§ 5 und 6 FAG bean-
sprucht. Leistungen nach den §§ 5 und 6 FAG seien nicht durch den Vor-
anschlag finanziert. Demgegenüber vertritt die Bf die Meinung, die Lei-
stungen des verstärkten Finanzausgleiches seien normaler, im Voran-

schlag eingesetzter, Ertrag und somit könnten diese Mittel beansprucht
und eingesetzt werden, um neue Ausgaben «über den Voranschlag» direkt
abzudecken.

Für die Beurteilung der Streitfrage sind insbesondere folgende Uberle-
gungen von Bedeutung:

aa) Gemeinden, die zum Ausgleich ihrer Rechnung Leistungen des ver-
stärkten indirekten Finanzausgleichs benötigen, könnten neue Ausgaben
bis zu den durch die §§ 5 und 6 kumuliert gegebenen Limiten über das
Budget tätigen, ohne Aktivierung und Abschreibungsbelastung für die
Folgejahre, während neue Ausgaben zu gleichem Zweck und in gleicher
Höhe in Gemeinden, die keine Beiträge nach den §§ 5 und 6 FAG bean-
Sprüchen, über separate Kreditbeschlüsse (mit Zins- und Abschreibungs-
folgen) getätigt werden müssten. Während die Konzeption nach GOG der
finanziell starken und gesunden Gemeinde einen höheren Budgetspiel-
räum einräumen wollte, würde bei dem Vorgehen gemass der Bf dieser

Sinn des GOG ins Gegenteil verkehrt, wobei sich erst noch eine rechts-
ungleiche Bevorzugung der Bezügerin von Leistungen nach den §§ 5 und
6 FAG ergäbe, indem diese für Investitionsgüter Einmalabschreibungen
vornehmen könnte, während die nicht vom Regime der §§ 5 und 6 FAG
profitierenden Gemeinden ihre über Kreditbeschlüsse getätigten Investi-
tionen nicht nur im wesentlichen selber bezahlen, sondern -je nach Wahl
des Tilgungssatzes - über einen Zeitraum von bis zu 50 Jahren verzinsen
und abschreiben müssen (vgl. § 78 GOG). Diese Bevorzugung der Ge-
meinden, welche Mittel nach den §§ 5 und 6 FAG beziehen gegenüber
den Gemeinden, welche lediglich Beiträge nach § 4 FAG beziehen einer-
seits sowie auch gegenüber den Gemeinden im direkten Finanzausgleich
anderseits (vgl. § 16 FAG), lässt sich sachlich weder begründen, noch
rechtfertigen.
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bb) Die Gemeinden sind gemäss § 67 Abs. i GOG in der Verwaltung
ihres Vermögens, in der Benutzung und Verwendung ihrer Mitlel sowie in
der Art der Erledigung öffentlicher Aufgaben innerhalb der Schranken
der Verfassung und der Gesetze selbständig. Mithin können die Gemein-
den keine Autonomie beanspruchen bezüglich derjenigen Mittel, die sie
über die §§ 5 und 6 FAG beanspruchen. Geht es somit nicht um Mittel
aus dem autonomen Wirkungsbereich der Gemeinden, so ist nichts dage-
gen einzuwenden, wenn sich die Prüfung der Aufsichtsbehörde auch dar-
auf erstreckt, dass diese Gemeinden nicht neue Investitionsausgaben über
das Budget beschtiessen und abbuchen.

cc) Voraussetzung, damit Mittel nach den §§ 5 und 6 FAG vom Kanton
bezogen werden können, ist ein ansgewiesener Steuerbeäarf. Ein Steuer-
bedarf, der beansprucht wird, um neue und ungebundene Ausgaben zu
tätigen, ist kein ansgewsesener Steuerbedarf, weshalb der Regierungsrat

die Kompetenz hat, solche Aufwendungen von der Finanzierung über die
§§ 5 und 6 auszunehmen.

dd) Die Bf macht geltend, der vom Regierungsrat vorgenommene Ein-
griff widerspreche auch der bisher geübten Praxis. Die Gemeinde X ha-
be, unter dem Regime des verstärkten indirekten Finanzausgleichs ste-
hend, in der Vergangenheit schon wiederholt neue Ausgaben auf dem
Budgetweg beschlossen, was unbeanstandet geblieben sei. Als Beispiel
wird angeführt, dass in den Voranschlägen 1991 und 1992 (recte 1992 und
1993) ein Beitrag von je Fr. 30000.- an die Renovation der evang. Kirche
... enthalten gewesen sei. Der Regierungsrat habe die Finanzausgleichs-

ieistungen hiefür ohne jegliche Einschränkung übernommen.
Praxisänderungen sind gerechtfertigt, wenn die Verwaltung die bisheri-

ge Praxis als unrichtig erkannt hat, sowie wenn sie eine Änderung wegen
veränderter Verhältnisse, gewandelter Rechtsanschauungen oder zuneh-

mender Missbräuche für zweckmassig halt (Rhinow/Krähenmann,
Schweiz. Verwaltungsrechtsprechung, Ergänzungsband, Nr. 72 mit Hin-
weisen). Wie die Vorinstanz, u.a. mit Hinweis auf die Auseinandersetzung
betr, «Projektierungskosten Feuerwehrlokal» darlegt, versucht die Bf of-
fenbar, die Grenzen des Systems auszutesten und auszureizen. Aus der
largeren Praxis in früheren Jahren vermag deshalb die Bf nichts zu ihren
Gunsten abzuleiten. Einer Praxisänderung im Sinne einer strengeren

Überprüfung des ausgewiesenen Finanzbedarfs steht deshalb nichts ent-
gegen. Dies gilt in besonderem Masse, wenn diese Praxisänderung ein-

hergeht mit gesamtwirtschaftlichen Rahmenbedingungen und Defiziten
der öffentlichen Hand, welche einen verstärkten Sparwillen und Ausga1
bendisziplin auf allen staatlichen Stufen erforderlich machen. Die Bf rügt
auch «Rechtsgleichheit». Mangels Substantiierung kann auf diesen Ein-
wand indessen nicht eingetreten werden.

ee) Sind Gemeinden, welche Mittel des verstärkten indirekten Finanz-
ausgleichs beziehen, gehalten, neue und ungebundene Ausgaben über
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Ausgabenkreditbeschiüsse zu beschliessen, so hätte dies, wie die Bf aus-
führt, bei stringenter Praxis zur Folge, dass die Gemeindeversammlung
über eine Vielzahl von Bagateltausgaben separate Kreditbeschlüsse fassen
müsste. Indessen kann dies weder die Meinung von § 78 GOG, noch der
Intention der Finanzaufsicht entsprechen. Vielmehr hat die Aufsichts-
behörde ein gewisses Ermessen, wann sie einschreiten will. Dieses Er-

messen, welches pflichtgemäss und rechtsgleich (namentlich im interkom-
munalen Vergleich) auszuüben ist, wird sich danach auszurichten haben,
dass zwischen Aufwand für die Durchführung einer Separatkreditbe-
schlussfassung und Ausgabengrösse ein vernünftiges Verhältnis gewahrt
bleibt. Ferner wird sich bei wiederkehrenden Ausgaben oder Ausgaben,
die in mehrere Jahrestranchen (Teilzahlungen) aufgeteilt werden, bei ge-
ringerer Höhe ein Separatbeschluss aufdrängen, als bei echten Einmal-
ausgaben. Die Bf selber geht unter Bezugnahme auf die Aargauer Praxis
(AGVE 1984, 629ff.) davon aus, dass eine Ausgabe von Fr. 50000.- als
namhaft zu qualifizieren sei. Von daher ist es Jedenfalls nicht zu bean-
standen, wenn die beiden Positionen Videofilm und Beitrag an die r.-k.
Kirche ... herausgestrichen und auf den Weg des separaten Kreditbe-
Schlusses verwiesen wurden, zumal es sich beim zweiten Betrag lediglich
um eine Tranche handelt.

ff) Die Bf führt aus, dass sämtliche 30 Gemeinden des Kantons ihre
Ausgaben nicht mit dem eigenen Steueraufkommen deckten, da sie zu-
mindest gemäss § 4 FAG Leistungen des Finanzausgleichs bezögen. Wer-
de der regierungsrätlichen Ansicht entsprochen, so könne keine Gemein-
de Ausgaben auf dem Budgetweg beschliessen. Bei dieser Argumentation
wird übersehen, dass die Beiträge nach § 4 FAG zweckgebundene Beiträ-
ge sind, während sich insbesondere die Beiträge nach § 6 FAG nicht nach
dem Aufwand richten, der bei einer bestimmten Gemeindeaufgabe an-
wächst, sondern sie richten sich allein nach dem gesamten Steuerbedarf.
Hinzu kommt, dass eben die Aufsicht und die Eingriffsmöglichkeiten der
Aufsichtsbehörde bei Gemeinden, die den verstärkten indirekten Finanz-
ausgleich beanspruchen, vom Gesetzgeber deutlich intensiver ausgestaltet
wurden, als bei Gemeinden, welche lediglich die ordentlichen Beiträge an
die Lehrerbesotdung gemäss § 4 FAG beziehen (vgl. § 15 FAG und § 93
GOG).

4. Im Rahmen des Strassenwesens stellte der Regierungsrat zutreffend
fest, dass gegenüber Voranschlag und Rechnung 1992 der Voranschlag
1993 ein sprunghaftes, sehr grosses Ausgabenwachstum vorsieht. Im De-
taii konnte nicht festgestellt werden, ob und inwieweit dieses Ausgaben-
Wachstum auf gebundene Mehrausgaben zurückzuführen ist und ob bzw.
wie weit Aufwendungen im grösseren Stil enthalten sind, welche neue
Ausgaben darstellen und deshalb im Verfahren nach den §§ 7 Abs. l lit. g
und 78 GOG zu finanzieren sind. Der Regierungsrat hat deshalb nicht
direkt Streichungen gegenüber dem Budget vorgenommen, sondern die
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Detailprüfung durch das zuständige Departement mit allfälliger anschlies-
sender Streichung sich vorbehalten. Mit der Beschwerde wird lediglich die
Aufhebung von Disp.-Ziff. 3 beantragt. Was die Frage der Zulässigkeit
von ungebundenen Ausgaben via Budget anbetrifft, kann auf das unter
den Erwägungen 2 und 3 Ausgeführte verwiesen werden. Die Bf. bestrei-

tet im übrigen nicht, dass die Vorinstanz zu Recht mutmasst, es seien beim
Strassenwesen neue ungebundene Ausgaben in erheblichem Ausmass
budgetiert worden.

5. Zusammenfassend ist festzuhalten,

~ dass dem Regierungsrat gegenüber dem Finanzgebaren von Gemein-

den, welche Finanzausgleichsbeitrage nach den §§ 5 und 6 FAG bean-
Sprüchen eine höhere Prüfungs- und Aufsichtskompetenz zusteht, als
gegenüber Gemeinden, welche lediglich Beiträge nach § 4 FAG bezie-
hen;

dass die Prüfung betr. Respektierung der GOG-Vorschriften und der
Vorschriften betr. Verursacherfinanzierung durch die Aufsichtsbehörde
zulässig ist;

" dass die Mittel, welche zur Uberbrückung von Finanzierungslücken
nach den §§ 5 und 6 FAG vom Kanton beansprucht werden, nicht zu
den Mitteln zählen, welche im Sinne von § 7 Abs, l lit. g und § 78 Abs.
l GOG durch den Voranschlag der Gemeinde finanziert werden;

dass die Ausgaben für den geplanten Videofitm (Fr. 50000,-) und die
Beiträge an die Renovation der r.-k. Kirche ... (2mal Fr. 65000.-) von

namhafter Höhe sind, so dass sich bei der vorliegenden Sachlage keine
Beschlussfassung und Finanzierung über das Budget erlaubt. Gleiches
lässt sich allenfalls auch bei vereinzelten Positionen aus dem Gebiete
des Strassenwesens sagen.

Demzufolge ist die Beschwerde abzuweisen,
(VGE 560/93 vom 17. Dezember 1993).

24
Suhventionsrecht

Gewässerschuü. Subventionsverweigenmg wegen verspäteter Gesuchs-
emreichung bzw. fehlender Projektgenehmigung und Beitragszusiche-
rung vor Banheginn.

Aus den Erwägungen:

2. Gemäss bisherigem Gewasserschutzgesetz vom 8. Oktober 1971
(GSchG, SR 814.20), welches per l. November 1992 durch das Gesetz
vom 24. Januar 1991 abgelöst wurde (AS 1992 II, S. 1860ff.), leistet der

82



24

Bund auf dem Gebiet des Gewässerschutzes im Rahmen der bewilligten
Kredite u.a. nur Beiträge, wenn der Kanton einen angemessenen Teil der

Kosten übernimmt (Art. 33 Abs. 2 GSchG). Der Regierungsrat setzt die-
se kantonalen Beiträge im Rahmen der kantonalen Vollzugsverordnung
zum GSchG fest (§ l Abs. 2 lit. g, VVzGSchG, nGS 475). Nach § 32 lei-
stet der Kanton den Gemeinden und Zweckverbänden an die Projektie-
rung und Erstellung von Abwasser- und AbfallbeseiUgungsanlagen und
Einrichtungen Beiträge in der Höhe bis zu 30% (Abs. l). Soweit auch der
Bund Beiträge gewährt, richten sich die Kantonsbeiträge nach Art. 40 der
Allgemeinen Gewasserschutzverordnung (SR 814.201, AGSchV)(Abs. 3).
Der Regierungsrat erlässt die näheren Vorschriften (Abs. 4). Letztere
Kompetenz nahm er mit dem Erlass der Ausführungsvorschriften zur kan-
tonalen Vollzugsverordnung zum Gewässerschutzgesetz wahr (nGS 476,
AVVGSchG). Danach sind Beitragsgesuche frühzeitig dem Amt für Um-
weltschutz einzureichen. Den Gesuchen sind alle für die Überprüfung
notwendigen Unterlagen beizulegen (ProJektplane, technischer Bericht,
Kostenvoranschlag und hydraulische Berechnungen). Vor der Beitragszu-
Sicherung muss der Kreditbeschluss der Gemeinde vorliegen bzw. die Ko-
stentragung oder Beteiligung geregelt sein. Mit den Bauarbeiten darf erst
begonnen werden, wenn die Projektgenehmigung des Regierungsrates
vorliegt. Ausnahmsweise kann das zuständige Departement in dringenden
Fällen vorzeitig Baubewilligungen erteilen (§ 3 Abs. l AVVGSchG). Das
Amt für Umweltschutz ist über den Baufortgang zu orientieren. Wesent-

liche Projektänderungen sind ihm vor der Ausführung zu melden. Die
Termine von Dichtigkeitsprüfungen, Funktionskontrollen und Bauabnah-
men sind rechtzeitig mitzuteilen (§ 3 Abs. 2 AVVGSchG). Beitragsgesu-
ehe für Kostenüberschreitungen sind sofort nach deren Bekanntwerden
einzureichen und hinreichend zu begründen. Für voraussehbare, nicht

teuerungsbedingte Mehrkosten hat dies vor der Ausführung zu geschehen
(§ 3 Abs. 3 AVVGSchG). Im Zusammenhang mit den Abrechnungsmo-
dalitäten bestimmte der Regierungsrat, dass er die Auszahlung des Kan-
tonsbeitrages teilweise oder ganz auf ein kommendes Budgetjahr ver-
schieben kann, wenn die vorhandenen kantonalen Mittel nicht ausreichen
(§ 4 AVVGSchG). Im weiteren hält § 6 AVVGSchG fest, dass an öffent-
liche Anlagen den Gemeinden Kantonsbeiträge von 21% gewährt wer-
den. Für Anlagen, an die auch Bundesbeiträge gewährt werden, beträgt
der Kantonsbeitrag 3A des Bundesbeitrages. Als öffentlich gelten (unter
Vorbehalt abweichender kommunaler Rechtssätze) die im generellen Ka"
nalisationsprojekt und im Kanahsationsrichtplan festgelegten Abwasser-
anlagen sowie die übrigen Sammelkanäte im Baugebiet, soweit sie sich
aus der Kanalisationsplanung ergeben (§ 5 AVVGSchG).

3. Es ist unbestritten, dass die Beschwerdeführerin (= Gemeinde X)
nicht nach § 3 AVVGSchG vorgegangen ist. Sie hat das Beitragsgesuch
erst nach der Fertigstellung der Kanalisation ... am 21. Juni 1991 einge-
reicht. Die Projektgenehmigung erfolgte nicht vor Beginn der Bauarbei-
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ten. Eine vorzeitige Baubewilligung wurde vom zuständigen Baudeparte-
ment nicht erteilt. Fraglich ist, was die Konsequenzen dieses Versäumnis-
ses sind.

a) Der Regierungsrat nimmt, gestützt auf eine vom Verwaltungsgericht
bestätigte Praxis (betr. private Abwasseranlagen), Verwirkung der Kan-
tonsbeiträge an. In VGE 513/87 v. 28.4.1987, Prot. S. 376, hat das Verwat-
tungsgericht festgestellt, dass das Erfordernis der Beitragszusicherung
bzw, der Projektzustimmung vor der Realisierung nicht nur eine Ord-
nungsvorschrift, sondern eine Güitigkeitsvoraussetzung darstelle, Es führ-
te im übrigen aus, dass nach dem Sinn und Zweck von § 3 Abs. l
AVVGSchG eine Beitragszusicherung nach der Ausführung des Projektes
ohne Zustimmung des Regierungsrates grundsätzlich ausser Betracht fai-
le. Andernfalls könnte man mit vollendeten Tatsachen die Vorstellungen
der Subventionsbehörden unterlaufen. Zudem seien in den anwendbaren

Bestimmungen keinerlei Anhaltspunkte zu entnehmen, wonach in be-
stimmten Fällen, nachträgliche Subventionsgesuche zulässig sein sollten.
Im Gegenteil werde für Ausnahmefalle einzig eine vorzeitige Baubewilli-
gung durch das zuständige Departement vorgesehen. Im angefochtenen
RRB erwähnt der Regierungsrat nebst der Gefährdung seiner Einfluss-
und Lenkungsmöglichkeit, dcfiss es keinen Unterschied mache, ob die feh-
lende Beitragszusicherung und Projektgenehmigung eine private oder ei-
ne öffentliche Abwasseranlage betreffe.

4. Zunächst stellt sich die Frage, was in § 3 Abs. l AVVGSchG genau
geregelt wird und wie diese Regelung auszulegen ist.

a) Vom Wortlaut her wird vom Subventionsansprecher verlangt:
dass er ein Gesuch um Beitragszusicherung einreicht, das alle für die
Überprüfung notwendigen Unterlagen (Projektpläne, technischer Be-
rieht, Kostenvoranschlag und hydraulischen Berechnungen) enthält,
dass er dieses Beitragsgesuch frühzeitig dem Amt für Umweltschutz
einreicht,

- dass er mit den Bauarbeiten erst beginnen darf, wenn die Projektge-

nehmigung des Regierungsrates vorliegt (ausser die vorzeitige Baube-
willigung werde in einem dringenden Fall erteilt). Im weiteren wird fest-
gehalten, dass vor der BeiU'agszusicherung der Kreditbeschluss der
Gemeinde vorliegen bzw, die Kostentragung oder Beteiligung geregelt
sein müsse.

Vorab fällt auf, dass einerseits von Beitragszusicherung, anderseits von
Projektgenehmigung die Rede ist. Es handelt sich dabei nicht um Syno-
nyme. Vielmehr ist die Projektgenehmigung Voraussetzung der Beitrags-
zusicherung. Über beide Fragen wird praxisgemäss im gleichen Verwal-
tungsakt befunden (vgl. beispielsweise Bf-act. 12 und 15). Somit ergibt
sich zwingend, dass vor Baubeginn nicht nur das Beitragsgesuch einge-
reicht sein, sondern auch die Projektgenehmigung, und damit verbunden
die Beitragszusicherung, vorliegen muss. Nicht ausdrücklich geregelt wird
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hingegen in § 3 Abs. l AVVGSchG, welches die Säumnisfolgen sind. Es
fragt sich, ob und wie mit der Auslegung der betreffenden Norm die Fra-
ge der Säumnisfolgen beantwortet werden kann, oder ob diesbezüglich ei-
ne Lücke vorliegt und wie diese vom Richter auszufüllen ist.

b) Während Rechtsmittelfristen, die unbestrittenermassen Verwlr-
kungsfristen sind, der Rechtssicherheit und förderlichen rechtskräftigen
Erledigung eines Verfahrens dienen, bezweckt die Befristung bzw. die
rechtzeitige Einreichung von Beitragsgesuchen, dass die Einfluss- und
Lenkungsmöglichkeiten der zuständigen Subventionsbehörde nicht durch
vollendete Tatsachen eingeschränkt oder gar illusorisch gemacht werden.
Auch wenn ein Anspruch auf Kantonsbeiträge besteht, hat die Behörde
ein massgebliches Interesse daran, auf die konkreten Ausführungsmoda-
litäten, soweit nötig, Einfluss zu nehmen. Dies ist nur möglich, wenn die
Projektgenehmigung vor Baubeginn stattfindet. Aus dieser Sicht ist wei-
terhin daran festzuhalten, dass es sich um eine Gültigkeltsvorschrift han-
delt (vgl. auch Rhinow/Krähenmann, Verwaltungsrechtsprechung, Ergän-
zungsband, Nr. 155 B I b). Die geltende Praxis betr. Bundesbeiträge,
welche Art. 49 AGSchV («Mit der Ausführung von Projekten, für die ein
Bundesbeitrag beansprucht wird, darf erst nach der Zusicherung begon-
nen werden») als blosse Schutzvorschrift zugunsten eines allfältigen Sub-
ventionsempfängers und mithin als Ordnungsvorschrift qualifiziert, über-
zeugt nicht, zumal dort ausdrücklich stipuliert wird, dass ohne
Zustimmung begonnene Arbeiten von der Beitragsleistung des Bundes
ausgeschlossen werden (Art. 49 Abs. AGSchV). Im übrigen verpflichtet
diese Praxis die Kantone bei der Anwendung ihrer eigenen Subventions-
normen in keiner Weise, weshalb auf diese Praxis nicht einzugehen ist.

c) Ist die umstrittene Vorschrift von ihrem Zweck her grundsätzlich als
Gültigkeitsvorschrift zu qualifizieren, so stellt sich die bereits angespro-
chene Frage der Säumnisfolgen. Kann man nur dann von einer Gültig-
keitsvorschrift mit Verwirkungsfolge sprechen, wenn diese Säumnisfolge
sich ausdrücklich aus der Vorschrift selber oder aus mit ihr verknüpften
Vorschriften ergibt, oder muss man annehmen, dass die Qualifizierung ei-
ner Norm als Güttigkeitsvorschrift e ipso Ansprüche verwirken lässt, so-
fern die Vorschrift nicht eingehalten wird. In der Rechtssetzung finden
sich beide Lösungen.
(...)_

Man muss mithin davon ausgehen, dass es zwar wünschenswert wäre,
wenn Gültigkeitsvorschriften die Säumnisfolgen ausdrücklich festhalten
würden, einen allgemeinen Rechtsgrundsatz, der eine solche Ausgestal-
tung von Güitigkeitsvorschriften gebieten würde, gibt es jedoch nicht.

d) Die Beschwerdeführerin macht geltend, es bestehe «keine rechtliche
Grundlage, um eine derart schwerwiegende Rechtsfolge wie die Verwir-
kung der Subventionsberechtigung eintreten zu lassen. Wie aus der bun-
desgerichtlichen Rechtsprechung zu schliessen ist, wäre für die Annahme
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einer solchen Verwirkung eine klare und unzweideutige gesetzliche
Grundlage erforderlich (BGE 114 la 25ff. i.S, S gegen Verwaltungsgericht
des Kantons Schwyz; vgl auch BGE 116 Ib 391; 105 Ib 14).»

Die hier umstrittene Vorschrift ist hinsichttich der Pflichten des Sub-
ventionsansprechers klar und unmissverständlich. Die Projektgenehmi-
gung und damit die Einreichung eines Beitragsgesuches muss vor Baube-
ginn erfolgt sein. Im angerufenen Fall S. lag die Problematik dagegen
gerade bei der unklaren Pflichtumschreibung. In jenem Fall kam das Bun-
desgericht zum Ergebnis, dass der damalige § 52 Abs, 2 StPO, die Klage
sei innert dreier Monate seit Eröffnung des Freispruches geltend zu ma-
chen, nicht bedeute, dass innert dieser Frist Klage beim Verwaltungsge-
rieht anhängig zu machen, sondern nur, dass das Forderungsbegehren in-
nert der erwähnten Frist beim Regierungsrat geltend zu machen sei. Es
wandte dabei den Grundsatz an, dass Bestimmungen derart auszulegen
seien, wie sie vernünftigerweise von den Rechtsuchenden verstanden wer-
den dürfen. Das Bundesgericht sagte aber nicht, dass die gesetzliche
Grundlage der Säumnisfolge, nämlich die Anspruchsverwirkung, ungenü-
gend sei. Vielmehr konnte es beim konkreten Verfahrensausgang diese
Frage offenlassen, es erwähnte aber dennoch, dass es sich wahrscheinlich
um eine Präklusivfrist handle, was von der Säumnisfolge her Betracht
aber nichts anderes als eine Verwirkungsfrist ist (von Thur/Escher, Allge-
meiner Teil des Schweizerischen Obligationenrechts, Band II, 1974, S.
161f.). Wenn man mithin aus dem Urteil S. für das vorliegende Verfahren
etwas ableiten kann, dann die Bestätigung der oben unter Erw, 4 lit. c ge-
machten Sehlussfolgerung.

Aber auch die weiteren geltendgemachten Präjudizien vermögen der
beschwerdeführerischen Argumentation nicht zum Durchbruch zu ver-
helfen. Im eidgenössischen Enteignungsrecht läuft die Verwirkungsfrist
erst, wenn die Verwirkungsfolge angedroht ist, weil dies das Enteig-
nungsrecht so ausdrücklich vorsieht (BGE 111 Ib 284). Diese Regelung
gibt indes - wie oben dargelegt - nicht einen allgemein anerkannten
Grundsatz wieder. In casu ist vielmehr davon auszugeben, dass der Regie-
rungsrat § 3 Abs. l AVVGSchG so auslegt (GültigkeitsvorschriftA^envir-
kungsfolge), wie er vernünftigerweise von den Rechtsuchenden verstan-
den werden darf und muss. Auch die Beschwerdeführerin war sich der
Gültigkeitsvoraussetzung offensichtlich bewusst. Am 22. Juli 1991 teilte
sie, auf das Fristversäumnis angesprochen, dem Amt für Umweltschutz
u.a. folgendes mit (Bf-act. Il):

«Gleichzeitig mit der Bewilligung für den Kanalisationsbau fanden die
Gemeinderatswahten und somit auch die Amterverteilung innerhalb
des neuen Gemeinderates statt. Bei der Amtsübergabe des Tiefbaures-

sorts ist aus noch unerklärlichen Gründen das Gesuch für die Zusiche-
rung von Subventionen «unters Eis» geraten. Es ist uns bewusst, dass
hier unsererseits eine Unterlassungssünde begangen wurde, welche



24

durch das Zusammentreffen mehrerer unglücklicher Umstände herbei-
geführt wurde.
In Anbetracht des erwähnten und unsererseits unbeabsichtigten Sach-
verhaltes ersuchen wir Sie ausnahmsweise um nachträgliche befürwor-
tende Antragsstellung an den Regierungsrat.»

In der Beschwerdeschrift wird nunmehr einerseits das Versehen
hauptsächlich dem verantwortlichen, verwaltungsexternen Ingenieur zu-
geschoben, anderseits aber weiterhin auf die oben zitierte Darstellung
verwiesen (Beschwerdeschrift S. 6f., llf.),

5. Die Beschwerdeführerin macht des weiteren geltend, § 3 Abs, l
AVVGSchG sei gesetzeswidrig. Es gehe nicht an, eine im Gesetz zugesi-
cherte Finanzhilfe in der Vollziehungsverordnung wieder zu entziehen
bzw. durch Einführung eine Verwirkungsfrist untergehen zu lassen.

§ 32 der kantonalen Vollzugsverordnung zum Bundesgesetz über den
Schutz der Gewässer gegen Verunreinigung (VVGSchG), eine kantons-
rätliche, dem fakultaüven Referendum unterstellte Verordnung, be-
stimmt, dass der Kanton den Gemeinden und Zweckverbänden an die
Projektierung und Erstellung von Abwasser- und Abfallbeseitigungsanla-
gen und Einrichtungen Beiträge in der Höhe bis zu 30% leistet (Abs. l).
Soweit auch der Bund Beiträge gewährt, richten sich die Kantonsbeiträge
nach Art. 40 AGSchV; sie dürfen 21% der Anlage- und Baukosten nicht
unterschreiten (Abs. 3). Der Regierungsrat erlässt die näheren Vorschrif-
ten (Abs. 4).

Eine Gesetzesdelegation an die Exekutive hängt von der Erfüllung von
vier Voraussetzungen ab: die Gesetzesdelegation darf durch eine Verfas-
sungsbestimmung nicht ausgeschlossen sein, die Delegationsnorm muss in
einem dem Referendum unterstehenden Erlass enthalten und auf eine be-
stimmte Materie beschränkt sein sowie in grundsätzlicher Hinsicht Inhalt,
Zweck und Ausmass der übertragenen Rechtsetzungsbefugnis bestimmen
(Imboden/Rhinow, Schweiz. Verwaltungsrechtsprechung, Nr. 63 B III).
Zur letzten Voraussetzung wird in der neueren Rechtsprechung des Bun-
desgerichtes angeführt, dass sich keine allgerneingültigen Regeln über den
erforderlichen Inhalt der Delegationsnorm aufstellen lassen. Zu berück-
sichtigen sind die jeweiligen Umstände des Einzelfalis wie insbesondere
die Schwere des in Frage stehenden Eingriffs in Grundrechtspositionen,
die Komplexität der Materie, die Vielfältigkeit der Regelungsalternativen,
der technische Charakter des in Frage stehenden Regelungsbereichs so-
wie die Eignung der Materie zur generell-abstrakten Normierung ex ante
(Rhinow/Krähenmann, a.a.O. Nr. 63, B III d). Im Bereich der Leistungs-
Verwaltung müssen sich die grundlegenden Kriterien für die Anspruchs-
berechtigung aus dem (formellen) Gesetz ergeben; technische Fragen und
Ermessensprobleme können demgegenüber auf Verordnungsebene gere-
gelt werden (Rhinow/Krähenmann, a.a.O. Nr. 63 B III d).
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Die drei ersten Voraussetzungen sind zweifelsohne erfüllt. Aber auch
die vierte Voraussetzung, der Konkretisierungsgrad der Delegationsnorm
muss als genügend qualifiziert werden. Aus § 32 VVzGSchV ergibt sich
ohne weiteres, dass dem Regierungsrat die Festlegung des Beitragsver"
fahrens aufgetragen wurde. Da es sich hier grundsätzlich um Leistungs-
und nicht um Eingriffsverwaltung handelt, stand ihm zum vornherein ein
erheblicher Spielraum zu. Seine Aufgabe war es, nicht nur Geld zu ver-
teilen, sondern damit verbunden für einen sachgemässen und effizienten
Gewässerschutz besorgt zu sein. In diesem Sinne erweisen sich die stren-

gen Anforderungen gemäss § 3 AVVGSchG als gesetzgeberisch richtig
und insbesondere als von der Deiegationsnorm abgedeckt.

(...)

6. Die Beschwerdeführerin rügt die Rechtsanwendung von § 3
AVVGSchG als verfassungswidrig (Verstoss gegen das Verhältnismässig-
keitsprinzip, überspitzter Formalismus). Ist die Annahme der Gültigkeits-
Vorschrift richtig, so vermag diese Rüge nicht zu greifen. Die beanstande-
te Rechtsanwendung dient nicht dem Selbsfzweck, sondern der sachge-
rechten und zweckmässigen Durchführung des Gewässerschutzrechts. Die
Forrnstrenge ist nicht unverhältnismässig. Sie ist vielmehr geeignet, erfor-
derlieh und im öffentiichen Interesse liegend, wie die bisherigen Erwä-
gungen zeigen.

(„.^
(VGE 522/93 vom 23. Juli 1993).

25
Fhirgenossenschitftsrecht

- Kostenverteilphn bei Weganlagen.
- Nach § 13 Abs. 6 der kantonalen Verordnung über land- und forsf-

Wirtschaft liche Flurgenossenschaften sowie Einzelmassnahmen zur
Boäenverbesserung (nachfolgend VO abgekürzt, nGS 111-246) wer-
den landwirtschaftliche Grundstücke nach dem Eftragswerl und
nichtltmdwirtschaftÜche Grunästücke nach dem Verkehrswert ge-
schätzt.

- - Diese dargelegte PrivUegierung wird insoweit bestätigt, als an die
Kosten des gemeinschaftlichen Werkes Kantonsbeiträge geleistet wer-
den.

Ans den Erwägungen:

3. a) Perimeterbeiträge sind Vorzugslaslen und somit Kausalabgaben.
Als solche sind sie einerseits nach den zu deckenden Kosten oder Ko-

stenanteilen zu bemessen und anderseits auf die Nutzniesser der öffentli-
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chen Einrichtung nach Massgabe des wirtschaftlichen Sondervorteils zu
verlegen, der dem Einzelnen erwächst (vgl. BGE 118 Ib 57, Erw. 2b mit
Hinweisen auf BGE 110 la 209 und 98 la 171f.).

Beiträge müssen - dies ist aus dem Verhältnismässigkeitsprinzip abzu-
leiten ~ wertadäqiwt sein, was zweierlei bedeutet: Einmal darf die Ge-
samtsumme der Beiträge die den Sondervorteil schaffenden Aufwendun-
gen grundsätzlich nicht übersteigen (Kostendeckungsprmzip), und sodann
hat die individuelle Beitragsleistung dem individuellen Sondervorteil zu
entsprechen (Aquivalenzprinzip; vgl. ZB1 1988, S. 207 mit Hinweisen, u.a.
auf Imboden/Rhinow, Schweiz. Verwaltungsrechtsprechung, Nr. 111 B III,
Vallender, Grundzüge des Kausalabgabenrechts, S. HOff., BGE 106 la
243). Zulässig sind freilich eine Pauschalierung bzw. eine schemaüsche Er-
initttung der individuellen Beitragsleistung (vgl. Imboden/Rhinow, a.a.0.
Nr. 111 B. lila; Rhinow/ Krähenmann, a.a.O. Nr. 111 B. lila).

Nach Art. 4 BV muss die Verteilung der Gesamtkosten auf die einzel-
nen Beteiligten nach sachlich haltbaren Gesichtspunkten ausgestaltet sein
und darf keine Unterscheidungen treffen, für die ein vernünftiger Grund
nicht ersichtlich ist (vgl. Rhinow/Krähenmann, Schweiz. Verwaltungs-
rechtsprechung, Ergänzungsband 1990, Nr. 111 B. VII mit Hinweisen).

b) Im konkreten Fall wurde der Unterhalts-PerimeteranteiI der einzel-
nen Grundeigentümer nach folgender Formel ermittelt:

2 X Punkte X Weganteit
+ Punkte

totale Weglänge

Hinsichtlich des Faktors «Punkte» berücksichtigte die Schätzyngskom-
mission bei landwirtschaftlichen Liegenschaften einen Punkt pro hundert
Franken des Ertragswertes (resp. im Falle des Bfs. ausgehend von einem
landwirtschaftlichen Ertragswert von Fr. 123800.- insgesamt 1238 Punk-
le). Bei den nichtlandwirtschaftlichen Grundstücken in der Bauzone wur-
de hingegen pro Fr. 100- des Verkehrswertes Vs Punkt angerechnet (z.B.
das Grundstück der Familie ... mit einem Verkehrswert von Fr. 300000.-
wurde mit 600 Punkten veranschlagt). Schliesslich wurden bei der nicht-
landwirtschaftlichen Liegenschaft ausserhalb der Bauzone (Perimeter-Nr.
...) pro Fr. 100- des Verkehrswertes (von Fr. 328000.-) V4 Punkt bzw. ins-

gesamt 820 Punkte angerechnet.

c) Der Beschwerdegegnerin ist beizupflichten, dass § 13 VO die Verle-
gung der Unterhaitskosten auf die einzelnen Perimeterpflichtigen nicht im
Detail regelt. Die in § 13 Abs. 3 Ziff. 1-4 aufgeführten Faktoren sowie die
Bestimmung in § 13 Abs, 6 VO, wonach landwirtschaftliche Grundstücke
nach dem Ertragswert, nichtlandwirtschaftliche Grundstücke nach dem
Verkehrswert zu schätzen sind, gelten nicht absolut, sondern weisen aus-

drücklich «Richtliniencharakter» auf (vgl. § 13 Abs. 2 in fine: «nachfol-
gende Richtlinien»).
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Anderseits hat der Gesetzgeber mit der Bestimmung in § 13 Abs. 6 VO
eine gewisse Privilegierung der landwirtschaftlichen Grundstücke (im
Vergleich zu den nichtlandwirtschaftlichen Grundstücken) beabsichtigt,
indem er im ersten Fall (landwirtschaftliche Grundstücke) den Ertrags-
wert und im zweiten Fall (nichtlandwirtschaftliche Grundstücke) den Ver-
kehrswert als massgebend erklärt. Eine derartige Privilegierung rechtfer"
tigt sich im wesentlichen deshalb, weil nur der Einbezug von land" oder
forstwirtschaftlichen Grundstücken Anlass geben kann, für gemeinschaft"
liche Zusammenschlüsse zur Verbesserung und Erschliessung des Bodens
und zum Unterhalt solcher Werke Kantonsbeiträge zu leisten. Damit der
Subventionszweck dieser Kantonsbeiträge erreicht wird, ist darauf zu ach-
ten, dass die in § 13 Abs. 6 VO enthaltene Gewichtung (landwirtschaftti-
ehe Grundstücke nach dem Ertragswert, nichtlandwirtschaftliche Grund-
stücke nach dem Verkehrswert schätzen) grundsätzlich nicht unterlaufen
wird. Indessen ist eine solche Privilegierung nur insoweit gerechtfertigt,
als tatsächlich Kantonsbeiträge geleistet wurden. Wenn solche Kantons-
beitrage nur für die Erstellung des Werkes, nicht aber für den Unterhalt
geleistet werden, ist die dargelegte Privilegierung der landwirtschaftlichen
Grundstücke konsequenterweise auf den Perimeterbeitrag betr. Erstel-
lungskosten zu beschränken (weil der Subventionszweck sich ebenfalls
nur auf die Erstetlungskosten bezieht). Mit ändern Worten ist an der Re-
getung von § 13 Abs. 6 VO insbesondere dann nicht tel quel festzuhalten,
wenn bei der Verlegung von Unterhaltskosten keine Kantonsbeiträge zu
berücksichtigen sind und von daher ein Rechtfertigungsgrund für eine Pri-
vilegierung von landwirtschaftlichen gegenüber nichtlandwirtschaftlichen
Grundstücken fehlt. Im übrigen ergab eine Rückfrage beim Meliorations-
amt, dass im konkreten Fall nur die Erstellung der Fturstrasse (sowie die
Wiederherstellung in Intervallen von 10-15 Jahren) subventioniert wurde
(wird), derweil für den gewöhnlichen Unterhalt (bzw. hinsichtlich des vor-
liegend zu behandelnden Unterhaltsperimeters) keine Subventionen zu
beachten sind.
(VGE 541/93 vom 23. Juni 1993).

26
Strassenverkehrsrecht

Anordnung des Verkehrsunterrichtes zur Nachscfwlung (Art. 25 Abs. 3
lit. e SVG). Auch in Verbindtmg mit anderen Massnahmen (Verwarnung,
Etitzitg). Beachtung des Verhdltnismässigkeitsprinzips erforderlich.

Aus den Erwägungen:

l. a) Nach Art. 25 Abs. 3 tit. e des Strassenverkehrsgesetzes (SVG)
stellt der Bundesrat Vorschriften auf über den Verkehrsunterricht für Mo-
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torfahneugfiihrer und Radfahrer, die wiederholt Verkehrsregeln übertre-
ten haben. Gestutzt auf diese Ermächtigung hat der Bundesrat in den Ar-
tikeln 40 und 4l der Verordnung über die Zulassung von Personen und
Fahrzeugen zum Strassenverkehr (VZV) Bestimmungen über den Ver-
kehrsunterricht erlassen. Danach hat der Unterricht den Teilnehmern die
Kenntnis der für sie wichtigen Verkehrsvorschriften zu erneuern oder zu
erweitern und sie unter Hinweis auf die Gefahren des Verkehrs zu kor-
rektem Verhalten im Strassenverkehr zu veranlassen (Art. 40 Abs. 2
VZV). Zum Verkehrsunterricht können u.a. Motorfahrzeugführer aufge-
boten werden, die wiederholt in verkehrsgefährdender Weise gegen Ver-
kehrsregeln verstossen haben (Art. 40 Abs. 3 VZV). Der Besuch des Ver-
kehrsunterrichts kann allein oder in Verbindung mit ändern Massnahmen
(Verwarnung, Entzug, Fahrverbot) angeordnet werden. Voraussetzung ist,
dass die Verkehrsteiinehmer aufgrund der begangenen Widerhandlungen
und einer Aussprache als erziehungsfähig erscheinen (Art. 40 Abs. 4 Satz
2 VZV).

b) Eine wiederholte Verkehrsregelübertretung im Sinne von Art. 25
Abs. 3 lit. e SVG liegt schon dann vor, wenn der Betroffene in den letz-
ten Jahren zweimal Verkehrsregeln übertreten hat (vgl. BGE 116 Ib 257,
Erw. l mit Hinweis auf Interkantonate Kommission für den Strassenver-
kehr, Richtlinien über die Administrativmassnahmen im Strassenverkehr,
1981, Ziff. 3.3.5.1). Ob es sich jeweils um die gleiche oder um verschiede-
ne Regeln handelt, ist unerheblich. Die Massnahme des Verkehrsunter-
richts bezweckt einerseits, die Kenntnis der Verkehrsregeln zu erneuern
und zu vertiefen; sie soll anderseits aber auch die Einstellung der Teil-
nehmer des Unterrichts zum Verkehrsgeschehen ganz allgemein beein-
flussen, indem sie diese auf die Gefahren regelwidrigen Verhaltens im
Strassenverkehr aufmerksam macht und dadurch fehlbare Motorfahr-
zeuglenker von künftigen Widerhandlungen abhält. Die Massnahme setzt
somit voraus, dass der Betroffene innert kurzer Zeit mindestens zweimal
oder immer wieder Verkehrsregeln übertreten hat und anzunehmen ist,
durch eine Verbesserung seiner Kenntnisse der Verkehrsvorschriften bzw.
durch den Hinweis auf die Gefahren regelwidrigen Verhaltens im Stras-
senverkehr könne er von künftigen VerstÖssen gegen die Strassenver-
kehrsregeln abgehalten werden. Ob dies der Fall ist, muss aufgrund der
Umstände im EimelfaU entschieden werden (vgl. BGE 116 Ib 257f., Erw.
0.

2. a) Im konkreten Fall präsentiert sich folgender Sachverhalt. Der Be-
schwerdeführer ist seit dem 6. März 1967 im Besitze des Führerausweises
(Kat. B, E, F, G, AI; seit dem 22.4.1980: Cl Feuerwehrmotorwagen mit
mehr als 3500 kg Gesamtgewicht; seit dem 1.6.1991: A2 und D2 [Motor-
wagen zur nichtgewerbsmassigen Personenbeförderung bis 3500 kg Ge-
samtgewicht]). Er verfügt somit über eine Fahrpraxis von mehr als 26 Jäh-
reu.
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Aus den Akten geht des weitem hervor, dass der Beschwerdeführer
zweimal, am 24. Juni 1988 und am 3. Dez. 1991 wegen Geschwindig-
keitsüberschreitungen (von 25 km/h und von 27 km/h) verwamt wurde.
Die Geschwindigkeitsüberschreitung vom 3. Febr, 1993 um 23 km/h bei ei-
ner zulässigen Höchstgeschwindigkeit von 80 km/h auf der Autobahn wur-
de mit einem einmonatigen Führerausweisentzug belegt, welcher vom Be-
schwerdeführer akzeptiert wird. Somit sind drei Verkehrs re gel ve rletz-
ungen aktenkundig, welche ausnahmslos auf Geschwindigkeilsüberschrei-
tungen beruhen. Hinsichtlich des Sachverhaites im Zusammenhang mit
den beiden Verwarnungen ist den vorliegenden Akten lediglich zu ent-
nehmen, dass die Geschwindigkeitsüberschreitung vom 3. Dez, 1991 eben-
falls auf einer Autobahn erfolgte.

b) Die drei aktenkimdigen Geschwindigkeitsüberschreitungen des Be-
schwerdeführers in einem Zeitraum von nicht ganz 5 Jahren (24.6.1988-
3.2.1993) hatten zwei Verwarnungen und einen Führerausweisentzug zur
Fo!ge. Wenn man von der vorinstanzlichen Verwaltungspraxis (letzte 2-3

Jahre) ausgeht, sind hier nur die Geschwindigkeitsexzesse vom 3.12.1991
und vom 3.2.1993 in Betracht zu ziehen. Dennoch sind, soweit mit den

Ausführungen in der Beschwerdeschrift die aktenkundigen Geschwindig-
keitsexzesse sinngemäss als Bagatellen behandelt werden, derartige die
betreffenden Verfehlungen verharmtosende Einwände hier nicht zu
hören. Geschwindigkeitsexzesse dürfen nicht bagatellisiert werden, da das
Fahren mit übersetzter Geschwindigkeit die bei weitem häufigste Unfail-
Ursache darstellt und sehr viele der schweren Unfälle darauf zurückzu-

führen sind (vgl. VGE 516/92 v. 26.3.1992, Erw. 4).
Anderseits gilt das VerhäÜnismässigkeitsprmvp auch im Strassenver-

kehrsrecht (vgl. Rhinow/Krahenmann, Schweiz. Verwaltungsrechtspre-
chung, Ergäimmgsband 1990, Nr. 58, B.V.h mit Hinweisen; BGE 115 Ib
162 unten = Praxis 1989, Nr. 187; vgl. auch Häfelin/Müller, Grundriss des
Allgemeinen Verwaitungsrechts, Zürich 1990, Rz. 491), Da es sich bei der
Anordnung von Verkehrsunterricht zur Fachschulung um eine Kann-Vor"

schrift handelt (vgl. Art. 40 Abs. 3 und 4 VZV), ist die Behörde ver-
pflichtet, die vorgesehene Massnahme unter dem Gesichtspunkt der Ver-
hälfnismässigkeit zu prüfen (vgl. auch BGE 118 Ib 233 betr. fakuhative
Adminisfrativmassnahmen nach Art. 16 Abs. 2 SVG; vgL dazu auch die in
Art. 40 Abs. 4 Satz 2 VZV verlangte Aussprache). Nach der Rechtspre-
chung verlangt der Grundsatz der Verhältnismässigkeit, dass die in Frage
stehende Verwaltungsmassnahme (hier die Anordnung von eintägigem
Verkehrsunterricht zur Ermahnung und Besserung des fehlbaren Fahr-
zeuglenkers) zur Erreichung des angestrebten Zieles geeignet sowie erfor-
derlich ist, und dass sie ein vernünftiges Verhältnis zwischen dem ange-
strebten Ziel und dem Eingriff, den sie für den betroffenen Privaten
bewirkt, wahrt (vgt. BGE 115 la 31 mit Hinweisen; Rhinow/Krähenmann,
a.a.O. Nr. 58 B. IV mit Hinweisen; Hafelin/Müller, a.a.O. Rz. 486ff.; VPB

1978, Nr. 29).
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Das Gebot der Erforderlichkeit einer Massnahme wird auch als Prinzip
der «Notwendigkeit», des «geringstmöglichen Eingriffes», der «Zweckan-
gemessenheit» oder als «Ubermassverbot» bezeichnet (vgt. Häfelin/Mül-
ler, a.a.O. Rz. 497). Diesbezüglich fällt im konkreten Fall ins Gewicht,
dass der Beschwerdeführer beim Erlass der angefochtenen Verfügung (14.
Mai 1993) erstmals mit einem Führerausweis belegt wurde. Mit anderen
Worten wurde der Bf. im Zeitraum vor Eriass der angefochtenen Verfü-
gung lediglich zweimal, und zwar am 24. Juni 1988 und am 3. Dez. 1991,
verwarnt. Bei dieser Sachlage ist anzunehmen, dass das anvisierte Ziel -
den Führer zu bessern und ihn vor Rückfällen zu bewahren - bereits mit
dem Warnungsentzug (welcher vom Bf. akzeptiert wird) erreicht werden
kann, ohne dass zusätzlich der Besuch von Verkehrsunterricht angeordnet
werden muss (vgl. in bezug auf den Zweck eines Wamungsentzuges Art.
30 Abs. 2 VZV und BGE 104 Ib 102 E. d; vgl. auch VGE 526/91 v.
21.5.1991, S. 8). Dies gilt erst recht, wenn wie im vorliegenden Fall einer-
seits der betroffene Fahrzeuglenker eine langjährige Fahrpraxis (hier über
26 Jahre) bzw. eingehende praktische Verkehrserfahrungen aufweist und
anderseits keine besondere, schwerwiegende Umstände zu würdigen sind.

c) Zusammenfassend erweist sich die Verpflichtung zum Besuch eines
eintägigen Verkehrsunterrichtskurses m der Regel dann als unverhältnis-
massig, wenn kumulativ folgende Umstände gegeben sind:

- der betreffende Fahrzeuglenker weist eine mehrjährige Fahrpraxis auf;
dem betreffenden Fahrzeuglenker wird der Führerausweis erstmals ent-
zogen (erstmaliger Führerausweisentzug, im Zusammenhang mit der zu

beurteilenden Verkehrsregelverletzung);
- es liegen keine besondere erschwerende Umstände vor (z.B. grobfahr-

lässige Verursachung eines schweren VerkehrsunfaIIes);
es liegen keine Umstände vor, welche klar zeigen, dass der Fahr-
zeugienker Verkehrsregetn verletzte, weil er die Verkehrsregeln (die
Bedeutung von Markierungen, Signalisationen usw.) nicht (mehr) oder
nicht hinreichend kennt.

Somit hat die Vorinstanz aus Gründen der Verhältnismässigkeit bei ei-
nern Fahrzeuglenker mit mehrjähriger Fahrpraxis die Verpflichtung zum
Besuch von Verkehrsunterricht in der Regel erst dann in Betracht zu zie-
hen, wenn der erste Warnungsentzug keinen anhaltenden Erfolg zeitigte
und eine erneute Verkehrsregelverletzung die Prüfung von weiteren Ad-
ministrativmassnahmen erfordert.

An dieser Stelle ist zu betonen, dass sich die obenerwähnte Stufenord-
nung von Administrativmassnahmen (d. h. die Anordnung von Verkehrs-
Unterricht i.d.R. erst im Zusammenhang mit dem zweiten Warnungsent-

zug) grundsätzlich nur für Fahrzeuglenker mit mehrjähriger Fahrpraxis
aufdrängt. Anders zu entscheiden ist bei sogenannten «Jungfahrern», wel-
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ehe noch nicht lange fahrberechtigt sind und demzufolge noch nicht über
umfassende Verkehrserfahrungen verfügen können. Bei solchen Jungfah-
rern können es die konkreten Umstände ohne weiteres gebieten, bereits
im Zusammenhang mit dem ersten zur Diskussion stellenden Führeraus-
weisentzug auch noch zusätzlich den Besuch von Verkehrsunterricht an-

zuordnen. Dieser Vorbehalt im Hinblick auf Jungfahrer braucht indessen
hier nicht abschiiessend behandelt zu werden, da im konkreten Fall der
bald 45jährige Beschwerdeführer eine Fahrpraxis von über 26 Jahren auf-
weist.

(VGE 580/93 vom 31. August 1993).

27
Strassenverkehrsrecht

FührerausweisentzMg wegen Fahrens in angetnmkenem Zustand.
-- Sachverhcsltsirrtum betr. Alkoholhaltigkeit von Apfelwein verneint,

Ans den Erwägungen:

2. a) Der Führerausweis muss entzogen werden, wenn der Führer in an-

getrunkenem Zustand gefahren ist (Art. 16 Abs. 3 Bst. b SVG). Ange-
trunkenheit gilt in jedem Fall als erwiesen, wenn der Führer eine Blut-
alkohoikonzentration von 0,8 oder mehr Gewichtspromillen aufweist oder
eine Alkoholmenge im Körper hat, die zu einer solchen Blutalkohoikon-
zentration führt (Art. 2 Abs. 2 VRV; BGE 108 IV 107). Der Beschwerde-
führer (Bf.) wies bei der fraglichen Fahrt einen Blutalkoholwert von min-
destens 1,02 Promillen auf. Er fuhr somit angetrunken.

b) Der Warnungsentzug setzt neben der objektiven Verkehrsregetver-
letzung auch ein Verschulden voraus, wobei Fahrlässigkeit genügt (Art.
100 Ziff. l SVG).

Der Bf. anerkennt, in angetrunkenem Zustand gefahren zu sein. Hin-
gegen argumentiert er, es treffe ihn kein Verschulden. Er habe am Sonn-
tag den «Brünig-Sehwinget» besucht. Er sei mit dem Motorrad angereist.
Er habe den durstlöschenden Most «Rittergold» mit der bestimmten Ab-
sieht und in der Annahme getrunken, damit kein alkoholisches Getränk
zu konsumieren. Am Abend habe er sich dann mit einigen Schwinger-
freunden getroffen, wo er eine Mahlzeit eingenommen und später zwei
Kaffee Schnaps getrunken habe. Nach den Ausführungen in der Be-
schwerde «konnte und durfte» der Bf. davon ausgehen, dass er nicht at-
koholisiert sei, habe er sieh doch vollends fahrfähig und -tüchtig gefühlt.
Wegen der irrigen Vorstellung über den fehlenden Alkoholgehalt des Rit-
tergoldes habe sich der Bf. in einem Rechls- und Tatirrtum befunden.
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c) Das von der Obstverwertungsfirma Thurella, Bischofszell, herge-
stellte Getränk «RUtergold» wird auf der Raschenetikette wie folgt be-
schrieben:

«RHTERGOLD, APFELWEIN AUSLESE, CIDRE SPECIAL DE
POMMES, VINO DI MELE SPECIALE, teilvergoren - part. fermente

Ale. 4% Vol.»

Apfe\weifi ist ein alkoholhaltiges Getränk, das aus frisch gepresstem
oder physikalisch haltbar gemachtem Apfelsaft durch eine teilweise oder
vollständige alkoholische Gärung gewonnen worden ist. Der Atkoholge-
halt muss mindestens 3 Voiumenprozent betragen. Für die Etikettierung
gilt, dass der Alkohoigehait in Volumenprozent, mit einem Toieranzbe-
reich von +/- 0,5 Prozent, deutlich sichtbar und lesbar in der Nähe der
Sachbezeichnung anzugeben ist (vgl. Art. 369 der Lebensmittetverord-
nung; SR 817.02).

Es ist völlig unglaubwürdig, wenn ein 48j'Eihriger Schweizer, Besucher
von Schwingfesten, ... weismachen will, er habe in guten Treuen ange-
nommen, Rittergold-Ap fei wein sei ein alkoholfreies Getränk. Vielmehr
ist davon auszugeben, dass er um den alkoholischen Charakter dieses Ge-
tränks wusste und vorsätzlich Alkohol konsumierte. Dies gilt namentlich
auch in Berücksichtigung der Etikettierpflicht und den tatsächlichen An-
gaben auf den Etiketten des erwähnten Apfelweines.

Selbst wenn diese an Unmöglichkeit grenzende Behauptung stimmen
würde, wonach der Bf. meinte, mit dem Trinken von Rittergold keinen Al-
kohol zu sich zu nehmen, vermöchte ihn dies nicht zu entschuldigen; denn
es gehört zu den unabdingbaren Sorgfaltspfhchten eines Motorfahrzeug-
führers, dass er sich beim Trinken vergewissert, ob und In welchem Um-
fang die konsumierten Getränke Alkohol enthalten, und er hat sein Trink-
verhalten, wenn er sich nicht entschliesst beim Fahren Abstinenz
einzuhalten, so zu steuern, dass er nicht in SVG-reIevantem Masse alko-

holisiert ist.

c-L
(VGE 679/92 vom 11. Februar 1993).

28
Kausal ab gaberecht

Kanalisationsanschhtssgebühr. Reduktion, wenn im Gegensatz zu den
übrigen Benutzern die Kanalisatlon nur fiir die Abnahme des Schmutz-
Wassers, nicht aber des Meteorwassers beansprucht wird.

Aus den Erwägungen:

2 ... Im weiteren macht die Beschwerdeführerin geltend, dass sie im

Einvernehmen mit dem Bezirksrat ..., dem Oberforstamt des Kantons
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und dem Amt für Raumplanung das Wasser über eine separate mit einem
Aufwand von Fr. 95000.- erstellte Meteorwasserableitung in die ... ab-
führe, andernfalls wäre die öffentliche Kanalisationsleitung durch das Me-
teorwasser überbelastet worden. Eine Rückfrage bei der Vorinstanz er-
gab, dass die separate private Meteorwasserteitung errichtet wurde, um

die übergangsmässig erstellte Fäkaliengrube «nicht unnötig zu belasten»
(Schreiben VI v. 29.10.1993). Auch hier spielte mithin der Umstand der
vorzeitigen Uberbauung (d.h. der Uberbauung vor der kanalisationsmäs-
sigen Erschliessung) eine massgebliche Rolle. Im Gegensatz zur Fäkali-
engrube war jedoch diese Massnahme zum vornherein nicht als Uber-
gangslösung konzipiert. Die Beschwerdeführerin wurde nicht verpflichtet,
das Meteorwasser nach dem Erstellen der öffentlichen Meteorwassertei-

fung über letztere abzuführen und die private Ableitung in die ... stillzu-
legen. Die Beschwerdeführerin benutzt somit die Öffentlichen Kanalisa-
tionsanlagen nur teilweise, was die Vorinstanz bei der Gebührenfest-
setzung nicht mitberücksichtigte. Dies ist jedoch erforderlich, da hinsieht-
lich des Meteorwassers die causa (Grund) für die Anschiussgebühr fehlt
(vgl. VGE 361/86 v. 28.8.1987, Prot. S. 487). Es geht zudem aus Gründen
der Rechtsgleichheit nicht an, dass Grundeigentümer, welche nur die
Schmutzwasserkanaiisation beanspruchen, jenen gleichgestellt werden,
die die vollen Leistungen beanspruchen (Abnahme von Schmutz- und
Meteorwasser).

Im Reglement der Gemeinde X fehlt eine Regelung, weiche sich über
das Reduktionsmass bei biosser Abnahme des Schmutzwassers ausspricht.
Dies beispielsweise im Gegensatz zur Gemeinde Y, welche in Art. 25 Ziff.
3 Kanalisationsreglement festhält, dass die Anschlussgebühr um höch-
stens 20% zu ermässigen sei, wenn der Grundeigentümer das Meteor-

wasser auf eigene Kosten ableite. Im bereits zit. Fall VGE 361/86, welcher
ebenfalls eine Gemeinde ohne Regelung des Reduktionsmasses betraf,
hat das Verwattungsgericht eine Reduktion von 17,6% zugestanden. Im
Lichte dieser Erwägungen und der Tatsache, dass bei der vorliegenden
Liegenschaft im Vergleich zu den meisten anderen sich das Verhältnis Me-
teorwasser-/Schmutzwasseranfall zugunsten des Meteorwassers ver-

schiebt, erachtet es das Gericht für angemessen, die Anschlussgebühr von
Fr. 96000.- um 20% auf Fr. 76800.- zu reduzieren. Die Beschwerde ist in
diesem Sinne teilweise gutzuheissen.
(VGE 361/91 vom 26. November 1993).
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29
Klausalabgaberecht

- KanaHsationsanschlussgebühr. Der Baurechtsnehmer hat die volle und
fischt nur eine der Baurechfsdauer entsprechend reduzierte Anschlussge-
biihr zu entrichten.

Aus den Erwägungen:

2. Die Anschlussgebühren haben die Grundeigentümer zu entrichten.
Ein selbständiges und dauerndes Baurecht im Sinne von Art. 675 und 779
ZGB ist ein Grundstück und mithin Gegenstand des Grundeigentums
(Art. 655 Abs. l und Abs. 2 Ziff. 2 ZGB). Ein Baurechtsnehmer ist des-
halb in diesem Sinne - und entgegen der Ansicht des Beschwerdeführers

wie der Baurechtsgeber Grundeigentümer. Zudem ist der Baurechts-
nehmer der Eigentümer der erstellten Baute. Nachdem nun die An-
schlussgebührenpflicht an den Bestand von Alt- oder Neubauten an-
knüpft (Art. 25 und 27 Kanahsationsreglement der Gemeinde X v.
11.8.1967, KR) und die Grundeigentümerqualität ebenfalls bejaht werden
muss, ist es vorliegend rechtlich und sachlich richtig, die Anschtussgebühr
gegenüber der Baurechtsnehmerin geltend zu machen.

Für eine Reduzierung des Brandassekuranzwertes in Berücksichtigung
der (Rest)Baurechtsdauer besteht weder im kantonalen noch im kom-
munalen Recht eine Handhabe (§ 17 VVzGSchG; Art. 25/27 KR). Die-
sem Umstand können Baurechtsgeber und Baurechtsnehmer im Rahmen
der Rechtsnachfolge (wenn Baurechtsnehmer vor Ablauf der Baurechts-
dauer ändert) bzw. der Bemessung der Heimfallentschädigung Beachtung
schenken. Eine Aufspltttung der einmaligen Anschlussgebühr im Sinne
des beschwerdeführerischen Antrages wäre sachlich verfehlt, zumal der
Zeitpunkt des tatsächlichen Heimfalles nicht bestimmt ist (vorzeitiger
Heimfall, Verlängerung des Baurechts). Zudem wäre ein solcher Lö-
sungsansatz auch verfahrensökonomisch wenig sinnvoll. Zu Recht weist
die Vorinstanz vernehmlassend auf weitere nicht erstrebenswerte Konse-

quenzen hin, die das geforderte Vorgehen nach sich ziehen würde. Die
Reduktion der Anschlussgebühr müsste jedem Baurechtsnehmer unbese-
hen der vorgesehenen Bemessungskriterien zugestanden werden. Zudem
bestünde die Gefahr, dass Baurechtsnehmer gegenüber Liegenschaftsei-
gentümem bevorteilt werden könnten; dies insbesondere dann, wenn der
Baurechtsgeber nicht für die restliche Anschlussgebühr aufkommen müss-
te.

(VGE 333/93 vom 26. November 1993).
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30
Kausaiabgaberecht

Kausalabgaben gemäss Kana!isationsreglement (KR) der Gemeinde
Wollerau.

Bei den Abgaben gemdss Art. 25 KR handelt es sich um Anschlnss-
gebühren.

-- Hinsichüich der Frage, wann die Anschlussgebührenpflicht konkret
ausgelöst wird, gilt: Art. 25 KR ist dahingehend auszulegen, dass mit
der Erteilnng einer Baubewilligitng eine suspensiv bedingfe An-
schlussgebührenp flicht entsleht^ wobei die Kausalahgabete'fstung
aufgeschoben wird, bis die Baubewilligung komumiert wird.

Aus den Erwägungen:

2. a) Nach Art. l des kommunalen Kanalisationsreglementes (KR) vom
2. Dez. 1984, in Kraft seit dem 15. März 1985, erstellt und unterhalt die
Gemeinde Wollerau die zur Ableitung und Reinigung von Abwässer aus
öffentlichen und privaten Grundstücken notwendigen Öffentlichen Ab-
wasseranlagen. Die Erstellungskosfen für die öffentliche Abwasseranla-
gen werden u.a. durch Beiträge der Grundeigentümer bestritten (Art. 3 lit.
a KR). Art. 25 KR normiert, dass die Grundeigentümer aller Neubauten
an die Erstellung der Abwasseranlagen folgende einmalige Gebühren zu
leisten haben:

a) 17%o vom Neubauwert gemäss kantonaier Güterschätzung
b) je Bewohnerwert

- Neubau mit Abwasserfaulraum Fr. 70.-

Neubau ohne Klärein rieht ungen Fr, 160.-

Alle Neubauten mit Baubewiiltgung ab 15.4,1962 (Inkrafttreten des ai-
ten Reglementes) haben die Beiträge nach Art. 25 zu leisten; 90% der
mutmasslichen Gebühren bei Baubeginn, den Restbetrag nach Vorlage
der Steuerschatzung (Art. 25 KR). Gemäss Art. 27 KR mit dem Randtt-
tel «Sukzession der Gebührenpflicht» geht bei Handänderung eines
Grundstückes die Gebührenpflicht unter solidarischer Mithaftung des bis-
herigen Eigentümers auf den Erwerber über.

b) Die Abgabe, die von einer Gemeinde in einem Kanalisationsregle-
ment erhoben wird, kann je nach Ausgestaltung der Abgabe im betref-
fenden Reglement eine Gebühr oder einen Beitrag (im Sinne einer Vor-
zugsiast) darstellen (vgl. PVG 1988, Nr. 6i).

Die Anschlussgebuhr ist geschuldet, wenn der Anschluss an die KanaH-
sation erfolgt und deren Benutzung möglich ist (vgl, VGE 358/90 v.
18.4.1991, Erw. 2c/bb; Rhinow/Krähcnmann, Schweiz. Verwaltungsrecht

sprechung, Ergänzungsband 1990, Nr. 111 BJ.b; BGE 112 la 263).
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Um Beitrüge (Vorzugslasten) handelt es sich bei Abgaben, die zur
Deckung des Aufwandes für die Erstellung von Abwasserleitungs- und
Reinigungsantagen vorgesehen sind. Diese Beiträge werden im Gegensatz
zu den Gebühren bereits dann erhoben, wenn der betroffene Grund-
eigentümer die blosse Möglichkeit des Anschlusses an die Kanalisation be-
silzt. Ist diese gegeben, so sind die entsprechenden Beiträge geschuldet,
selbst wenn der Anschiuss selber nicht erfolgt ist und die Kanalisation
vom Grundeigentümer nicht benutzt werden kann (vgl. zit. VGE 358/90,
Erw. 2c/bb; Rhinow/Krähenmann, a.a.0. mit Hinweisen; vgl. hinsichtlich
der Abgrenzung von Gebühren und Beiträgen auch Klaus A. Vallender,
Grundzüge des Kausalabgabenrechts, S. 50ff. und S. 94ff.).

Die Benennung der Kausalabgaben im Kanalisationsreglement (Beiträ-
ge oder Gebühren) ist nicht entscheidend. Massgebend ist vielmehr die
konkrete Ausgestaltung der Abgabe (vgl. BGE 106 la 243, wonach im
Kausalabgabenrecht eine ungenaue Ausdrucksweise häufig vorkommt).

c) Nach dem kantonalen Recht hat das kommunale Reglement zu be-
stimmen, «ob die Beiträge beim Bau der Anlagen oder beim Anschluss an
das Kanalisationsnetz zu bezahlen sind» (vgl. § 17 Abs. 2 d;er kantonalen
Voilzugsverordnung zum Bundesgesetz über den Schutz der Gewässer ge-
gen Verunreinigung, kVVzGSchG, nGS IV-475). Damit ist der kommu-
nale Spielraum hinsichtlich der Frage, für welche Tatbestände (in zeitli-
eher Hinsicht) Kanalisationsabgabeverpflichtungen statuiert werden kön-
nen, grundsätzlich auf zwei Fallgruppen beschränkt («Bau der Kanalisa-
tionsanlagen» und «Anschluss an Kanalisationsnetz»).

Das vorliegend anwendbare Kanalisationsregelement auferlegt einer-
seits den Grundeigentümern bestehender Gebäude (Art. 24 KR) und an-
derseits den Grundeigentümern aller Neubauten (Art. 25 KR) die Pflicht
zur Leistung einer einmaligen Abgabe. In Art. 24 KR mit dem Randtitel
«Gebühren von bestehenden Gebäuden» wird die einmalige Abgabe aus-
drückiich auf den «Zeitpunkt des Anschlusses» bezogen (vgl. Art. 24 lit.
a in fine KR). Mithin handelt es sich bei Art. 24 KR um Anschlussge-
bohren. Nicht anders verhält es sich bei Art. 25 KR mit dem Randtitel
«Gebühren bei Neubauten». Im kommunalen Reglement wird (hinsieht-
lich der Frage wann Kanalisationsabgabeverpflichtungen entstehen) auch
nicht ansatzweise auf den Bau der Kanalisationsanlagen abgestellt, wes-
halb nach Massgabe der obenerwähnten kantonalrechtlichen Regelung
gemäss § 17 Abs. 2 kVVzGSchG nur noch die Anknüpfung an den An-
schlusstatbestand in Frage kommt. Auch wenn in Art. 25 KR das Kriteri-
um des «Anschlusses an die Kanalisation» nicht ausdrücklich erwähnt
wird, ist indessen zu berücksichtigen, dass Art. 25 KR an «Neubauten mit
Baubewilligungen ab 15.4.1962 (Inkraftsetzen des alten Reglementes)»
anknüpft. Diese «Neubauten» sind i.V.m. Art. 5 KR anschiusspflichtig
(vgl. auch Art. 11 Abs. l des Gewässerschutzgesetzes, GSchG, SR 814.20),
wobei 90% der mutmasslichen Abgabe bei Baubeginn und der Restbetrag
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nach Vorlage der Steuerschatzung zu leisten ist. Hätte der Gesetzgeber ei-
ne Ausgestaltung der Abgabepflicht als Beitrag (anstelle von Anschtuss-
gebühren) beabsichtigt, welcher ungeachtet vom effektiven Kanalisa-
tionsanschluss bereits dann erhoben wird, wenn die btosse Möglichkeit
des Anschlusses an die Kanalisation besteht, wären konsequenterweise al-

le anschliessbaren Grundstücke (und nicht nur Grundstücke mit Neubau-
ten) der Abgabepflicht zu unterstellen gewesen (vgl, dazu beispielsweise
die entsprechende Beitragsregelung in Art. 22ff. des Kanalisationsregle-
mentes des Bezirkes Einsiedeln vom 23.12.1970). Diese Einschränkung
bzw. Bezugnahme auf «Neubauten», welche nach Art. 5 KR anschluss-
pflichtig sind, legt den Schluss nahe, dass der Gesetzgeber die Abgabe-
pflicht in Art. 25 KR auf den Anschlusstatbestand bei Neubauten be-
grenzt hat. Überdies kann aus der Verwendung des in Art. 25 lit. a KR
angeführten BemessungskrUcriums «17%o vom Neubauwert» abgeleitet
werden, dass der kommunale Gesetzgeber auf den Wert nach der Bau-

Vollendung abstellen wollte (vgl dazu auch BGE v. 30.4.1985 i.S. KAG,
Erw. 4a betr. das ähnliche Kanatisationsreglement der Nachbargemeinde
Freienbach). Von einem Neubau ist erst dann zu sprechen, wenn die zu
seiner bestimmungsgemässen Benutzung erforderlichen Arbeiten (inkl.
korrekte Entwässerung) abgeschlossen sind (vgl. zit. BGE v. 30.4.85, Erw,
4 a in fine).

Zusammenfassend handelt es sich bei den Gebühren gemass Art. 25
KR um Anschlussgebühren im eigentlichen Sinn.

d) In der Folge ist zu prüfen, wann die Anschlussgebührenpflicht kon-
kret ausgelöst wird bzw. welcher Grundeigentümer gebiihrenpflichtig ist,
wenn nach Erteilung der Baubewilligung (für eine Neubaute) das Bau-
grundstück eine Handänderung erfährt. In diesem Zusammenhang ist
Art. 27 KR zu beachten, wonach bei Handänderung eines Grundstückes
die Gebührenpflicht unter solidarischer Mithaftung des bisherigen Ei-
gentümers auf den Erwerber übergeht. Ist die Gebührenpflicht vor der
Handänderung entstanden, kann sich der verkaufende Grundeigentümer
nach Art, 27 KR einer solidarischen Mithaftung für die Anschlussge-
biihren nicht entziehen. Ist die Gebührenpflicht hingegen erst nach der
Handänderung entstanden, kommt Art. 27 KR nicht zur Anwendung.

Wie bereits erwähnt wurde, knüpft die Abgabepflicht gemäss Art. 25
KR an Neubauten an, d.h. die Abgabepflicht wird von der Erstellung ei-
ner Neubaute abhängig gemacht. (Alle Neubauten ... haben die «Beiträ-
ge» nach Art. 25 zu leisten.) Die Erstellung einer Neubaute setzt die Ein-
holung einer Baubewilligung voraus. Eine Baubewilligung für Neubauten
kann im Regelfall nur erteilt werden, wenn im Bereich öffentlicher Ka~
nalisationen gewährleistet ist, dass das verschmutzte Abwasser in die Ka-
nalisation eingeleitet wird (vgl. Art. 17 lit. a GSchG i. V.m. Art. 11 Abs. l
GSchG). Ohne Kanaiisation ist eine Uberbauung in den meisten Fällen
ausgeschlossen, das Grundstück mithin nicht baureif (vgl. Vatlender,
a.a.O. S. 104; SGGVP 1988, S. 73 unten). Demgemäss wird in der Baube-
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willigung für Neubauten die Gebührenpflicht gemäss Art. 25 KR begrün-
det, wobei die in der Baubewilligung konkretisierte Gebührenpflicht
grundsätzlich erst Wirkung entfaltet, wenn die Baubewilligung auch
tatsächlich konsumiert wird. Mithin handelt es sich bei der in der Baube-
willigung enthaltenen Verpflichtung zur Leistung der Anschlussgebühren
um eine suspensiv bedingte Gebührenpflicht, welche dann aktuell wird,
wenn die erteilte BaubewiUigung ausgeschöpft bzw. mit der Errichtung
der Neubaute tatsächlich begonnen wird. Im konkreten Fall hätte die Be-
schwerdeführerin der Firma ... das betreffende Grundstück nicht mit
einem bewilligten Bauprojekt verkaufen können, wenn sie bei der Einho-
lung/Erteilung der von ihr nachgesuchten Baubewilligung nicht gleich-
zeitig die (suspensiv bedingte) Verpflichtung eingegangen wäre, entspre-
chende Anschlussgebühren zu bezahlen, sobald die Baubewitligung kon-
sumiert wird. Mit dem Verkauf des bewilligten Projektes an die heutige
Grundeigentümerm hat die Beschwerdeführerin die ihr in Dispositiv-Zif-
fer 4.2 der Baubewilligung vom 20.3.1989 auferlegte (suspensiv bedingte)
Verpflichtung (privatrechtlich) auf die heutige Grundeigentümerin über-
tragen (vgl Ziff. 15 des Kaufvertrages). Mit anderen Worten ist die An-
schlussgebührenpüicht nicht erst im Zeitpunkt des effektiven Kanalisa-
tionsanschlusses entstanden, sondern (wenn auch in suspensiv bedingter
Weise) bereits vorher mit der Erteilung der Baubewilligung.

Zusammenfassend ist Art. 25 i. V.m. Art. 27 KR dahingehend auszule-

gen, dass mit der Erteilung einer Baubewilligung (für Neubauten) eine
suspensiv bedingte Anschlussgebührenpflicht entsteht, wobei die Kausal-
abgabeleistung aufgeschoben wird, bis die BaubewHligung konsumiert
wird. Art. 27 KR erfasst demnach auch Fälle, in denen der Grund-
eigentümer, welchem die Baubewilligung erteilt (und demnach die sus-
pensiv bedingte Anschlussgebührenpflicht auferlegt) wurde, das Bau-
grundstück inkl. das bewilligte Projekt einem neuen Grundeigentümer
verkauft, welcher alsdann die Baubewilligung konsumiert. Mit anderen
Worten kann aus der bundesgerichtlichen Praxis zu den Kanalisationsan-
schlussgebühren nicht tel quel abgeleitet werden, dass eine Anschlussge-
bührenpfiicht (auch nicht eine suspensiv bedingte) zwingend erst am Ta-
ge des effektiven Kanalisationsanschlusses in Frage komme. Eine
derartige (allzu formalistische) Betrachtungsweise hätte zur Konsequenz,
dass bei Anschlussgebühren die Erhebung von Vor- und Teilleistungen
(z.B. bei Baubeginn) unzulässig wäre (was offensichtlich - namentlich in
Anbetracht von grösseren Uberbauungen - nicht der höchstrichtlichen
Auffassung entsprechen kann). Das vorliegende Ergebnis, wonach als
massgebender Zeitpunkt für die Entstehung der Gebührenp flieht der
Zeitpunkt der Baubewilligungserteilung gilt, steht schliesslich im Einklang
mit der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtes in ähnlichen Fällen
(vgl. VGE 360/91 v. 30.4.1992. Erw. 3d. Prot. S. 60).
(VGE 339/93 vom 23. Dezember 1993).
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31
Kausalitbgabereclit

- KanaUsationsanschlussgebithren,
Bundesgericht bestätigt Praxis, wonach für die Erhebung von Kana-
lisationscmschlussgebi'ihren bei fehlender gesetzlicher Regelung eine
lOjährige Verjährungsfrist gilt.

Ans den Erwägungen:

2. a) Die Beschwerdeführer sind der Ansicht, da weder das Kanalisa-
tionsregtement der Gemeinde X noch die kantonale Vollzugs Verordnung
zum Gewässerschutzgesetz Vorschriften enthalten, die den Beginn und
die Dauer der Verjährungsfrist für die Erhebung von Kanalisationsan-
schlussgebühren regeln, sei vorliegend auf § 82 Abs. 2 des schwyzerischen
Steuergesetzes vom 28, Oktober 1958 (StG) abzustellen, welcher für die
Einleitung der Verantagung von periodischen und nicht periodischen
Steuern eine Frist von fünf Jahren vorsehe. Indem das Verwaltungsgericht
nicht «zwischen der einfachen Forderungsverjährung (Verjährung einer
rechtzeitig veranlagten Anschiussgebühr) und der Veranlagungsverwir-
kling (Verwirkung des Anspruches auf Veraniagung einer einmaligen An-
schlussgebühr)» unterschieden habe, sei es in Willkür verfallen.

b) Das Verwaltungsgericht beruft sich im angefochtenen Entscheid auf
seine konstante Rechtsprechung, wonach «für einmalige Kanalisationsan-
schlussgebühren bzw. für einmalige Beitrage an die Baukosten der Ab-
wasseraniagen bei fehlender gesetzlicher Regelung eine lOjährige Ver-
jährungsfrist (gelte), wobei diese Frist mangels gesetzlicher Regelung mit
der Fäliigkeit des Anspruchs zu laufen» beginne,

3. a) Das Kanalisationsreglement der Gemeinde X, gestützt auf dessen
Art. 25 der Gemeinderat die Anschlussgebühren erhoben hat, enthält kei-
ne Bestimmungen über die Verjährung der Beitrage. Ebensowenig kennt
das kanlonate Recht Vorschriften, welche direkt auf die streitigen Ge-
bühren anwendbar wären,

Das Institut der VerJährung wird indessen im öffentlichen Recht auf-
grund eines allgemeinen Rechtsgrundsatzes auch dann anerkannt, wenn
eine ausdrückliche Bestimmung darüber fehlt. Sofern der massgebliche
Erlass keine Vorschriften enthält, die Beginn und Dauer der Verjäh-
rungsfrist regeln, sind die gesetzlichen Fristenregelungen anderer Erlasse
für verwandte Ansprüche heranzuziehen. Dabei ist in erster Linie auf die
Ordnung, die das öffentliche Recht für verwandte Falle aufgestellt hat,
zurückzugreifen. Beim Fehlen entsprechender gesetzlicher Vorschriften
ist die Ve rjährungs trist schliesslich nach allgemeinen Grundsätzen festzu-
legen (BGE 116 la 461 E. 2 S. 464, 112 Ja 260 E. 5 S. 262f. mit Hinwei-
sen).
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Diese ungeschriebenen Rechtsgrundsätze der Verwaltungsrechtspre-
chung beruhen auf dem öffentlichen Interesse an der Rechtssicherheit
und der Überlegung, dass der einzelne gegen unbillige Belästigungen
durch Ansprüche aus lange zurückliegender Zeit verschont bleiben soll
(BGE 78 I 86 E. 4 S. 89). Doch kommt ihnen nicht Verfassungsrang zu.
Daher prüft das Bundesgericht ihre Handhabung im Rahmen der staats-
rechtlichen Beschwerde nur unter dem Gesichtswinkel der Willkür.

b) Willkür liegt nach der Rechtsprechung nicht schon dann vor, wenn
eine andere Lösung ebenfalls vertretbar erscheint oder gar vorzuziehen
wäre. Das Bundesgericht hebt einen kantonalen Entscheid nur auf, wenn
er offensichtlich unhaltbar ist, eine Norm oder einen unumstrittenen
Rechtsgrundsatz krass verletzt oder in stossender Weise dem Gerechtig-
keitsgedanken zuwiderläuft (BGE 118 la 129 E. 2 mit Hinweisen).

4. Inwiefern der angefochtene Entscheid in diesem Sinn willkürlich sein
soll, legen die Beschwerdeführer nicht dar. Das ist vorliegend auch nicht
der Fall.

a) Bei den strittigen Beiträgen handelt es sich um Benutzungsgebühren,
die als einmalige Kausalabgaben weder periodisch noch voraussetzungs-
los geschuldet sind. Zu ordentlichen Steuern besteht mithin ein erhebli-
eher Unterschied. Zwar hat das Bundesgericht in BGE 112 la 262ff. fest-
gehalten, es sei nicht willkürlich, für die Frage, ob die Verjährungsfrist für
Kanalisations- und Wasseranschlussgebühren der Unterbrechung zugäng-
lich sei, auf die steuerrechtliche Ordnung zurückzugreifen, die -" im Ge-
gensatz zum Zivilrecht - eine Unterbrechung nicht zulasse. Doch verken-

nen die Beschwerdeführer die Tragweite dieses Entscheides, wenn sie
daraus folgern wollen, bei fehlender ausdrücklicher Regelung der Ver-
Jahrungsfrist für öffentlich-rechtliche Ansprüche greife zwangsläufig die
steuerrechtliche Verjährungsregelung Platz.

b) Das Verwaltungsgericht weist in seiner Vernehmlassung ~ wo es ei-
nen Entscheid aus dem Jahr 1991 zitiert - zu Recht darauf hin, dass das
Schwyzer Steuerrecht keine Veranlagungsverjährung für die ordentlichen
Steuern kennt, sondern in § 82 Abs. 2 StG regelt, innert welcher Frist die
Veranlagung einzuleiten ist. Aus diesem Grund sei bis anhin die Ver-
jährungsfrist für einmalige Anschlussgebühren in Anlehnung an das Zi-
vilrecht auf zehn Jahre festgesetzt worden. Für den Fall, dass die analoge
Anwendung einer steuerrechtlichen Verjährungs- oder Verwirk ungsfrist
gerechtfertigt sei, sei das «am ehesten» die für die Feslsetzitiig der Nach-
steuern vorgesehene Frist von zehn Jahren gemäss § 85 Abs. 3 und 4 StG,
womit die bisherige Praxis im Ergebnis bekräftigt werde.

Um die Beiträge an die Erstellung der Abwasseranlagen geltend ma-
chen zu können, ist selbstverständlich eine amtliche Veranlagungsverfü"
gung notwendig, worin Bestand und Umfang der Forderung festgestellt
werden. Doch sieht das Kanalisationsreglement der Gemeinde X hin-
sichtlich der Veranlagung dieser Beiträge keine Einleitungshandlungen

103



32

vor, im Gegensatz zum Steuergesetz, dessen § 61 Abs. 2 bestimmt, der Ge-

meinderat habe jedem Steuerpflichfigen ein Formular für die Sfeuerer-
klärung zuzustellen. Mit dieser Handlung wird die Veranlagung eingelei-
tet (vgl. dazu z,B. Ernst Känzig/Urs R. Behfüsch, Die direkte Bundes-
Steuer [Wehrsteuer], III. Teil, 2. Aufl. 1992, N 2 zu Art, 98). Auch diesbe"
züglich besteht somit ein erheblicher Unterschied zwischen den ordentli-
chen Steuern und den Gebühren für den KanaHsafionsanschluss, Die Auf-
fassung des Venvaltungsgerichts, wonach aus den genannten Gründen für
die vorliegenden Beiträge nicht die Bestimmungen über die Einleitungs-
verwirkung der ordentlichen Steuern herangezogen werden könnten, son-
dem allenfalls die Fristregelung zur Pestsetzung der Nachsteuer oder aber
die Ve rjährungs Ordnung gemäss Zivitrecht analog anzuwenden sei, er-
scheint damit sachlich gerechtfertigt und jedenfalls nicht willkürlich.

c) Schliesslich verweist das Verwaltungsgericht in seiner Vernehmias-
sung auf die Strassenerschtiessungsbeiträge, welche aufgrund der kanto-
nalen Planungs- und Baugesetzgebung während zehn Jahren eingefordert
werden können. Auch dieser Vergleich mit verwandten Kausalabgaben
ergibt, dass die vom VerwaUungsgericht getroffene Regelung hinsichtlich
der Beiträge an die Erstellung von Abwasseranlagen vertretbar und kei-
neswegs willkürlich ist.

d) Da vorliegend die zehnjährige Verjährungsfrist in jedem Fall noch
nicht abgelaufen ist, erübrigt es sich, deren Beginn näher zu prüfen.
(Urteil des Bundesgerichts, II. öff.-rechtl. Abt., vom 30, Dezember 1993,
2 P. 242/1992).

32
Kausalabgaberechf

- Verwaltungsgebühren. Übef'gangsrecht.

Aus dem SachverhaU:

Die kantonate Gebührenordnung für Verwaltung und Rechtspflege
(nGS 130) wurde per l. Januar 1985 und l. Januar 1991 revidiert. Die Ge-
meinde X erlässt für Baubewilligungen einen eigenen Gebührentarif, wel-
eher u.a. per l. Februar 1990 und per l. Februar 1992 angepasst wurde.
StrUtig ist die Gebührenhöhe für ein aufwendiges Bewiiligungsverfahren,
welches 6 Jahre dauerte.

Aus den Erwägungen:

(...)

Sowohl im kantonalen wie im kommunalen Gebiihrentarif fehlt eine
übergangsrechtliche Regelung (anders beim Gebührentarif der Rechtsan-
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walte: hängige Verfahren sind nach den Vorschriften des bisherigen Ge-
bührentarifs abzuschliessen; ABI 1992, S. 845). Es sind die in der Praxis
entwickelten Grundsätze zu beachten, welche hinsichtlich Beiträgen und
Gebühren besagen, dass auf jenen Tatbestand abzustellen ist, welcher die
Zahlungspflicht auslöst (Jmboden/Rhinow, Schweiz. Verwaltungrecht-
sprechung Nr. 15 B III b). Die hier umstrittene Gebühr steht im Zusam-
menhang mit der am 20.3.1992 erlassenen Verfügung. Insofern erweist
sich die Anwendung des seit 1.2.1992 geltenden Tarifs für richtig. Indes
gilt es zu beachten, dass die Vorarbeiten für diese Verfügung grösstenteils
vor dem 1.2.1992 anfielen, teils sogar vor dem 1.2.1990.

(...)

Nachdem nebst der Bedeutung der Sache auch der Zeitaufwand ein
massgebliches Bemessungskriterium ist, und dieser Zeitaufwand zu einem
grossen Teil vor dem 1.2.1992, teils sogar vor dem 1.2.1990 anfiel, ist rich-
tigerweise eine Mischrechmmg anzustellen, bei der approximativ der Zeit-
aufwand den verschiedenen Tarifperioden zugeordnet wird.

(,.,)_
(VGE 337/93 vom 23. Dezember 1993).

33
Familieiizulagen

§ 5 Abs. 2 des FamUienzulagengesefzes (FAG, nGS 365) verletzt Art. 4
Abs. l BV (Gleichheitsgebot). Nicht nur alleinstehende Frauen, sondern
alle Frauen, die im Zeitpunkt der Geburt m keinem ArbeitsverhaUnis ste-
hen, haben Anspruch auf die Geburtszulage, wenn sie bis mindestens
neun Monate vor der Geburt erwerbstätig waren.

Aus den Erwägungen:

l. Das Gesetz über die Familienzutagen vom 11. September 1991 (FZG,
nGS III/365, in Kraft seit dem l. Januar 1992) nennt den Begriff der Pa-
milienzulagen als Oberbegriff für Geburts- und Kinderzulagen (vgl. § 4
FZG). Die Geburtszulage ist eine einmalige Leistung, während die Kin-
derzulage monatlich wiederkehrend zur Auszahlung gelangt (§§ 5 und 6
FZG). Die Bestimmungen des FZG, namentlich auch jene über die An-
spruchsvoraussetzungen der Zulagen gelten sowohl für die Kinderzulagen
wie auch für die Geburtszulagen. Wenn man die für das vorliegende
S t reit verfahren nicht relevante Bezugsberechtigung gewisser Kategorien
von Selbständigerwerbenden ausser acht lässt, so setzt ein Geburtszu-
lagenanspruch gemäss den §§ 2, 5, 7 und 8 FZG kumulattv voraus:

a) dass ein Kind in der Schweiz geboren und im Geburtsregister einge-
tragen wird (§ 5 Abs. l FZG);
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b) dass Vater oder Mutter Arbeitnehmer sind (§ 7 Abs. l lit. a);

c) dass Vater oder Mutter bei einem Arbeitgeber arbeiten, der dem Ge-
setz untersteht (§ 2 Abs. l lit.a i.V. mit § 7 Abs, l Ht. a FZG);

d) dass Vater oder Mutter im Zeitpunkt der Geburt einen Lohnan-
Spruch besitzen (§ 8 FZG).

Abweichend von der soeben aufgezeigten Regelung, sieht § 5 Abs, 2
FZG für Kinder «alteinstehender» Frauen folgende Sonderregelung vor:

«Alleinstehende Frauen, die im Zeitpunkt der Geburt in keinem Ar-
beitsverhältnis stehen, haben Anspruch auf die Geburtszulage, wenn sie
bis mindestens neun Monate vor der Geburt erwerbstätig waren. In die-
sem Fall wird die Geburtszulage von der Familienausgleichskasse des
letzten Arbeitgebers ausbezahlt.»

Alleinstehende Frauen haben nach dieser gesetzlichen Regelung - im
Gegensatz zu den übrigen Leistungsansprechern - auch dann Anspruch
auf die Geburtszulage, wenn ihr Lohnanspruch im Zeitpunkt der Geburt
erloschen ist und sie nicht mehr Arbeitnehmer sind.

2. Die Vorinstanz führt vernehmlassend aus, im Zeitpunkt der Geburt
von X habe der Vater der beiden ausserehelich geborenen Kinder X und
Y zusammen mit der Mutter und den beiden Kindern im gemeinsamen
Haushalt gelebt. Damit habe es sich bei der Beschwerdefühi-erin im Zeit-
punkt der Geburt nicht um eine «alleinstehende Frau» gehandelt. Das
FZG definiert den Begriff «alleinstehende Frau» nicht.

a) Nicht weiter bei der Auslegung dieses Begriffs führt die Einsicht-
nähme in die Gesetzesmateriaiien. Die erste Anregung, «alleinstehenden
Frauen», die im Zeitpunkt der Geburt in keinem Arbeitsverhältnis stehen,
eine Geburtszulage zukommen zu lassen, wurde in einer Motion von KR

Alois Ehrter, eingereicht am 27.1.1988, gemacht. Die Vorlage des Regie-
rungsrates «Gesetz über die Familienzulagen» (RRB 831 v. 7.5.1991)
übernahm diese Anregung nicht. Bei den Verhandlungen des Kantonsra-
tes stellte dann KR Otto Kümin im Namen der SP-Fraktion den Antrag
auf § 5 Abs. 2 FZG. Dieser Antrag hatte genau jene Formulierung, wel-
ehe dann mit Unterstützung der CVP-Fraktion mit 65 zu 13 Stimmen vom
Rat ins Gesetz eingefügt worden ist. Zum Begriff «alteinstehend» äusser-
ten sich die Votanten im Kantonsrat aber nicht (vgl. Prot, der KR-Session
vom 11.9.1991).

b) Mit dem Begriff «alieinstehende Frau» wird der Personenstand bzw.
Zivilstand angesprochen. Das Zivitrecht unterscheidet zwischen ledigen,
verheirateten, verwitweten und geschiedenen Personen. Die ledigen, ver-
witweten und geschiedenen Personen werden im allgemeinen Sprachge-
brauch unter dem Begriff der «Alleinstehenden» zusammengefasst. Damit

steht dem Begriff der Alleinstehenden, jener der Verheirateten gegen-
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über. Lebensformen wie Konkubinate (eheähnliche Gemeinschaften) fin-
den in der Rechtsordnung generell und im Zivilgesetzbuch im besonde-
ren, keine spezielle Erwähnung. Nach einem allgemeinen verwal-
tungsrechtlichen Grundsatz soll Begriffen des Verwaltungsrechts nicht oh-
ne Not eine vom Zivilrecht abweichende Bedeutung beigemessen werden.
Dies gilt namentlich, wenn es sich um eingebürgerte Begriffe handelt. Von
daher ist der Begriff «alleinstehende Frau» im FZG als Komplementär-
begriff zur «verheirateten Frau» zu verstehen. Für diese Auslegung spre-
chen auch Gründe der Praktikabilität und der Verwaltungsverfahrens-
Ökonomie und der Rechtsgleichheit. Es dürfte in der Praxis für die Vor-
Instanz nicht einfach sein, in jedem Fall zuverlässig abzuklären, ob es sich
bei einer Ansprecherin auf eine Geburtszulage um ein tatsächliches
«Single» handelt oder ob die Ansprecherin in einer eheähnlichen Ge-
meinschaft lebt. Demgegenüber lässt sich die Unterscheidung verheiratet
oder alleinstehend (im Sinne von unverheiratet) mühelos anhand der amt-
lichen Register (Zivilstandsregister) feststellen. Ein grosser Abklärungs-
aufwand zur zuverlässigen Beurteilung der Frage «alleinstehend», im Sin-
ne wie es die Vorinstanz verstanden haben möchte, ist demgegenüber
aufwendig, bietet keine Garantie für Zuverlässigkeit und ist auch von der
Sache her nicht gerechtfertigt.

c) Es fragt sich, ob die Privilegierung der «alleinstehenden Frauen» be-
züglich des Anspruchs auf Geburtszulagen nicht gegen Art. 4 der Bun-
desverfassung (BV) verstösst. Das aus Art. 4 Abs. l BV abgeleitete Ge-
bot der rechtsgleichen Behandlung und das Willkürverbot stehen in
Zusammenhang miteinander. Ein ErEass verstösst gegen das Willkürver-
bot, wenn er sich nicht auf ernsthafte sachliche Gründe stützen lässt oder
sinn- und zwecklos ist, er verletzt das Gebot der Rechtsgleichheit, wenn
er rechtliche Unterscheidungen trifft, für die ein vernünftiger Grund in
den zu regelnden Verhältnissen nicht ersichtlich ist, oder Unterscheidun-
gen unterlässt, die sich aufgrund der Verhältnisse aufdrängen. Die Rechts-
gleichheit ist insbesondere verletzt, wenn Gleiches nicht nach Massgabe
seiner Gleichheit gleich oder Ungleiches nicht nach Massgabe seiner Un-
gleichheit ungleich behandelt wird (BGE 110 la 7ff. E. 2b mit Hinweisen).

Die Famiiienzulagen sind eine Ergänzung zum Leistungstohn (vgl. § 5
Abs. l Kinderzulagengesetz vom 16.10.1970, GS-15, S. 814; VGE 132/92
v. 10.2.1993 E. 2). Im Kinderzulagengesetz 1970, welches der Vorgänger-
eriass zum FZG war, wurde die Geburtszulage am 9. Mai 1974 neu ein-
geführt. Nach § 9a KZG hatten bezugsberechtigte Arbeitnehmer und Ge-
werbetreibende für jedes Kind, das nach dem 6. Schwangerschaftsmonat
in der Schweiz geboren wurde, Anspruch auf eine Geburtszulage. Mit § 5
Abs. 2 FZG erfuhr der Anspruch auf Geburtszulagen insofern eine Aus-
weitung, als nunmehr auch alleinstehende Frauen, die in keinem Arbeits-
Verhältnis (mehr) stehen und deshalb keinen Anspruch aufKinderzuIagen
haben, dennoch eine Geburtszulage erhalten. Die Verknüpfung mit der
Voraussetzung, dass sie bis mindestens neun Monate vor der Geburt er-
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werbstätig gewesen sein müssen, lässt den Schluss zu, dass der Gesetzge-
bei- damit Frauen die Geburtszuiage zuhalten wollte, welche infolge von
Sciiwangerschaft und Geburt aus dem Erwerbsleben ausscheiden und sich
den Familien- und Mutterschaftsverpftichtungen vol! zuwenden wollen.
Weshalb nun aber von der Zulage nur jene Frauen profitieren sollen, die
alleinstehend sind, nicht aber die Verheirateten, ist nicht einzusehen. Ein
sachlich überzeugender, vernünftiger Grund, weshalb hier Z.B. Personen
in eheähntichen Gememschaften gegenüber Personen in Ehegemein-
schaften zu bevorzugen sind, ist nicht ersichtlich. Ähnlich wie das Bun-
desgericht eine Benachteiligung von Ehepaaren gegenüber Konkubinats-
paaren auf dem Gebiete des Steuerrechts mit Art. 4 BV als nicht
vereinbar erklärt hat (Fall Hegetschweiler: BGE 110 la 7ff.), halt auch die
Beschränkung in § 5 Abs. 2 FZG auf unverheiratete bzw. alleinstehende
Frauen dem Gteichheitsgebot von Art, 4 Abs. l BV nicht stand. Demzu-
folge sind alte Frauen, welche die Voraussetzungen gemäss § 5 Abs. 2
FZG und die übrigen Bezugsvoraussetzungen des Gesetzes erfüllen, be-
rechtigt, eine Geburtszutage zu beziehen.
(VGE 142/92 vom 10. Februar 1993).

34
Familienzulagen

Nach § 11 Abs, 2 FZG können die Familienwlagen mit fälHgen Beiträ-
gen gemäss dem kantonalen Gesetz über die Familienwlagen verrechnet
werden.

- Kmderzulagen können hingegen nicht mit ausstehenden (bundesrechtU-
chen) AHV-Bei fragen verrechnet werden.

Aus den Erwägungen:

l. Unter dem Namen «FamiHenausgleichskasse Schwyz» besteht eine
kantonale Kasse als offen t lich-rech t liche Anstalt mit eigener Rechtsper-
sönlichkeit. Die Führung der kantonalen Kasse ist der Ausgleichskasse
Schwyz übertragen (vgl. § 15 Abs. l und 2 des kantonalen Gesetzes über
die Familienzulagen (FZG, nGS 111-365). Nach § 11 Abs. 2 FZG können
die Familienzulagen mit fälligen Beiträgen gemäss diesem Gesetz (FZG)
verrechnet werden. § 31 FZG sieht schliesslich vor, dass ~ soweit dieses
Gesetz (FZG) keine Regelung enthält - sinngemäss die Bestimmungen
der Bundesgesetzgebung über die Familienzulagen in der Landwirtschaft
als ergänzendes Recht gelten. Gemäss Art. 8 des Bundesgesetzes über die
Familienzulagen in der Landwirtschaft (FLG, SR 836,1) können Familien-
zulagen für Kleinbauern mit den Beiträgen, die diese gemäss AHVG so-
wie gemass Art. 18 FLG schulden, verrechnet werden. Zudem normiert
Art. 15 FLG, dass für den Zahlungs- und Abrechnungsverkehr die Be-

108










































































































	EGV-SZ 1993a
	EGV-SZ 1993b

